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Solidarität 
mit dem Hungerstreik

Der Hungerstreik der politi­
schen Gefangenen und 
Kriegsgefangenen in den tür­
kischen Gefängnissen findet 
breite Unterstützung. In 
Paris, Wien und Bonn fanden 
Pressekonferenzen zur Unter­
stützung der Hungerstreiken­
den statt. In Essen demon­
strierten in der letzten Woche 
rund 100 Türken und Kurden 
vor dem Generalkonsulat der 
Türkei für bessere Haftbedin­
gungen der Gefangenen.« In 
Hamburg fand eine Kundge­
bung vor dem türkischen 
Konsulat statt, in Köln wurde 
ein türkisches Reisebüro be­
setzt. In Bonn und Duisburg 
laufen zur Zeit Solidaritäts­
hungerstreiks, in Bonn betei­
ligen sich etwa 150 türkische 
und kurdische Genossen. Ge­
tragen werden diese Aktionen 
von einem breiten Bündnis 
aus SVP (Sozialistische Mut­
terlandspartei) , ERNK-Euro- 
pavertretung, TKP/B (Kom­
munistische Partei der Tür- 
kei/Einheit), TDKP( YDÖ) 
(Revolutionäre Kommunisti­
sche Partei der Türkei-Aus­
landsorganisation), Ekim, 
Dev Sol (Revolutionäre Lin­
ke), Kawa und Heviya Gel. 
Die gleiche Aktionseinheit 
führte auch Aktionen in 
Österreich und Frankreich 
durch.

Das Bündniss rief für Sam­
stag, den 12. August zu einer 
Demonstration in Bonn auf. 
Etwa 3000 Menschen betei­
ligten sich daran. Erfreuli­
cherweise war die Zahl der 
bundesdeutschen Teilnehmer 
nicht so gering wie sonst.

In einem gemeinsamen

Solidaritätshungerstreik in 
Bonn

Flugblatt der Aktionseinheit 
heißt es u.a.:„Um ihr sich auf 
Ausbeutung, Folter, Terror 
und nationale Unterdrückung 
stützendes System aufrechter­
halten zu können, greifen die 
herrschenden Klassen, die die 
wirtschaftliche und politische 
Instabilität nicht aufhalten 
können, die werktätigen tür­
kischen und kurdischen Völ­
ker auf grausame Weise an. 
In der Türkei und in Nord­
west- Kurdistan, wo die Zahl 
der Arbeitslosen sich auf Mil­
lionen beläuft, die Armut kei­
ne Grenzen mehr kennt und 
die Not zum Alltag geworden 
ist, werden Massaker und 
Folter als etwas Gewöhnli­
ches angesehen . . .
Der Sieg wird den Wider­
stand Leistenden gehören! 
Nieder mit dem Faschismus! 
Es lebe unser Kampf!“— (tja, 
F.K.)
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Aufruf zum Antikriegstag 1989

emeinsam gegen die Europapolitik 
des BRD-Imperialismus!

75 Jahre nach dem Beginn des Ersten und 50 Jahre nach der Auslösung des Zweiten Weltkriegs durch den deut­
schen Imperialismus ist der Antikriegstag von aktueller Bedeutung. Im krassen Gegensatz zu den Bonner Gedenk­
reden, die den Krieg als Vergangenheit bezeichnen und dem Imperialismus eine Wandlung zur Friedensfähigkeit 
bescheinigen, wird der Kampf um die Neuordnung Europas vorbereitet.

Die BRD steht dabei in der Kontinuität des deutschen Imperialismus. Sie strebt danach, die Folgen seiner Nieder­
lage unter Hitler zu beseitigen und auch militärisch zur Großmacht zu werden. Für den Kampf um den Platz Nummer 
1 in der Welt soll unter Führung der Bundesrepublik im engen Verbund mit Frankreich die EG zur Weltmacht werden.

Mit den Hoffnungen der Menschen hat dieser als „europäische Friedensvision“ angepriesene Zusammenschluß 
nichts zu tun. Was soll es denn auch mit Frieden und Völkerverständigung zu tun haben, wenn
— die deutsch-französische Kooperation ausgebaut wird und die BRD Verfügungsgewalt über Atomwaffen anstrebt,
— die militärische Zusammenarbeit im Rahmen der Westeuropäischen Union (WEU) aktiv vorangetrieben wird,
— das faschistische türkische Folterregime bei dem Völkermord an den Kurden unterstützt wird, fortschrittliche aus­

ländische Organisationen in der BRD zunehmend verfolgt und unterdrückt werden und im „Kurden-Prozeß“ in 
Düsseldorf mit Hilfe des § 129a die Unterstützung von Befreiungskämpfen schlechthin kriminalisiert werden soll,

— der Einsatz deutscher Truppen im Ausland mit dem Einsatz von BGS-Beamten in Namibia vorbereitet wird,
— CSU-Chef Waigel offen den Anspruch auf ein Deutschland in den Grenzen von 1937 erhebt,
— faschistische Parteien hochgepäppelt werden, die Ausländerhetze betreiben und offen für die Wiedereinverlei­

bung der ehemals deutschen Ostgebiete sowie die Vorherrschaft in Westeuropa werben.

Wer die Geschichte gerade dieses Jahrhunderts kennt, der weiß, daß die Europapläne arbeiterfeindlich und men­
schenverachtend sind.

Weltweiter Terror und Krieg gegen die Befreiungskämpfe der Völker Asiens, Afrikas und Lateinamerikas unter­
streichen tagtäglich, daß der Imperialismus trotz tausendfacher Beteuerung nicht friedlich geworden ist, sein ag­
gressives militärisches Wesen nicht verloren hat.

Von Nicaragua über Peru, Südafrika, Afghanistan, Eritrea und Palästina stehen die Völker im Kampf gegen im­
perialistische Unterdrückung. Ihrem Kampf gehört unsere Solidarität.

Noch steht der Widerstand gegen die imperialistischen Europapläne am Anfang. Noch ist er zersplittert, ausgerichtet 
gegen Einzelerscheinungen und einzelne Elemente dieser imperialistischen Politik.

Wir rufen dazu auf, den Widerstand zu verstärken und sich an den verschiedenen Aktionen zum Antikriegstag zu 
beteiligen.

Wir treten für folgende Forderungen ein:
— Raus aus der NATO!
— Gegen die Aufrüstung mit neuen Kurzstreckenwaffen!
— Völkerrechtliche Anerkennung der DDR und der bestehenden Nachkriegsgrenzen in Europa!
— Keine westdeutschen Truppen ins Ausland!
— Auflösung und Verbot aller faschistischen Organisationen und der Verbreitung faschistischen Gedankenguts 

nach Art. 139 Grundgesetz!
— Aktives und passives Wahlrecht für die in der BRD lebenden Ausländer!
— Solidarität mit dem Befreiungskampf der Völker gegen imperialistische Ausbeutung und Unterdrückung!
—- Vereint den Widerstand gegen die imperialistische Europapolitik!

Ansätze für die Entwicklung eines breiten antiimperialistischen Bündnisses bestehen seit einiger Zeit. Sie auszu­
bauen ist das Ziel eines angestrebten antiimperialistischen Kongresses im Frühjahr 1990.

Der Aufruf wird unterstützt von:
ATIF, Bund Westdeutscher Kommunisten (BWK), EKIM, Marxistisch-Leninistische Partei Deutschlands (MLPD), Vereinigte Sozialistische 
Partei (VSP), Volksfront gegen Reaktion, Faschismus und Krieg, Westberliner Initiative für ein antiimperialistisches Aktionsbündnis.

V.i.S.d.P.: Peter Borgwardt, Bunsenstr. 17, 4690 Herne 2; Jörg Detjen, c/o GNN-Verlag, Zülpicher Str. 7, 5000 Köln 1; Törk Hansen, c/o 
VSP, Aquinostr. 7-11,5000 Köln 1.

Mitteilung zur 
BDK im Oktober

Wir möchten an folgende Antragsfristen 
für die 2. Tagung der 9.o. Bundesdele­
giertenkonferenz des BWK erinnern: 

Anträge von einzelnen Mitgliedern auf 
dem Appellationsweg müssen spätestens 
zur Sitzung des Präsidiums der BDK am 
30.9.1989 im Büro in Köln eintreffen. 
Ordentliche Anträge kommen je nach 
Abgabetermin in den Mitteilungsdienst 

oder ins Delegiertenmaterial. Die gelten­
de Geschäftsordnung ist abgedruckt in: 
Ergebnisse der Herbstkonferenz der 8.o. 
Bundesdelegiertenkonferenz, September 
1988. Präsidium der Bundesdelegierten­
konferenz des BWK, 14.8.1989
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Aktuell in Bonn
Groß deutsche Pressionen
Mit einer gefährlichen Provokation ver­
sucht die Bundesregierung, ihren auf die 
Annektion der DDR zielenden Allein­
vertretungsanspruch für alle „Deut­
schen“ gegenüber Ungarn durchzuset­
zen. Nachdem die DDR seit Jahresan­
fang über 40 000 Ausreiseanträge geneh­
migt hatte, ordnete die Bundesregierung 
am 7.8. die Schließung ihrer Vertretung 
in Ostberlin an. Diese sei durch 130 
DDR-Staatsbürger, die aus der DDR 
ausreisen wollten, „überfüllt“. Wenig 
später folgte Akt Nr. 2: Die BRD-Bot- 
schaft in Budapest, in die inzwischen 
180 DDRler eingezogen waren, wurde 
geschlossen. Erstes Ziel dieser Provoka­
tionen ist, die ungarische Regierung zu 
zwingen, von der BRD ausgestellte Päs­
se für DDR-Staatsbürger anzuerkennen. 
Das wäre das erste Mal, daß ein Staat 
des Warschauer Pakts die Anmaßung der 
BRD, DDR-Staatsbürger zu vertreten, 
anerkennt und die DDR infragestellt.

Haussmann vertuscht
Am 2. August hat Bundeswirtschaftsmi­
nister Haussmann (FDP) den Antrag der 
Kieler Staatsanwaltschaft abgelehnt, ge­
gen die Howaldtswerke/Deutsche Werft 
AG (HDW) in Sachen Lieferung von ge­
heimen U-Boot-Plänen nach Südafrika 
zu ermitteln. Begründung: Es gehe nur 
um „Verletzung formeller Geheimhal­
tungspflichten“, und ein Ermittlungsver­
fahren werde „die Fähigkeit der BRD 
zur Rüstungskooperation insbesondere 
mit Nato-Partnern“ beeinträchtigen. Of­
fenbar sollen Schmiergelder und die 

Bundes„presseminister“ Hans Klein (CSU), langes Mitglied der Sudetendeutschen 
Landsmannschaft (Bild: beim „Pfingstreffen“ der Sudetendeutschen in Stuttgart 
1989) hat eine Dokumentation „über die offene deutsche Frage“ vorgelegt. Diese ent­
hält Auszüge aus Dokumenten der Anti-Hitler-Koalition, der NATO, Verträgen der 
BRD und Urteilen des Bundesverfassungsgerichts, alle zum Beweis, das „Deutsch­
land als Ganzes“ in den „Grenzen, wie sie am 31. Dezember 1937 waren“, fortbeste­
he. Eines fehlt wohlweislich: die Charta der Vereinten Nationen und die hierin veran­
kerte Souveränität, Integrität und Unverletzlichkeit fremder Staaten. Gegen diese 
Charta verstößt die Dokumentation.

Verstrickung der Bundesregierung wei­
ter im Dunkeln bleiben.

Monopol jawohl
Die Monopolkommission stimmte der 
geplanten Fusion Daimler/MBB unter 
Vorbehalten zu. Als einziger von fünf 
war Vorsitzender Immenga dagegen und 
trat zurück. Für Fusion notfalls auch 
ohne Auflagen: nur das IG Metall-Kom­
missionsmitglied. Die Kommission 
sprach sich aber für Auflagen aus, denen 
von Daimler und MBB sofort katego­
risch widersprochen wurde, wie die 
Ausgliederung wichtiger Rüstungspro­
duktionsbereiche. Sie warnte vor Macht­
konzentration von Konzernen und Ban­
ken.

Beamtenversorgung
Der Gesetzentwurf „zur Änderung des 
Beamtenversorgungsgesetzes . . . “ soll 
noch im September im Bundestag bera­
ten werden. Nachdem die Öffentlichkeit 
über die „Bevorzugung“ der Beamten in 
Sachen Kindererziehungszeiten aufge­
schrien hatte, soll darüber neu verhan­
delt werden. Im übrigen soll die Rente 
von Beamten, die vor dem 65. Lebens­
jahr in Ruhestand gehen, durch Abschlä­
ge gesenkt werden. Das wird z.B. viele 
Bahn- und Postbeamte treffen, die nach 
jahrelangem schweren Schichtdienst 
vorzeitig in Rente müssen.

Teuerung? Mehr Steuern!
Die von Kapitalisten und Regierung auf 
etwa 3 Prozent hochgetriebene Teuerung 
senkt nicht nur direkt die Reallöhne der 
Lohnabhängigen. Sie führt auch zu hö­
heren Steuereinnahmen bei Bund und 
Ländern. Darauf hat der Bund der Steu­
erzahler hingewiesen. Seine Berechnun­

gen hätten ergeben, daß eine Fortdauer 
der jetzigen Teuerungsrate bis 1995 zu 
„heimlichen Steuereinnahmen“ von 67 
Milliarden DM führen würde. Der Steu­
erzahlerbund hat sich gehütet, näher auf­
zuschlüsseln, wer diese höheren Steuern 
aufbringt. Tatsächlich zahlen vor allem 
die Lohnabhängigen mit geringen Ein­
kommen mehr direkte und indirekte 
Steuern. Der Steuerzahlerbund dagegen 
leitet aus seinen Berechnungen die For­
derung ab, die Unternehmenssteuern 
noch stärker zu senken.

Tiefflieger
Während CDU-Bürgermeister Divivier 
in Ramsteim der Initiative „Wider das 
Vergessen“ (der Flugkatastrophe) Räu­
me verweigert und sie als „staatsfeind­
lich“ und „kommunistisch“ bezeichnet, 
kommt zutage, daß das ebenfalls von sei­
ner Partei gehaltene Verteidigungsmini­
sterium das Vergessen organisiert. Seit 
1985 gibt es — vom Bund selbst in Auf­
trag gegebene — Gutachten über Ge­
sundheitsgefährdung durch Tiefflüge 
(v.a. wegen des Lärms). Das Ministe­
rium sorgte dafür, daß solche Gutachten 
in den Untiefen Bonner Schubladen ver­
senkt wurden.

ZDK zu Polen
Westdeutsche und polnische Katholiken 
haben eine Erklärung zum 50. Jahrestag 
des deutschen Überfalls auf Polen her­
ausgegeben. Die Vertriebenenverbände 
haben die u.a. von Hans Maier (CSU) 
und Remmers (CDU) unterschriebene 
Erklärung angegriffen wegen angebli­
cher Preisgabe (groß)deutscher „Rechts­
positionen“. Tatsächlich treten die Un­
terzeichner dafür ein, „daß die West­
grenze Polens dauerhaften Bestand hat“. 
Sie erklären aber gleichzeitig: „Es gibt 
noch keine Friedensregelung für 
Deutschland als Ganzes“, verurteilen 
„die zynische Machtpolitik, wie sie im 
Ribbentropp-Molotow-Pakt zum Aus­
druck kam“, fordern „Minderheiten­
rechte“ „der in Polen lebenden Deut­
schen“ und treten ein dafür, „daß . . . 
auch das deutsche Volk . . . das Recht 
auf Selbstbestimmung wahrnehmen kön­
ne“. Die Erklärung greift damit die 
DDR direkt an, schürt die Widersprüche 
zwischen Polen, der DDR und der SU 
und trägt so zur revanchistischen Spal­
tung des Warschauer Paktes bei.

Was kommt demnächst?
Am 15.8. legt die CDU/CSU-Mittel- 
standsvereinigung ihre Forderungen zur 
Reform der Arbeitslosenversicherung 
vor. Am 16.8. reist Blüm nach Rom zum 
Papst. Am 24. August ist die erste Kabi­
nettssitzung nach Kohls Urlaub geplant. 
Auf der TO steht u.a. der Bundeshaus­
halt 1990. Am 31.8. beginnen die Sit­
zungen des Bundestags wieder. Am 1.9. 
ist Antikriegstag und 50. Jahrestag des 
faschistischen Überfalls auf Polen. Am 
10.9. beginnt der CDU-Parteitag.
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PKK-Prozeß vor dem OLG Düsseldorf

Schauprozeß gegen Befreiungskampf 
BRD wird koloniale Kriegspartei

Noch im August erwartet die Bundesan­
waltschaft in Karlsruhe die Zulassung 
ihrer Anklage gegen vermeintliche und 
wirkliche Mitglieder und Anhänger der 
PKK vor dem Oberlandesgericht Düssel­
dorf. Die Vorbereitungen der Bundesan­
waltschaft lassen auf einen Schauprozeß 
von enormem Umfang schließen. Allein 
der Umbau des Düsseldorfer Gerichts, 
von der nordrhein-westfälischen Justiz­
verwaltung schon begonnen, bevor ir­
gendein Gericht über die Zulassung der 
Anklage entschieden hatte, verschlingen 
über 7 Mio. DM. Die Anwälte der An­
geklagten erwarten einen zweijährigen 
Prozeß. Tatsächlich ist das geplante Ver­
fahren von Umfang und Bedeutung der 
größte Prozeß gegen eine revolutionäre 
Arbeiterorganisation in der BRD seit 
dem KPD-Verbotsprozeß. „Dieser 
Mammutprozeß ist eine neue Herausfor­
derung für die deutsche Strafjustiz. Sie 
wird sich ihr stellen müssen und stel­
len“, erklärte Rebmann. (1)

20 Kurden und Kurdinnen sollen ab 
November wegen angeblicher Bildung 
einer terroristischen Vereinigung und 
anderer angeblicher Straftaten angeklagt 
und zu hohen Haftstrafen verurteilt wer­
den. Fünf Anklagen hat Rebmann bisher 
vorgelegt und beantragt, sie zu einem 
Verfahren zusammenzufassen.

Aber das Ausmaß der von BRD- 
Staatsschutzorganen errichteten „zwei­
ten Front gegen die PKK“ (so türkische 
Regierungsvertreter über die Verfolgung 
kurdischer Organisationen in der BRD) 
ist noch größer. Allein die Bundesan­
waltschaft führt nach eigenen Angaben 
mindestens zwei weitere große Ermitt­
lungsverfahren gegen wirkliche und ver­
meintliche Mitglieder und Sympathisan­
ten der PKK in der BRD. In einem Ver­
fahren ermittelt sie gegen angeblich 20 
Kurdinnen und Kurden, von denen ledig­
lich vier namentlich genannt werden, 
pauschal wegen „Mitgliedschaft in bzw. 
Unterstützung der terroristischen Ver­
einigung im Zusammenhang mit Aktivi­
täten der Arbeiterpartei Kurdistans 
(PKK) und anderer Straftaten“ und läßt 
nach ihnen z.T. international fahnden. 
Über ein siebtes Ermittlungsverfahren 
teilt die BAW lediglich mit, daß sie ge­
gen mehrere „namentlich bekannte“ 
Kurden wegen angeblicher Morde und 
Mordversuche fahnde. Bei einem dieser 
„Morde“ fehlt der Bundesanwaltschaft 
sogar die Leiche: Das vermeintliche Op­
fer wird „vermißt“. Das genügt dem 
Ermittlungsrichter des Bundesgerichts­
hofs, um nach zwei angeblich Verdächti­
gen, deren Namen nicht genannt wer­

den, weltweit fahnden zu lassen.

Hilfe für einen verbreche­
rischen Kolonialkrieg 

Was veranlaßt die Bundesanwaltschaft 
und die mit ihr verbundenen Polizei- und 
Justizorgane, vom Innen- und Justizmi­
nisterium und dem Auswärtigen Amt 
über die Innenministerkonferenz, das 
BKA bis zur nordrhein-westfälischen 
Polizei- Justizverwaltung, mit so faden­
scheinigen Anklagen eine so exzessive 
Verfolgung kurdischer Organisationen 
von westdeutschem Boden aus zu betrei­
ben?

Die Hoffnungen der Imperialisten und 

10. September 1988: Demonstration von Feyka Kurdistan vor dem Bundesgerichtshof 
in Karlsruhe. Schon jetzt ist die BRD wichtigster Waffenlieferant für die türkischen 
Kolonialtruppen in Kurdistan.

des türkischen Regimes, nach dem Ende 
des iranisch-irakischen Krieges werde 
der bewaffnete kurdische Befreiungs­
kampf schwächer werden, haben sich 
nicht erfüllt. Im Gegenteil gewinnt der 
Befreiungskampf vor allem in den tür­
kisch besetzten Teilen Kurdistans weiter 
an Kraft. Trotz grausamster Mittel — 
selbst die imperialistische Presse räumt 
ein, daß das NATO-Mitglied Türkei 
Giftgas gegen kurdische Dörfer und Be­
freiungskämpfer einsetzt (2) — und trotz 
immer weiter zunehmendem Truppen­
einsatz — allein im Gebiet der Cudi-Ber- 
ge versuchen zur Zeit 15000 Mann tür­
kische Luft- und Bodentruppen, Stellun­
gen der Befreiungskämpfer mit dem Ein­
satz von Bomben und Artillerie zu ver­
nichten (3) — nimmt die Unterstützung 
für die PKK und die von ihr geschaffene 
„Nationale Befreiungsfront Kurdistans 
(ERNK) ständig weiter zu, wird die 
„Volksbefreiungsarmee Kurdistans“ 
(ARGK) so stark, das die türkischen 
Truppen Gebiete entlang der Grenze zu 

Iran und Irak nur noch in großen Einhei­
ten zu betreten wagen.

Die brutalen Übergriffe türkischer 
Gendarmen und Justizbeamter auf Ge­
fangene PKKler in den letzten Wochen 
(siehe S. 15), faktisch Geiselmorde, sind 
ein Zeichen für die wachsende Unruhe, 
in die das Kolonialregime wegen dieser 
Entwicklung gerät. Auch die Imperiali­
sten werden zunehmend unruhig. Der 
kurdische Befreiungskampf droht ihre 
Position im Nahen und Mittleren Osten 
nachhaltig zu gefährden. Ein unabhängi­
ges, antiimperialistisches Kurdistan wä­
re nicht nur eine enorme Ermutigung für 
andere antiimperialistische Kräfte in der

Region. Es würde auch die Energiever­
sorgung des mit dem EG-Binnenmarkt 
angestrebten imperialistischen „Groß­
wirtschaftsraums Europa“ direkt beein­
trächtigen: Mit Ausnahme einer Öllei­
tung durch den Libanon führen sämtliche 
Landverbindungen und Pipelines von 
den Ölquellen des Iran, des Irak, Ku­
weits und Saudi-Arabiens zum Mittel­
meer und damit nach Europa durch kur­
disches Gebiet. Ein unabhängiges, anti­
imperialistisches Kurdistan zu verhin­
dern, ist deshalb das gemeinsame Ziel 
der NATO, aber auch „neutraler“ Staa­
ten wie Schweden, der Schweiz und 
Österreichs.

BRD auf dem Weg zur 
Kriegspartei im Kolonialkrieg 

gegen das kurdische Volk
Für die BRD kommt noch ein weiterer 
Grund dazu. Keine andere imperialisti­
sche Macht hat so viel Kapital in der 
Türkei angelegt wie die westdeutschen 
Konzerne. Keine andere imperialistische
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Karte von Kurdistan. „. . . der Versuch, einen Teil türkischen Gebiets z.B. im Kurdi­
stan — von der Türkei abzutrennen, könnte den latenten geopolitischen Zusammen­
hang zwischen Mittlerem Osten und dem atlantischen Bündnisbereich hervortreten 
lassen“, beschrieb schon 1981 der spätere BRD-Verteidigungsstaatssekretär Lothar 
Ruehl die enorme Bedeutung, die die BRD und die gesamte NATO der Kontrolle der 
Landverbindung zum Mittleren Osten beimißt.

Macht hat auch ihre Nahost- und Mittel­
ostexpansion so eng mit dem Schicksal 
des türkischen Regimes verbunden wie 
die BRD. Seit 1963 in der NATO für die 
„Türkeihilfe“ und die Ausbildung türki­
scher Militärs zuständig, hat die BRD 
seit dem Putsch 1980 das türkische Re­
gime u.a. mit Waffen im Wert von meh­
reren Milliarden DM versorgt. (4) Ein 
großer Teil davon diente direkt als Nach­
schub für den Kolonialkrieg in Kurdi­
stan. Die direkte und indirekte Beteili­
gung westdeutscher Militärs, Konzerne, 
Polizei und Geheimdienste am türki­
schen Kolonialkrieg in Kurdistan dürfte 
inzwischen stärker sein als die westdeut­
sche Beteiligung am portugiesischen Ko­
lonialkrieg in Afrika in den Sechziger 
und frühen Siebziger Jahren.

Vermutlich hat man sich in Kreisen 
der westdeutschen Sicherheitsorgane 
längst auf eine noch stärkere Interven­
tion der BRD in den Kolonialkrieg gegen 
das kurdische Volk eingestellt. Schließ­
lich liegt der türkisch besetzte Teil Kur­
distans direkt im NATO-Vertragsgebiet 
und fällt somit unter die Beistandsver­
pflichtungen aller NATO-Vertragsstaa- 
ten.

Für eine solche direkte westdeutsche 
Intervention in den türkischen Kolonial­
krieg in Kurdistan ist jede in der BRD 
laut werdende Kritik an dem türkischen 
Kolonialregime, speziell durch kurdi­
sche Organisationen und da vor allem 
durch solche, die die PKK und den von 
ihr geführten kurdischen Befreiungs­
kampf direkt und offen unterstützen, 

Gift. Während die PKK und ihr nahe­
stehende Organisationen immer wieder 
ihre zurückhaltende Politik betonen und 
erklären, daß sie den bewaffneten Kampf 
nur in Kurdistan führen, in der BRD da­
gegen für ihre gerechte Sache werben 
und die hier lebenden 400000 Kurden 
organisieren wollen, entwickeln die 
Staatsschutzorgane eine Härte und Will­
kür gegen kurdische Organisationen, als 
sei die BRD beinahe Kriegsgebiet gegen 
Kurden und kurdische Organisationen.

Bezahlte Kronzeugen, 
Rebmann als Weltgendarm 

Damit einher geht eine Verschärfung der 
allgemeinen Repression. So plant die 
Bundesanwaltschaft unter ausdrückli­
chem Bezug auf den PKK-Prozeß weit­
reichende Änderungen der Strafprozeß­
ordnung, die künftig nicht nur bei 
§ 129a-Verfahren, sondern bei jeder an­
geblichen „Bandenkriminalität“ bis hin 
zum einfachen Diebstahl zur Anwen­
dung kommen sollen. Danach sollen 
Zeugen:
— von der Pflicht zum Erscheinen im 
Prozeß befreit werden können;
— Aussagen zur Person verweigern 
dürfen;
— optisch abgeschirmt oder sogar mit­
tels „Fernsehschaltung“ im Verfahren 
erscheinen;
— finanzielle Zahlungen in Form von 
„Überbrückungshilfen“, Zuwendungen 
für die Beschaffung einer neuen Woh­
nung, Sozialhilfe, Prozeßkostenhilfe u. 
ähnliches erhalten können. (5)

Am Ende dieser „Zeugenschutzmaß­
nahmen“ stünde der bezahlte, anonyme 
Polizeispitzel, der noch nicht einmal im 
Verfahren erscheinen muß. Die Aussa­
gen dieser womöglich gekauften oder 
erpreßten Denunzianten könnten ausrei­
chen, um Angeklagte zu jahrelangen, 
wenn nicht lebenslanger Haft zu verur­
teilen, ohne daß sie ihre Beschuldiger 
jemals zu Gesicht bekommen.

Sollte das OLG Düsseldorf die Ankla­
gen der Bundesanwaltschaft in vollem 
Umfang zulassen, so wäre dies zugleich 
ein Freibrief für die Bundesanwaltschaft, 
sich künftig als weltweite Verfolgungs­
behörde zu entfalten. Zwei der fünf von 
Rebmann dem OLG vorgelegten Ankla­
gen beziehen sich nämlich auf angebli­
che Straftaten von Kurden an anderen 
Kurden im Ausland: Meral Kidir und 
Hassan Hayri Güler sollen, so der Vor­
wurf der BAW, in PKK-Lagern im Liba­
non an Todesurteilen mitgewirkt haben. 
Um daraus überhaupt eine Anklage ferti­
gen zu können, will die BAW erstmals in 
der Geschichte der BRD den § 7 Strafge­
setzbuch zur Anwendung bringen. Darin 
maßt sich die BRD Strafverfolgungs­
rechte selbst dann an, wenn Ausländer 
außerhalb der BRD an Ausländern eine 
Straftat begehen, sofern „der Tatort kei­
ner Strafgewalt unterliegt“. Dies sei, so 
die BAW, im Fall des Libanon gegeben. 
Im Grunde sei der Libanon kein ordentli­
cher Staat mehr, deshalb habe die Bun­
desanwaltschaft das Recht, ja sogar die 
Pflicht, einzugreifen, zu verhaften und 
anzuklagen.

Diese Konstruktion der Bundesanwalt­
schaft ist nach Auskunft der Verteidiger 
der angeklagten Kurden selbst im Ver­
gleich zu Weltgendarmen-Praktiken bei­
spielsweise der USA, die bislang immer 
„erst“ eingriffen, wenn US-Bürger oder 
US-Eigentum im Ausland angegriffen 
wurden, einmalig.

Im Unterschied dazu greift die BAW 
ohne Umschweife in innere Angelegen­
heiten des Libanon ein. Dieser ist in ih­
ren Augen kein „ordentlicher Staat“ 
mehr, also muß Rebmann, muß die BRD 
Ordnung schaffen. Die Konstruktion ist 
äußerst elastisch und kann z.B. jederzeit 
auf die von der Türkei besetzten kurdi­
schen Gebiete und damit auf den gesam­
ten kurdischen Befreiungskampf ausge­
weitet werden. Die BAW braucht nur ein 
OLG zu finden, das ihrer Meinung, dort 
sei — etwa durch Fortschritte im Befrei­
ungskampf — die türkische Staatsmacht 
zusammengebrochen, zustimmt. Prompt 
könnten westdeutsche Justizorgane jeden 
Kurden, der irgendwie greifbar ist, unter 
irgendwelchen Vorwänden einsperren, 
anklagen und aburteilen — womöglich 
noch mit Aussagen anonymer Zeugen 
des türkischen Geheimdienstes als „Be­
weis“.
Quellen: (1) Halbjahreskonferenz der Bundesan­
waltschaft, 27. Juli 1989; (2) FAZ, 26.7.89; (3) 
siehe Kurdistan-Rundbrief 17/89; (4) Europä­
ische Wehrkunde 3/89, S. 19lf.; (5) Neue Juri­
stische Wochenschrift 19/89, S. 1185f. — (rül)
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„Beschäftigungsförderung“ 
Leiharbeit soll 

ausgeweitet werden
Nach dem jetzt vorliegenden Gesetzent­
wurf der Fraktionen von CDU/CSU und 
FDP sollen alle Vorschriften des bis En­
de 1989 bzw. 1992 geltenden Beschäfti­
gungsförderungsgesetzes von 1985 um 
fünf Jahre verlängert werden. Das heißt:

Erstens: Die Befristung von Arbeits­
verträgen ohne besondere Begründung 
auf 1/2 Jahre in allen Betrieben mit mehr 
als 20 Beschäftigten und auf zwei Jahre 
in Betrieben mit weniger als 20 Beschäf­
tigten soll bis zum 31. Dezember 1995 
erlaubt sein. Man kann davon ausgehen, 
daß dies die Vorbereitung auf die dauer­
hafte Durchsetzung befristeter Arbeits­
verträge ist. Die Kapitalisten, aber vor 
allem auch der staatliche Dienstherr ha­
ben die Möglichkeiten dieses Gesetzes 
weidlich genutzt. Nach Untersuchungen, 
die die Bundesregierung in Auftrag ge­
geben hat, mußte seit 1985 jeder dritte 
Lohnabhängige, der ein neues Arbeits­
verhältnis in der Industrie einging, eine 
Befristung hinnehmen, im öffentlichen 
Dienst sogar jeder zweite. Höchstens die 
Hälfte der befristet Eingestellten sind in 
unbefristete Arbeitsverhältnisse über­
nommen worden. Der Druck, den Kapi­
talisten und Dienstherr damit auf die 
Lohnabhängigen ausüben, ist beträcht­
lich. Verschlechterung der Arbeitsbedin­
gungen, Intensivierung der Arbeit, 
plötzliche Überstunden oder „freiwilli­
ge“ Kurzarbeit je nach Auftragslage, 
niedrigere Einstellungslöhne — die ge­
werkschaftlichen Berichte über die Aus­
wirkungen der befristeten Arbeitsverträ­
ge zeigen, daß die Kapitalisten jede 
Möglichkeit genutzt haben.

Zweitens sollen mit der Verlängerung 
des Beschäftigungsförderungsgesetzes 
die befristeten Änderungen des Arbeits­
förderungsgesetzes verlängert werden. 
Dies ist zum einen die Förderung von 
Ausbildungsmaßnahmen für Jugendliche 
unter 25 und für Frauen, die nach der 
Familienbetreuung wieder arbeiten wol­
len, die nicht zu anerkannten Berufsab­
schlüssen führen. Zum anderen soll die 
auf zwölf Wochen verlängerte Sperrfrist 
für den Bezug von Arbeitslosengeld bei 
eigener Kündigung des Versicherten 
ebenfalls bis Ende 1995 beibehalten wer­
den.

Drittens sollen die Erleichterungen der 
Leiharbeit — Leiharbeit in einem Betrieb 
darf weiterhin bis zu einem halben Jahr 
dauern — nicht nur beibehalten, sondern 
in besonderen Fällen sogar ausgeweitet 
werden. Bisher galt für Betriebe mit we­
niger als 20 Beschäftigten, daß sich die 
Kapitalisten einer Branche untereinander 
Arbeitskräfte ausleihen konnten, wenn 
dies durch einen Tarifvertrag geregelt 
und durch das zuständige Landesarbeits­
amt genehmigt war. Künftig soll die Bin­
dung an Tarifverträge entfallen, außer­

dem soll die Entleihung nicht mehr ge­
nehmigungspflichtig, sondern nur noch 
meldepflichtig sein. Ausdrücklich be­
gründen die Regierungsfraktionen diese 
Änderung damit, daß es im Bereich des 
Handwerks nur in wenigen Regionen ge­
lungen ist, solche Leiharbeitsregelungen 
in Tarifverträgen unterzubringen (im 
Heizungs- und Lüftungsbau Bayern, 
Elektrohandwerk Bayern sowie im Man­
teltarifvertrag für Heizungs-, Klima- und 
Sanitärtechnik in Westberlin). Für diese 
Erleichterung von Leiharbeitsverhältnis­
sen ist überhaupt keine Befristung vorge­
sehen.

Ebenfalls bis 1995 soll den Kapitali­
sten und dem öffentlichen Dienstherrn 
ermöglicht werden, durch die Ausbil­
dung von Schwerbehinderten die gesetz­
lichen Vorschriften über die Beschäfti­
gung von Schwerbehinderten zu umge­
hen und so die vorgesehenen Ausgleichs­
zahlungen zu vermeiden.
Quellenhinweis: Bundestagsdrucksache 11/
4952; Der Gewerkschafter 7/89 — (uld)

Stahlindustrie

Für eine tarifliche 
Lohnerhöhung!

Bisher haben die Stahlkapitalisten die 
Forderung der IG Metall nach einem ta­
riflichen „Nachschlag“ für die Anfang 
1988 abgeschlossenen und bis Oktober

1990 laufenden Lohn- und Gehaltstarif­
verträge in der Stahlindustrie NRW und 
Bremen schroff abgelehnt. Die bürgerli­
che Presse versucht jetzt den Eindruck 
zu erwecken, als könnte sich daran etwas 
ändern. In einem Kommentar zur Lohn­
bewegung in der Stahlindustrie warnt 
„Handelsblatt“-Chefredakteur Mundorf 
davor, der IG Metall das Heft aus der 
Hand gleiten zu lassen und erwägt, ob 
eine tarifliche Nachbesserung nicht 
„klüger“ ist.

Offensichtlich gibt es bei den Kapitali­
sten tatsächlich Überlegungen, was billi­
ger ist: Betriebliche Sonderzahlungen 

oder Tarifverhandlungen. Thyssen, der 
größte westdeutsche Stahlkonzem, hat 
bereits Verhandlungen über eine zweite 
Sonderzahlung angepeilt, die direkt im 
Zusammenhang mit dem Abschluß des 
Geschäftsjahres am 30.9. stehen soll. Es 
gibt jedoch auch Anzeichen dafür, daß 
die Kapitalisten sich auf Verhandlungen 
z.B. über die vermögenswirksamen Lei­
stungen einlassen könnten, was ihnen am 
wenigsten wehtun würde.

Gelingt es den Kapitalisten, der Lohn­
bewegung in der Stahlindustrie mit be­
trieblichen Zahlungen die Spitze zu neh­
men, so wäre für die Stahlbelegschaften 
nichts gewonnen. Denn auch wenn jede 
Mark mehr wichtig ist: Konjunkturab­
hängige, betriebliche Zahlungen sind 
keine Tariflohnerhöhung. Zudem waren 
die betrieblichen Sonderzahlungen bei 
Thyssen, Hoesch und Krupp mit 400 
DM durchweg niedrig und alles andere 
als ein Ausgleich für die Verteuerung 
der Lebenshaltung oder gar für die 
Lohnverluste, die die Stahlbelegschaften 
durch die Tarif-Abschlüsse der letzten 
Jahre hinnehmen mußten, die seit 1982 
stets unter denen der Metallindustrie 
lagen.

Die große Tarifkommission der IG 
Metall fordert 2 % zusätzlich zu der am 
1.8. in Kraft getretenen Tariferhöhung 
von ebenfalls 2 %. Als Druckmittel hat 
sie die Verweigerung von Überstunden 
ins Gespräch gebracht. Die Handlungs­
möglichkeiten der IG Metall sind beim 
Lohntarifvertrag durch die gesetzlichen 
Bindungen jedoch gering. Größer sind 
sie beim Tarifvertrag über die Jahres­
abschlußzahlung oder bei einem zusätz­
lichen Urlaubsgeld, das es in der Stahl­
industrie NRW nicht gibt. Es ist in 
jedem Fall Zeit, eine Klärung über die 
weitere Auseinandersetzung herbeizu­
führen.
Quellenhinweis: „Handelsblatt“ 5.7. und 3.8. — (wof)

Libanon

Gangstermethoden 
der Imperialisten

Am 28. Juli entführte die israelische 
Armee Scheich Obeid, einen führenden 
Funktionär der vom Iran unterstützten 
schiitischen Hisbollah-Milizen, und min­
destens zwei weitere Miliz-Mitglieder 
aus dem Libanon. Israel beschaffte sich 
damit Geiseln, welche Forderungen die 
israelische Regierung mit dieser Aktion 
verfolgt, gab sie nicht bekannt, sondern 
teilte nur mit, Obeid sei ein Feind Isra­
els. Am 30. Juli stellte die Hisbollah ein 
Ultimatum an Israel: Entweder wird 
Obeid am 1.8.1989 bis 14.00 Uhr freige­
lassen, oder der US-Colonel Higgins, 
seit 1988 in der Hand der Hizbollah, 
werde hingerichtet. Higgins, der mehr 
als zwei Jahre militärischer Assistent 
von Caspar Weinberger, damals Staats­
sekretär im US-Verteidigungsministe-



Seite 8 Aktuelles aus Politik und Wirtschaft Politische Berichte 17/89

rium, war, hielt sich als einer der Ober­
kommandierenden der UN-Tnippe im 
Libanon auf. Israel ließ das Ultimatum 
ohne irgendeine Stellungnahme verstrei­
chen, die Hisbollah teilte darauf der 
Nachrichtenagentur ap in Beirut mit, 
Higgins sei hingerichtet worden, legte 
als Beweis ein Videoband bei und drohte 
mit Hinrichtung eines weiteren US- 
Amerikaners.

Daraufhin setzte die US-amerikani­
sche Regierung die gesamte Mittelmeer­
flotte der USA sowie drei weitere Flug­
zeugträger in Bewegung, sie sind inzwi­
schen vor der libanesischen Küste ver­
sammelt und führen zur Zeit noch 
Scheinangriffe mit Flugzeugen gegen 
Stellungen der syrischen Armee, der 
Amal-Milizen und der Hisbollah im Li­
banon durch. Ein direktes Eingreifen der 
US-Armee etwa durch Bombardierung 
des Libanon und ein Angriff auf die syri­
sche Armee im Libanon ist nach wie vor 
nicht ausgeschlossen.

Israel bot inzwischen an, Scheich 
Obeid und die Mitgefangenen sowie wei­
tere gefangene Libanesen und Palästi-

Republikaner

Schönhuber und Glotz 
streiten sich bei der „Welt“.

Peter Glotz, der in der bayerischen SPD 
ein Chef sein möchte und jede Gelegen­
heit nutzt, sich dementsprechend heraus­
zustellen, fand sich bereit, unter Mode­
ration der rechts außen stehenden Zei­
tung „Die Welt“ ein Streitgespräch mit 
Franz Schönhuber von den Republika­
nern zu führen. Für dieses Gespräch hat­
te man sich bei der SPD offenbar eine 
Strategie ausgedacht. Vielleicht in dem 
Glauben, nach rechts abgerutschten 
SPD-Wählern so einen bequemen Rück­
weg zu bahnen, sollte Dr. Glotz dem 
Schönhuber Gemeinsamkeiten, nicht in 
der Sache, Gott bewahre, aber wohl in 
der Fragestellung zugeben. („Schönhu­
ber: Da müssen wir nun eine Generalde­
batte eröffnen, was ist gut für das deut­
sche Volk und was ist schlecht. Glotz: 
Nehmen wir die Debatte auf.“)

Glotz hat rundum darauf verzichtet, 
Schönhuber vor den Rechtsliberalen, die 
die „Welt“ lesen, als Neofaschisten 
bloßzustellen. Den Nationalismus 
Schönhubers griff Glotz folglich nicht 
wegen der Verwerflichkeit der Zielset­
zung an, sondern wegen mangelnder Er­
folgsaussichten, z.B. so: „Ich empfehle 
weniger symbolische Politik und mehr 
Realpolitik in einem sehr klassischen 
Sinn. Wir müssen uns fragen, wie kann 
das Europa der Zukunft aussehen, was 
hält es aus, welchen Sog üben der Bin­
nenmarkt und die Europäische Gemein­
schaft auf Osteuropa aus? Wie kann man 
in einem Horizont von 25 Jahren die 

nenser freizulassen, wenn alle ausländi­
schen Geiseln im Libanon und die dort 
gefangenen israelischen Soldaten freige­
lassen würden. Die Hisbollah verlangte 
die Freilassung von Obeid und wies dar­
aufhin, daß sie die israelischen Soldaten 
als Kriegsgefangene betrachte, die nicht 
gegen Geiseln ausgetauscht werden 
könnten. Die Entführung Obeids und der 
damit verbundene israelische Erpres­
sungsversuch gegen die Hisbollah hat 
die Unterstützung der Imperialisten. Die 
USA erklärten zwar, Israel handele 
selbständig, wiesen aber das israelische 
Angebot nicht zurück. Die BRD und Ita­
lien wandten sich an Israel, um auf die 
Aufnahme der westdeutschen und italie­
nischen Geiseln im Libanon in die Aus­
tauschliste hinzuwirken.

Inzwischen hat auch die iranische Re­
gierung, von den USA als Vermittler an­
gesprochen, reagiert. Zwischen drei und 
vier Milliarden US-Dollar beträgt das 
iranische Staats vermögen, das die USA 
seit November 1979 noch immer be­
schlagnahmt halten. Ein Teil der Gelder 
war 1981 nach der Freilassung der US- 

sechs ostmitteleuropäischen Staaten aus 
der sowjetischen Hegemonie lösen, ohne 
damit die Sowjetunion zu gefährden und 
ohne den Frieden zu gefährden? Das sind 
die konkreten Fragen.“ Es ist nicht, wie 
man denken würde, Schönhuber, der 
hier über Osteuropa als Problem der 
deutschen Politik verfügt, sondern 
Glotz. Überhaupt bot das Streitgespräch 
Schönhuber die Möglichkeit, einmal 
auszutesten, was sich ein Neofaschist 
heute alles leisten kann, ohne Wider­
spruch herauszufordern. Er hat die Gele­
genheit genutzt, teils in direkter Entgeg­
nung, teils durch Einstreuen an anderer 
Stelle.

Kaderpolitik
Im Rahmen seiner vorbedachten Strate­
gie konfrontiert Glotz Schönhuber mit 
folgendem Szenario: Vermittels des re- 
putierlichen Schönhuber werde eine le­
gale Partei aufgebaut, die dermaleinst 
von jetzt noch unbekannten Faschisten 
übernommen werden könne. Dieser aus­
gedachten Gefahr stellt Schönhuber sei­
ne konkrete Politik gegenüber. Er teilt 
mit, man gedenke sich nötigenfalls von 
obskuren Figuren zu trennen, rekrutiere 
an der Hochschule, habe sich der Mit­
wirkung bester Kräfte, beispielsweise 
des Generals Uhle-Wettler und des Hi­
storikers Diwald, versichert, habe 
Staatsanwälte und Richter gewonnen, 
die vorderhand noch ungenannt bleiben 
wollten, und habe Verbindungen zu den 

Botschaftsangehörigen im Iran freigege­
ben worden, den Rest halten die USA 
nach wie vor als Druckmittel in der 
Hand. Die iranische Regierung hat nun 
angeboten, bei Herausgabe dieser Gel­
der, die ursprünglich das Schahregime 
für nie mehr gelieferte Waffen gezahlt 
hatte, als Vermittler zwischen den ver­
schiedenen islamischen Milizen im Liba­
non und den USA aufzutreten, um eine 
Freilassung der Geiseln zu erreichen.

Die Gangstermethoden, die im libane­
sischen Bürgerkrieg seit geraumer Zeit 
um sich greifen, werden zu einem be­
trächtlichen Teil durch die Imperialisten, 
die selbst vor keiner einzigen Verbre­
chermethode zurückscheuen, gefördert 
und hervorgerufen. Die vereinten militä­
rischen, finanziellen und politischen 
Drohungen der Imperialisten gegenüber 
dem Libanon finden zudem zu einem 
Zeitpunkt statt, wo die Arabische Liga 
erneut eine interne Regelung des Liba­
nonkonflikts zu erreichen versucht.
Quellenhinweis: Time Nr. 33, 14.8.1989; Neue 
Zürcher Zeitung v. 30.7., 2.8., 9.-12.8.1989 
- (uld)

Jugendorganisationen der Union.
Schönhuber zieht sich seine junge Gar­

de heran, er hat nicht die Sorge vor Ab­
lösung, sondern weiß wohl, daß er als 
Aushängeschild unersetzlich ist. Die An­
lehnung an die Bildungsgeschichte der 
NSDAP ist unverkennbar. Hitlers beson­
dere Rolle bestand ja darin, der Partei 
reputierliche Verbindungen zu besorgen 
und auch einmal mit brutalen Maßnah­
men Übertreibungen zurückzustutzen. 
Das Konzept der teils offenen, teils ge­
heimen Organisierung hoher Staatsbe­
amter, des Hinein-Intrigierens in bürger­
liche Parteien, der Verwandlung der 
Partei in eine Meute durch rigides Diszi­
plinieren, Schönhuber kann es ungestraft 
ausbreiten und dafür werben.

Völkische Orientierung
Bei diesem Punkte ist Schönhuber emp­
findlich. Die Republikaner streiten ab, 
völkisch oder rassistisch orientiert zu 
sein. Die vielen einschlägigen Absagen 
bilden ein Problem für die neofaschisti­
sche Parteibildung, die ohne die völki­
sche Orientierung nicht auskommen 
kann. Schönhuber löst dieses Problem 
im Nebenbei. Indem er darlegt, daß er 
mögliche Beziehungen zu den italieni­
schen Faschisten nicht eingegangen sei, 
weil deren Politik der Italienisierung 
Südtirols für ihn und seine Partei unan­
nehmbar sei, macht er durch Taten klar, 
wo er steht. Er erwähnt im Zusammen­
hang Südtirols, daß man nicht die Ab­
sicht habe, Ansprüche auf Ravenna (Nä­
he Adria) zu erheben, weil diese Stadt 
früher zum Kaiserreich gehört habe. Wie 
weit nach Italien hinein sich aber deut­
sche Ansprüche erstrecken, sagt er 
nicht. Jedenfalls zeigt sich Schönhuber 
in der wichtigen Frage neofaschistischer 
Auslandsbeziehungen äußerst prinzi-
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Glotz (links) und Schönhuber in der Redaktion der „Welt“

pienfest völkisch, während Hitler in der 
Südtirolfrage um des Bündnisses mit 
Mussolini willen nachgab, zeigt sich 
Schönhuber hier fester als der Führer. 
Das ist die Botschaft für die Eingeweih­
ten, sie wird verstanden werden.

Ostpolitik
Nachdem ihm Glotz die Aufgabe vorge­
legt hat, die Staaten des östlichen Europa 
aus dem Hegemoniebereich der UdSSR 
herauszulösen, gibt Schönhuber eines 
drauf. Geographie, so habe schon Napo­
leon (auf den sich Schönhuber viel be­
ruft) gesagt, sei Schicksal. Wörtlich: 
„Wir leben nun einmal nicht in Massa­
chusetts, sondern wir leben hier an der 
Grenze, der nächste Anrainer ist nicht 
Amerika, sondern das ist die Sowjetuni­
on. Wenn es sich heraustellen sollte, daß 
sich Rußland oder die Sowjetunion de­
mokratisiert, dann ist die weltanschauli­
che Barriere weg und man kann zu einem 
vernünftigen, wie sie immer sagen, real­
politischen Denken kommen. Und das 
wäre doch kein Abkoppeln von Ameri­
ka.“ Mit wenigen Worten wischt Schön­
huber die Staaten, die zwischen der heu­
tigen BRD oder dem Deutschland, an 
das er denkt, und der Sowjetunion lie­
gen, als unbeachtlich weg. Er benutzt für 
die Entfernung zwischen der UdSSR und 
„uns“ zuerst den eindeutigen Begriff der 
Grenze und sodann den noch präzisie­
renden des Anrainers, das ist der unmit­
telbare Grundstücksnachbar. Zwischen 
zwei Anrainern hat nichts Platz. Die 
deutschen Großraumträumer werden 
auch diese Botschaft hören und verste­
hen.

Parteienlandschaft
„Die FDP hat ausgespielt und muß aus­
spielen . . . “ Wieso geht Schönhuber so 
scharf auf Konfrontationskurs mit der 
FDP? Er wird aus den Wahlanalysen 
entnommen haben, daß in vielen Berei­
chen die Republikaner groß rauskom­
men, wo die FDP klein bleibt und umge­
kehrt. Aber das allein wäre kein Grund 

für die Konfrontation, sondern könnte 
genausogut durch ein Streben nach Ver­
schmelzung berücksichtigt werden. Was 
hat die scharfe Bemerkung des Republi­
kaners für einen Hintergrund?

Wahrscheinlich gibt es eine wesentli­
che Kontroverse zwischem dem bürger­
lichen Liberalismus und dem Neofa­
schismus. Der klassische Liberalismus 
ist eine Ideologie, in der sich die Eigen­
tümer von Produktionsmitteln gegensei­
tig als selbständige Personen anerken­
nen, die Freiheiten haben. Man bringt 
sich gegebenenfalls um oder in den Kon­
kurs, aber nach Regeln und unter „Glei­
chen“. Die Faschisten hingegen sehen 
den Menschen eingeordnet in Hierar­
chien, in denen er Befehle entgegen­
nimmt und Befehle weitergibt. Die klas­
sischen Liberalen können es bis zu einem 
gewissen Grade mit dem Sprichwort hal­
ten: Was Du nicht willst, das man dir tu, 
das füg auch keinem anderen zu! Sie 
können akzeptieren, daß keiner tun darf, 
was allen verboten ist. Für Faschisten 
sind das unerträgliche Vorstellungen. 
Sie denken in Rangordnung und in Privi­
legien. Sie beziehen ihre Ideologie aus 
den Verhaltensnormen, die sich in den 
großen Konzernapparaten und im Staats­
apparat unter den hohen Beamten bzw. 
dem Management herausbilden. Es wäre 
dort offenbar funktionsfremd, wollte je­
der jederzeit so handeln, daß die Maxi­
me seines Willens als Prinzip einer allge­
meinen Gesetzgebung gelten könnte, wie 
das oben genannte Sprichwort von dem 
Philosophen Kant präzisiert worden ist. 
Wer an der Wirtschaftsmacht und an der 
Apparatemacht der Politik in mittlerer 
Position teilhat, muß sich geradezu un­
bedacht auf die allgemeinen Vorausset­
zungen und Folgen seines Verhaltens 
benutzen lassen.

Mit dieser Problematik werden z.B. 
die jungen Männer in der Armee und zu­
nehmend auch Frauen in der Polizeiaus­
bildung konfrontiert. Sollen wir dem Be­
fehl zur unrechten Tat gehorchen? Wer 
nicht an hoffnungsloser Selbstüberschät­

zung leidet oder an hoffnungsloser Nai­
vität betreffend die Befehlsgeber, wird 
sich dieser Konfrontation entziehen oder 
nach der Devise leben: Befehl ist Befehl. 
Folgerichtig haben die Republikaner 
Anhang bei Polizei und Armee, und fol­
gerichtig steht an ihrer Spitze Schönhu­
ber, der dabei war und nach der SS-De­
vise lebte: „Meine Ehre heißt Treue.“

Die Differenzen zwischen den Neofa­
schisten, die den Menschen als Werk­
zeug des Übermenschen sehen, und dem 
bürgerlichen Liberalismus, der politi­
sche Gleichheit und formale Unabhän­
gigkeit der Person kennt, sind also schon 
erheblich. Sie wirken umso schärfer, als 
die oben angerissenen Probleme den 
Führungsnachwuchs der Nation an einen 
existenziellen Scheideweg führen.

Was gut ist ...
Hitler pflegte stets zu sagen, gut sei, was 
dem deutschen Volke nützlich sei und 
übel, was ihm schade. Vor diesem Hin­
tergrund wollen wir noch einmal den 
Wortwechsel zwischen Glotz und Schön­
huber herausstreichen, den wir bereits 
Anfangs zitiert haben: „Schönhuber: Da 
müssen wir nun eine Generaldebatte er­
öffnen, was ist gut für das deutsche Volk 
und was ist schlecht. Glotz: Nehmen wir 
die Debatte auf.“

Das Auf- und Hineintreten von Dr. 
Peter Glotz ist wahrscheinlich als Symp­
tom der heutigen Sozialdemokratie ver­
ständlich, die sich den Bezug auf die 
Klasseninteressen des Proletariates ver­
bietet und auf dem schlüpfrigen Parkett 
der Nationalinteressen und des Patriotis­
mus vortanzen will. Als Demokrat in der 
Tradition der bürgerlichen Revolution 
versteht er sich nicht, und auf das Klas­
seninteresse des Proletariates will er sich 
nicht beziehen. Wo soll er samt ähnlich­
gesinnten Parteigenossen Halt finden in 
der Auseinandersetzung mit den Faschi­
sten?
Quellenhinweis: Die Welt. 31.7. und 2.8.89 
— (jöd. maf)
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Katastrophenschutzgesetz-Novelle:

„Kriegsbezogene Dienstpflicht“ 
in großem Maßstab geplant

Wie bereits berichtet (Politische Berichte 
7/89), hatte die Bundesregierung im 
März 1989 ihren Gesetzentwurf „zur Er­
gänzung des Katastrophenschutzgesetzes 
und anderer Vorschriften“ an den Bun­
desrat weitergeleitet. Inzwischen wurde 
dieser Entwurf am 21.6.1989 in erster 
Lesung von ganzen 30 Minuten im Bun­
destag behandelt. Ebenfalls Gegenstand 
dieser Beratung waren der Gesetzent­
wurf zur Regelung der Rechtsverhältnis­
se der Helfer des Technischen Hilfswer­
kes (THW) und ein Antrag der Grünen 
auf Änderung des Grundgesetzes (§ 12 a 
Abs. 5 und 6, Artikel 80, worüber u.a. 
die Dienstverpflichtung im Verteidi­
gungsfall geregelt ist).

Die Vertreter der Regierung waren 

Ärztinnen, Ärzte und Pflegepersonal protestieren gegen den Einsatz im Kriegsfall.

bemüht, den „humanitären“, „friedens­
bezogenen“ Tarnmantel aufrechtzuer­
halten. Innenminister Schäuble (CDU): 
„Durch den Gesetzentwurf erfüllt die 
Bundesregierung auch ihre humanitäre 
und völkerrechtliche Verpflichtung, der 
Bevölkerung in Katastrophen, ein­
schließlich des Verteidigungsfalles, 
staatliche Hilfe zu leisten . . . Dies ist ein 
Gebot der Menschlichkeit. Und wer sich 
ihm verweigert, muß wissen, daß er die 
Verantwortung dafür trägt, wenn wirk­
same Hilfe nicht geleistet werden kann.“ 
Und der FDP-Vertreter, Hirsch, erklär­
te, „daß der wesentliche Kern dieses Ge­
setzentwurfes ist, für den Schutz der Be­
völkerung das Menschenmögliche zu tun 
. . . Wer sagt, daß der Versuch, auf die 
Rettung von Menschenleben vorzuberei­

ten, ein Abbau von Hemmnissen oder 
eine Vorbereitung für einen Krieg ist, 
der muß in dem Deutschen Roten Kreuz 
die größte Kriegsförderungsgesellschaft 
unserer Zeit sehen . . . “ Letzteres Ar­
gument ist übrigens ein Eigentor, denn 
gerade dem DRK muß im Gesetzesent­
wurf der Status der Freiwilligkeit zuge­
billigt werden, weil es andernfalls gegen 
internationales Völkerrecht verstoßen 
würde!

Woher der doch erkennbare Rechtfer­
tigungsdrang in den Beiträgen der Regie­
rungsvertreter? Weil die weitestgehen­
den Änderungen im Entwurf ausschließ­
lich die Vorbereitung und Anwendung 
im „Verteidigungsfall“ betreffen: so­
wohl im Fall der Dienstverpflichtung 

von Männern und Frauen zwischen 18 
und 60 Jahren „bei der Bekämpfung von 
Gefahren und Schäden, die im Verteidi­
gungsfall drohen“, für 10 Tage im Vier­
teljahr, als auch im Falle der umfassen­
den Vorbereitung des gesamten Gesund­
heitswesens, dessen Einrichtungen „ihre 
Leistungsfähigkeit auf die Anforderun­
gen im Verteidigungsfall umzustellen, 
zu erweitern und ihre Einsatzbereitschaft 
herzustellen haben“, einschließlich einer 
Meldepflicht aller „seit weniger als 10 
Jahren nicht in ihrem Beruf tätigen“ An­
gehörigen der Heil- und Heilhilfsberufe. 
Dasgleiche gilt für die Erweiterung des 
Beamtenrechts durch „Sonderregelun­
gen für Zwecke der Verteidigung ein­
schließlich des Schutzes der Zivilbevöl­
kerung“, insbesondere für Auslandsein­

sätze, kasernierte Unterbringung, 
schrankenlose Vernutzung ihrer Arbeits­
kraft, auch von bereits im Ruhestand be­
findlichen Beamten, „ohne besondere 
Vergütung“ bei Überstunden. In diesem 
Zusammenhang muß auch der THW-Ge- 
setzentwurf gesehen werden, dessen 
mangelnde Rechtsgrundlage, insbeson­
dere auch bei Auslandseinsätzen, ver- 
schiedlich von Gerichten angemahnt 
worden war. Daß der Status dieser para­
militärischen technischen Truppe jetzt in 
einem eigenen Gesetz geregelt wird, er­
möglicht „die Übernahme des geplanten 
THW-Helfergesetzes nach Berlin“, was 
im Rahmen des als Zivilverteidigungsge­
setz geltenden jetzigen Entwurfs nicht 
möglich gewesen wäre!

Die Vertreterin der Grünen, Frau 
Schilling, hielt unter ständigen Zurufen 
(CDU: „Diesen Blödsinn kann man 
kaum noch anhören!“, FDP: „Wo leben 
Sie eigentlich?“) fest: „Es geht der Bun­
desregierung vielmehr darum, Maßnah­
men zur Mobilmachung der Heimatfront 
zu treffen und eine Erhöhung der Mili­
tärakzeptanz zu erreichen, indem sie 
kriegsbezogene Dienstpflichten für Män­
ner und Frauen, für Beamtinnen und Be­
amte und ehemalige und derzeitige Ge- 
sundheitsberufler und -beruflerinnen 
plus organisatorische Kriegsanpassung 
des Gesundheitsbereichs einführen 
will.“ Und die SPD? Ihr Vertreter, 
Dr. Nobel, hat in schon fast peinlicher 
Weise Burgfriedensangebote losgelas­
sen: „Meine Damen und Herren! Herr 
Minister, wir sind uns in einem einig: 
Wir wollen das würdigen und weiter 
gemeinsam fördern, was alle ehrenamtli­
chen Helfer in diesen Organisationen 
. . . seit eh und je leisten. Eines muß ich 
sagen: Es gibt in dem Gesetzentwurf ei­
nen Drive, wo wir vielleicht verschiede­
ner Meinung sein können . . . Es geht 
heute um nichts anderes als um die Über­
weisung von drei Vorlagen. Das machen 
wir . . . Wir wollen heute keinen Streit.“

Erfreulicherweise, wenn auch spät, 
haben jetzt die ÖTV und die „Listen 
Demokratischer Ärztinnen und Ärzte“ 
öffentlich Stellung gegen den Gesetzes­
entwurf genommen (siehe Dokumenta­
tion). Letztere haben mit einem Antrag 
bereits erreicht, daß sich die Landesärz­
tekammer Baden-Württemberg gegen 
die Novelle ausgesprochen hat. Entspre­
chende Anträge in den anderen Landes­
ärztekammern sind geplant. Die Stel­
lungnahme der SPD im Bundestag macht 
überdeutlich, daß insbesondere der öf­
fentliche Druck der Gewerkschaften er­
heblich verstärkt werden müßte, um eine 
Verabschiedung des Gesetzes in den 
nächsten Monaten noch zu verhindern. 
Außerdem wäre sehr nützlich, wenn die 
antimilitaristische Opposition auf kom­
munaler Ebene, am besten schon am 
diesjährigen Antikriegstag, gegen die 
geplante massive Indienstnahme der 
Kommunen für die Ausrichtung der Ge­
sundheitseinrichtungen auf den Kriegs­
fall protestieren würde. — (mab)
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Widerstand aus der ÖTV 
und der Ärzteschaft

ÖTV: Vorbereitung auf Kriegsfall (Aus ÖTV Report): 
„Die Gewerkschaft ÖTV wendet sich entschieden gegen den 
Entwurf des Katastrophenschutzänderungsgesetzes. Mit ihm 
versuche die Bundesregierung in der Bevölkerung und bei 
den Betroffenen den Eindruck zu erwecken, ein erneuter 
Kriegsfall sei ebenso wie jede andere Katastrophe ertragbar, 
wenn nur entsprechende Vorbereitungen getroffen würden.

Die bisherigen Versuche, durch das sogenannte Gesund­
heitssicherstellungsgesetz und das spätere Gesundheits­
schutzgesetz die Notstandsgesetze primär für das Gesund­
heitswesen vorzuschreiben, sind gescheitert. Nunmehr wird 
unter dem Vorwand des Katastrophenschutzes versucht, we­
sentliche Regelungen dieser gescheiterten Gesetzesvorha­
ben durch die Hintertür wieder einzuführen.

Zunächst erweckt der vorliegende Gesetzesentwurf den 
Eindruck, als sei er vor allem darauf ausgerichtet, die notwen­
digen und unabweisbaren Vorbereitungen zur Funktions- und 
Leistungsfähigkeit der öffentlichen Verwaltung und des Ge­
sundheitswesens sowie der zivilen Hilfsdienste zum Schutz 
der Bevölkerung im Katastrophenfall vorzugeben. Im Zusam­
menhang mit den zur Unterrichtung des Bundesrates von der 
Bundesregierung vorgelegten Rahmenrichtlinien für die Ge­
samtverteidigung wird deutlich, bei den Vorschriften des Kata­
strophenschutzergänzungsgesetzes handelt es sich in erster 
Linie um eine Vorbereitung auf den Kriegsfall (sogenannten 
Verteidigungsfall).

So ist in den allgemeinen Vorbemerkungen der Rahmen­
richtlinien für die Gesamtverteidigung die Rede vom »unauf­
lösbaren* Zusammenhang der militärischen und zivilen Vertei­
digung. Sowohl die militärische Stärke wie auch die ausrei­
chende zivile Verteidigung wird als Bestandteil der Abschrek- 
kung bezeichnet. Nach dem vorliegenden Entwurf sollen die 
Regelungen zum Gesundheitswesen und zur Zivilschutz­
dienstpflicht im Katastrophenschutzänderungsgesetz veran­
kert werden. Veränderungen im Beamtenrecht sollen in das 
Beamtenrechtsrahmengesetz integriert werden.

Die Länder haben die gesundheitliche Versorgung der Be­
völkerung für den Zivilschutz ergänzend zu planen. In die 
Pflicht genommen werden vor allem Kreise und Städte, Kran­
kenhäuser und Praxen der niedergelassenen Ärztinnen und 
Ärzte sowie die Ärztekammer und kassenärztlichen Vereini­
gungen. Sie alle sollen einen abgestimmten »Ausgleich von 
ambulanter und stationärer Versorgung* für den Kriegsfall vor­
nehmen.

Die kassenärztlichen Vereinigungen werden angehalten, 
ihre »Bedarfsplanung* auf die Versorgung für den Zivilschutz 
fortzuschreiben. Ganz in diesem Sinne sind Erweiterungen 
der Krankenhauskapazitäten für den Kriegsfall zu entwickeln 
und entsprechende regionale Einsatzpläne und solche für 
Krankenhäuser aufzustellen.

Für den Kriegsfall sollen Städte und Kreise schon heute ih­
ren Bedarf an Personal und Gütern ermitteln und den zustän­
digen Behörden melden. Zivildienstleistende sind umgehend 
bei ihren zuständigen Einsatzstellen im Gesundheitswesen 
bekannt zu machen. Aufgabe des Bundesarbeitsministers ist 
es nach dem Entwurf, mit Rechtsverordnung eine Melde­
pflicht für alle nicht berufstätigen Angehörigen des Gesund­
heitswesens einzuführen.

Das Gesundheitswesen, Sachen wie Personen, wäre so für 
den Krieg erfaßt und verplant . . . Bestehende Arbeitszeitbe­
schränkungen sollen für den Kriegsfall aufgehoben werden.

Die Gewerkschaft ÖTV wendet sich, wie bereits anläßlich 
der Entwürfe eines Gesundheitssicherstellungsgesetzes und 
eines Gesundheitsschutzgesetzes, entschieden dagegen, 
Ärztinnen, Ärzte sowie medizinisches und pflegerisches Fach­
personal zu registrieren und zwangszuverpflichten. Sie lehnt 

es entschieden ab, daß mit dem Katastrophenschutzergän­
zungsgesetz die datenerfassenden Stellen ungehinderten Zu­
gang zu Krankenhäusern und Arztpraxen und zu den dortigen 
Personaldaten der Beschäftigten haben sollen.

Statt Gesetzesvorhaben voranzutreiben, die eine scheinbar 
noch mögliche gesundheitliche Versorgung der Bevölkerung 
im Verteidigungsfall zu regeln vorgeben, erscheint es auf­
grund der Zustände im Gesundheitswesen opportun, vorhan­
dene Strukturprobleme und Koordinationsschwierigkeiten zu 
lösen ... “

Liste Demokratischer Ärztinnen und Ärzte: Antrag an die Dele­
giertenversammlung der Landesärztekammer Hessen (8.7.89) 
„Die Delegiertenversammlung der Landesärztekammer Hes­
sen möge beschließen:
Die Vertreterversammlung der Landesärztekammer Hessen 
lehnt den vom Bundeskabinett am 8.3.89 verabschiedeten 
Entwurf zu einem Katastrophenschutzergänzungsgesetz ab.

Bei diesem Gesetz handelt es sich nicht, wie der Titel zu­
nächst nahelegt, um ein Gesetz zur Verbesserung des Schut­
zes der Bevölkerung bei zivilen Katastrophen, sondern um ein 
Gesetz für die Organisation des Zivilschutzes im Verteidi­
gungsfall. Neben beamtenrechtlichen Vorschriften liegt der 
Schwerpunkt des Gesetzes auf der Erfassung des gesamten 
Gesundheitswesens für den Zivilschutz. Dabei wird die Ver­
mischung von zivilem Katastrophenschutz und militärischem 
Zivilschutz systematisch weiter ausgebaut. Dies bedeutet, daß 
immer mehr militärisches Denken und die daraus sich er­
gebenden Konsequenzen in den zivilen Katastrophenschutz 
einfließen.

Im einzelnen bringt der Gesetzesentwurf schon in Friedens­
zeiten ganz erhebliche Konsequenzen für weite Bereiche des 
Gesundheitswesens. Hervorzuheben ist, daß sämtliche Ein­
richtungen der gesundheitlichen Versorgung, d.h. sowohl die 
Krankenhäuser als auch die Praxen der niedergelassenen 
Ärzte, auf die mögliche Nutzung im Krieg überprüft und vor­
bereitet werden sollen. Im Rahmen dieser Bedarfsplanung für 
den Krieg müssen Krankenhäuser und niedergelassene Ärzte 
alle gewünschten Auskünfte erteilen und auch das Betreten 
ihrer Geschäfts- und Betriebsräume dulden. Für jene Perso­
nen, die in einem Gesundheitsberuf ausgebildet sind und ihn 
nicht ausüben, soll jetzt eine neue Meldepflicht eingeführt 
werden.

Das Gesetz soll nach §1 „dem Schutz der Bevölkerung vor 
den Gefahren und Schäden, die im Verteidigungsfalle dro­
hen,“ dienen. In immer weiteren Kreisen setzt sich jedoch die 
Erkenntnis durch, daß eine wirksame medizinische Hilfe bei 
einem Krieg in Mitteleuropa nicht möglich ist. Auch bei einem 
Verzicht auf den Einsatz von Nuklearwaffen müßte bei der 
Destruktivkraft der heutigen sogenannten konventionellen 
Waffen in einem so hoch industrialisierten und dichtbesiedel­
ten Land wie der Bundesrepublik mit dermaßen verheerenden 
Folgen gerechnet werden, daß jede organisatorische Vorbe­
reitung auf diesen Fall unmöglich ist. Mit diesem Gesetzent­
wurf wird in bedenklicher Weise die Illusion der Führbarkeit 
eines Krieges in Mitteleuropa und des Schutzes der Bevölke­
rung genährt . . . Wir fordern klare Trennung von Zivilschutz 
im Verteidigungsfall und Katastrophenschutz bei zivilen Kata­
strophen.

Das Präsidium der Landesärztekammer Hessen und der 
Bundesärztekammer fordern wir auf, bei den Anhörungen zu 
dem Gesetz unsere Bedenken und Ablehnung des Gesetzes 
zu verdeutlichen.,,
(Anmerkung der Red.: Lt. „Frankfurter Rundschau“ vom 25.7.1989 
konnte dieser Antrag auf der Landesärztekammer-Versammlung Hes­
sen aus Zeitgründen nicht mehr behandelt werden. In Baden-Würt­
temberg hat die Vertreterversammlung der Landesärztekammer am 
3.6.1989 mit einer ähnlichen Erklärung die Ablehnung des Gesetzent­
wurfes bereits beschlossen. Die Liste Demokratischer Ärztinnen und 
Ärzte in den Ärztekammern plant solche Anträge in weiteren Landes­
ärztekammer-Versammlungen.)
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Österreich

„Nein zum Anschluß“ — Wider­
stand gegen EG-Beitritt

Die Verpflichtung Österreichs zur Neu­
tralität, mußte der österreichische Bun­
deskanzler Vranitziki in einem Gespräch 
mit der „Süddeutschen Zeitung“ zuge­
stehen, könnte den Ende Juni von Au­
ßenminister Mock (ÖVP) offiziell in 
Brüssel beantragten Beitritt Wiens zur 
EG verhindern. Diese für die österrei­
chischen EG-Befürworter eher ernüch­
ternde Einschätzung des SPö-Vorsitzen­
den, der vehementer Verfechter des EG- 
Anschlusses Österreichs ist, ist eine Re­
aktion auf eine Stellungnahme der So­
wjetunion, in der die österreichische Re­
gierung vor einem EG-Beitritt deutlich 
gewarnt wird. Die Absicht Österreichs, 
der Europäischen Gemeinschaft beizu­
treten, heißt es in dem vom sowjetischen 
Botschafter in Wien überreichten Aide- 
memoire, stelle den Grundsatz der „im­

Neutralität hin - Neutralität her! 
tlAfäCH in die Reihe!

Die österreichischen Grünen lehnen einen EG-Beitritt ab, unter anderem wegen der 
militärpolitischen Folgen. Karikatur in „Impuls grün“ 2/89.

merwährenden Neutralität“, zu dem sich 
das Land 1955 in einem Staatsvertrag 
mit den Alliierten der Anti-Hitler-Koali­
tion verpflichtet hat, in Frage. Die Re­
gierung der UdSSR sei überzeugt, „daß 
die Mitgliedschaft eines neutralen Staa­
tes zum Verlust der realen Möglichkei­
ten zur Verwirklichung einer neutralen 
Politik führen würde.“ Die Sowjetunion 
rechne damit, so die indirekte, aber 
trotzdem deutliche Warnung, daß Öster­
reich von einem Beitritt Abstand nehmen 
werde, wenn sich in den Verhandlungen 
mit der EG der Neutralitätsstatus nicht 
unmißverständlich durchsetzen lasse.

Mit dieser Stellungnahme hat die 
UdSSR allen Kräften in Bonn und Wien 
einen wichtigen Warnschuß vor den Bug 
gesetzt, die beharrlich an einer EG-Inte- 
gration Österreichs arbeiten, um das 

ökonomische, politische und militärische 
Potential eines deutschen Blocks in der 
angestrebten westeuropäischen Groß­
raumwirtschaft zu stärken und damit die 
Hegemonie der (west)deutschen Konzer­
ne abzusichern und auszubauen. Sie 
stärkt gleichzeitig all jenen Kräfte in 
Österreich selbst den Rücken, die einem 
„Anschluß“ Widerstand entgegenset­
zen.

Seit geraumer Zeit rollt eine massive 
Propagandakampagne für einen EG-Bei- 
tritt. Die Industriellenvereinigung, die 
Spitzen der Regierungskoalition aus SPÖ 
und konservativer ÖVP malen das 
Schreckensbild eines wirtschaftlich und 
politisch nicht überlebensfahigen Landes 
an die Wand, die faschistoide FPö Hai­
ders, für den die Republik Österreich 
„eine Mißgeburt“ ist, trommelt offen 

für ein großdeutsches Staatsgebilde.
Trotz dieser Kampagne ist eine an­

fänglich vorhandene Euphorie inzwi­
schen deutlicher Skepsis gewichen, hat 
sich eine breiter werdende Bewegung 
gegen den EG-Anschluß herausgebildet. 
Schon Ende letzten Jahres ergaben Mei­
nungsumfragen, daß die staatlicherseits 
behauptete Mehrheit für einen Beitritt 
nicht vorhanden ist: 42% standen ihm im 
Dezember 1988 positiv gegenüber, 25% 
sprachen sich dagegen aus, 33% waren 
unentschieden. Kein Wunder, daß die 
Regierung schnell vollendete Tatsachen 
schaffen will. Es dürfe keinen Tempo­
verlust geben, führte Kanzler Vranitzkiy 
in einem Vortrag vor Unternehmern aus, 
„damit sich die Primgeiger der Kontra­
argumente nicht zu stark befestigen“.

Tatsächlich kommen die EG-Befür­

worter zusehends in Argumentationsnot­
stand. Im österreichischen Gewerk­
schaftsbund (ÖGB), dessen Führungs­
spitze den Integrationskurs unterstützt, 
mehren sich die Stimmen gegen einen 
EG-Beitritt. Auch im konservativ domi­
nierten Bauernbund nehmen ablehnende 
Positionen zu. Und selbst in der auf EG- 
Kurs eingeschworenen SPÖ gibt es in­
zwischen unüberhörbar gewordene Ten­
denzen, auf einen Beitritt zu verzichten.

Das liegt nicht zuletzt daran, daß sich 
schon heute, Jahre bevor ein EG-Beitritt 
formell vollzogen werden könnte, deut­
lich zeigt, welche Folgen die Integration 
für die Lebens- und Arbeitsbedingungen 
der arbeitenden Bevölkerung hätte. Un­
ter dem Stichwort, Österreich müsse 
„EG-reif“ gemacht werden, fordern 
Kapitalisten und Regierungskoalition 
schon heute weitere Privatisierungen im 
Bereich der staatlichen Betriebe und Ein­
richtungen und den Abbau staatlicher 
Sozialleistungen, um den Haushalt zu 
sanieren. Die Forderung nach Einfüh­
rung der 35-Stundenwoche wird mit dem 
Hinweis auf den Binnenmarkt abge­
blockt und stattdessen eine höhere Gang­
art bei der Flexibilisierung der Arbeits­
verhältnisse eingeschlagen. Auch im 
Agrarsektor drohen drastische Auswir­
kungen. „Nimmt Österreich am europä­
ischen Binnenmarkt teil, dann zählt die 
Landwirtschaft zu den am stärksten be­
troffenen Wirtschaftszweigen, die Bau­
ern zu den am härtesten geforderten Be­
rufszweigen“, so eine Studie des öster­
reichischen Landwirtschaftsministeri­
ums. Aufgrund der Subventionierung 
der Überschußproduktion in der EG 
müßten die österreichischen Agrarpro­
duzenten in den meisten Sparten mit 
empfindlichen Preiseinbußen — in man­
chen mit bis zu 60 Prozent — rechnen. 
Dazu kommt, daß die Betriebsgrößen in 
Österreich weit unter dem EG-Durch- 
schnitt liegen. Eine Folge des EG-Bei­
tritts wäre also eine dramatische Zunah­
me des Bauernlegens und ein Konzentra­
tionsschub in der Landwirtschaft. Man­
che Schätzungen gehen davon aus, daß 
80 von 100 bäuerlichen Betrieben dem 
von einem EG-Beitritt ausgehenden Ra­
tionalisierungsdruck zum Opfer fallen 
würden.

Die Hauptrolle in der Oppositionsbe­
wegung gegen einen EG-Anschluß spie­
len linke Organisationen und vor allem 
die grün-alternative Bewegung. Sie sind 
es hauptsächlich auch, die — mit unter­
schiedlicher Betonung — grundsätzliche 
Kritik am Defacto-Bruch des Neutrali­
tätsvertrages und an den außen- und mi­
litärpolitischen Folgen eines solchen 
Schritts formulieren. Die österreichi­
schen Grünen halten in einem im Febru­
ar verabschiedeten „Europa-Manifest“ 
zur Begründung ihres „Nein zur EG“ 
u.a. fest: „Neutralität als völkerrechtli­
che Verpflichtung, darüber hinaus als 
politischer Wille der großen Mehrheit 
der Österreicherinnen und Österreicher 
ist angesichts der politischen, wirtschaft-
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liehen und militärischen Ambitionen der 
EG mit einem Beitritt unvereinbar.“ Sie 
kritisieren das Konzept des EG-Binnen­
markts als Mittel, der „ökonomisch-in­
dustriellen Expansion“ unter allen Um­
ständen den Weg zu bereiten, dessen 
Ausrichtung umweltpolitische Reformen 
grundsätzlich ausschließe und eine 
„Kampfansage an die großen sozialen 
Errungenschaften der Arbeiterbewe­
gung“ darstelle. Die schon „in den Na­
tionalstaaten voranschreitende Macht­
verschiebung von der Legislative hin zur 
Exekutive“ werde in der EG potenziert. 
Die Grünen greifen darüberhinaus an, 
daß die EG die wirtschaftliche Basis für 
eine „Dritte Supermacht Europa“ unter 
deutsch-französischer Dominanz und 
einen „Euro-Militarismus“ darstelle 
(siehe Kasten). Merkliche Schwäche 
grüner Positionen ist jedoch, daß eine 
antifaschistisch begründete Kritik an der 
in der FPÖ und anderen reaktionär-fa­
schistischen Kreisen wuchernden groß­
deutsch-völkischen Propaganda für 
einen Wiederanschluß an die BRD auf 
dem Umweg über die EG fast völlig 
fehlt. Deutlichere Worte finden hier nur

„Neutralität nahezu 
unmöglich“

Der von der EG angestrebte Binnen­
markt würde Österreich so stark bin­
den, daß eine Neutralität nahezu un­
möglich wird: Im Zuge der Verwirkli­
chung einer gemeinsamen Außenhan­
delspolitik verlieren die Mitgliedsstaa­
ten ihre autonome Außenhandelsho­
heit, die auf die Organe der EG über­
geht. Auch die direkte Lenkung auf 
dem Kohle-Stahlsektor, sowie die ge­
meinsame Landwirtschaftspolitik be­
einträchtigen die „dauernde Unabhän­
gigkeit nach außen“ ... Nehmen wir 
an, es käme zu einem neuerlichen Falk­
land-Krieg zwischen Großbritannien 
und Argentinien, und Österreich wäre 
EG-Vollmitglied. Die EG beschließt 
ein Embargo gegen Argentinien. Hält 
sich Österreich daran, so ist das neutra­
litätswidrig, da es gegen den Gleichbe­
handlungsgrundsatz verstößt. Würde es 
versuchen, diesem Grundsatz zu genü­
gen und auch die Handelsbeziehungen 
mit Großbritannien einschränken, so 
wäre dies gar nicht möglich, da es im 
Binnenmarkt den freien Warenverkehr 
gibt, und keine Zollschranken existie­
ren . . .

Von den derzeitigen 12 EG-Staaten 
sind mit Ausnahme Irlands alle Mit­
glieder der NATO. Im Artikel 2 des 
NATO-Vertrages wurde vereinbart, 
daß die Staaten der NATO Gegensätze 
ihrer Wirtschaftspolitik beseitigen und 
die wirtschaftliche Zusammenarbeit 
fördern werden . . . Wenn die NATO 
tatsächlich in einen Krieg verwickelt 
werden sollte, würde auch die EG ihr 
Wirtschaftspotential in den Dienst die­

die wenigen linken Organisationen, wie 
z.B. die KPö. Rosemarie Atzenhofer, 
ZK-Mitglied, auf einem Seminar der 
Partei zur EG: „Vollendung des Binnen­
markts, das heißt die Grenzen der Aus­
beutung durch Deregulierung neu set­
zen“. Vollendung des EG-Binnenmarkts 
heiße gleichzeitig aber auch, Staatsgren­
zen im Innern zu beseitigen und dafür 
um die EG herum eine neue Grenze 
hochzuziehen, um den westeuropäischen 
Konzernen einen „profitableren Heim­
markt“ zu verschaffen. „Manche dieser 
Konzerne, vor allem westdeutsche, 
möchten diesen Heimmarkt noch um 
Österreich vergrößern.“ Dabei sei es 
kein Zufall, „daß die EG-Befürworter 
das Wort »Anschluß* nicht hören wollen 
— die einen aus Blindheit, die anderen, 
um ihre wahren Absichten, um ihre wah­
ren Sehnsüchte nach dem großen Raum, 
diesmal mit 320 statt mit 70 Millionen, 
nicht zu verraten. Der Wunschtraum al­
ler Großdeutschen, in liberaler und fa­
schistischer Form in der FPÖ vereinigt, 
ginge in Erfüllung.“ Die „Österreichi­
sche Bewegung gegen den Krieg“ mo­
bilisierte Ende Juni mit einem Aufruf zu 

ses Krieges stellen. Österreich könnte 
sich dem in einem Binnenmarkt kaum 
entziehen und würde so seine Neutrali­
tät verletzen. Auch die Kontakte zwi­
schen der „Westeuropäischen Union“ 
(WEU), die seit ihrer „Wiederbele­
bung“ im Jahr 1984 und ihrer Süder­
weiterung 1988 immer mehr zum „eu­
ropäischen Pfeiler der NATO“ wird, 
und der EG werden immer enger. Im­
mer zahlreicher werden die Stimmen 
führender EG-Politiker, die die Schaf­
fung einer nicht bloß wirtschaftlichen 
„Dritten Supermacht Westeuropa“ un­
ter deutsch-französischer Dominanz 
fordern. Und schon im Oktober 1983 
nahm das Europa-Parlament einen Be­
richt an, der ein EG-Rüstungsbüro, mi­
litärische Forschung unter EG-Regie, 
die Entwicklung neuer Waffentypen, 
mehr Zusammenarbeit zwischen 
NATO und EG sowie eine gemeinsame 
Politik beim Waffenexport aus der EG 
forderte. Das Argument, daß in der EG 
ohnehin nur für zivile Zwecke zusam­
mengearbeitet werde, widerlegte der 
EG-Kommissar Karl-Heinz Narjes bei 
einem Vortrag vor der Führungsakade­
mie der deutschen Bundeswehr am 12. 
November 1987: „In allen Bereichen 
der Natur- und Ingenieurwissenschaf­
ten zeigt sich dieselbe Tendenz. Sie hat 
zur Folge, daß die klassische Unter­
scheidung von Verteidigungs- und zivi­
ler Industrie praktisch nicht mehr 
durchführbar ist.“ In dankenswert of­
fener Weise wird hier zugegeben, daß 
die EG die wirtschaftliche Basis für 
einen neuen „Euro-Militarismus“ zu 
legen hat . . .
Quellen: Grüne Positionen: Neutralität“, „Im­
puls grün“, 2/89) 

einer Kundgebung „Nein zum EG- 
Anschluß“, in dem die EG-Integrations­
politik als „Neuauflage“ der Anschluß- 
Politik bezeichnet wird, „die Österreich 
vor fünfzig Jahren zuletzt in den Welt­
krieg geführt“ habe: „Österreich soll 
aus einem neutralen Land in der Mitte 
Europas wieder zur deutschen Kolonie 
und Ostmark degradiert werden; denn 
der »große Bruder* ist für Österreich 
nicht einfach die EG, sondern vor allem 
der stärkste EG-Staat: die Bundesrepu­
blik Deutschland, die an Österreich das 
größte wirtschaftliche (und auch militäri­
sche) Interesse hat und die sich schon 
heute bei allen möglichen Gelegenheiten 
.. . einmischt“.
Quellenhinweis: „Ausbeutung ohne Grenzen — 
die EG aus marxistischer Sicht“, Protokoll des 
Seminars der KPÖ, 9./IO. 12.88; EG-Handbuch, 
Hrsg.: KPÖ, Wien 1989; Impuls Grün, Hrsg.: 
Die GRÜNE Bildungswerkstatt, Die GRÜNE 
Alternative, Der GRÜNE Klub, 1/89, 2/89, 
6/89; Süddeutsche Zeitung, 11.8, 12./13.8
— (jüg)

Türkei
Urteilssprechung 
im Dev-Yol Prozeß

Am 21.7.89 wurden vor dem Militärge­
richt in Mamak die Urteile im Dev-Yol 
Prozeß gesprochen. In diesem Mammut­
prozeß, der insgesamt sieben Jahre dau­
erte, wurden 723 Personen angeklagt. 
Mindestens fünf Gefangene sind wäh­
rend der Haft durch Folter und schlechte 
Haftbedingungen gestorben. Ein zentra­
ler Anklagepunkt war der Art. 146 
TStGB, nach dem Mitgliedern oder An­
hängern politischer Organisationen wie 
Dev-Yol ihre politische Auffassung als 
umstürzlerische Absicht ausgelegt wird. 
Ähnlich wie beim bundesdeutschen § 
129a StGB braucht dann ein konkreter 
Tatvorwurf nicht mehr nachgewiesen 
werden. In einzelnen Fällen ist das Ge­
richt hiervon abgerückt und hat auf einen 
Verstoß nach Art. 168 TStGB — Bildung 
bewaffneter Banden — umgestellt. Die 
Art. 140 bis 146 wurden am 11. Novem­
ber 1936 neu gefaßt und wörtlich aus 
dem italienischen Strafgesetzbuch Mus­
solinis übernommen.

Für politische Verfahren sind in der 
Türkei die Militärgerichte zuständig, da 
vor diesen alle Straftaten behandelt wer­
den, wegen deren Begehung angeblich 
das Kriegsrecht verhängt worden ist. 
Zwischen Dezember 1987 und April 
1988 sind über 60000 Menschen von 
Militärgerichten verurteilt worden.

Das Urteil im Dev-Yol Prozeß sieht 
sieben Hinrichtungen vor. Es sind: Atil­
la Kilic, Ertugrul Ak, Tevfik Günes, Er­
ol Kartal, Memduh Uyan, Kemal Özer 
und Saadettin Kahraman. Weiterhin gibt 
es 39 mal lebenslängliche Freiheitsstra­
fen, 177 Freisprüche und für den Rest 
Haftstrafen zwischen zwei und 20 Jah-
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ren. Unter den zu lebenslänglicher Haft 
Verurteilten befinden sich mehrere ZK- 
Mitglieder von Dev-Yol.

Viele Prozeßbesucher mußten auf der 
Straße bleiben, da der Saal die Besucher­
menge nicht fassen konnte. Unter den 
Besuchern fanden sich auch zwei Parla­
mentsabgeordnete der SHP ein. Vor al­
lem aber kamen Mitglieder von 
TAY AD, der Gefangenen-Angehörigen- 
Initiave, und weitere Familienangehöri­
ge. Bei der Urteilsverkündung gab es 
Proteste, vor dem Saal wurde die Haupt­
straße blockiert. Rufe nach Zerschla­
gung des Faschismus und nach Zurre- 
chenschaftziehung der Verantwortlichen 
wurden laut. Das zu lebenslänglicher 
Haft verurteilte Zentralkomiteemitglied 
von Dev-Yol, Oguzhan Müftioglu, be­
tonte in einer Rede, das dieses Urteil in 
einer Linie mit dem Militärputsch vom 
12. September 1980 steht. Er erwähnte, 
daß viele Aussagen und „Geständnisse“ 
nur durch Folter zustande gekommen 
sind. Aus diesen und anderen Gründen 
soll das Urteil nicht akzeptiert werden 
und sich an die Europäische Menschen­
rechtskommission gewandt werden. 
Müftioglu wies darauf hin, das gegen 
dieses Urteil Widerstand geleistet wer­
den wird.
Quellenhinweise: Bericht Strafverteidigerin­
itiative NRW zur Prozeßbeobachtung; Milliyet, 
Hürriyet, Cumhuriyet v. 21. u. 22.7.1989 
— (tja, dos)

Namibia

BRD-Polizei-Einsatz 
stößt auf Protest

Mit der Begründung, für die Überwa­
chung der Vorbereitung der Wahlen und 
der Wahlen seien auch deutschsprachige 
Polizisten nötig, hat der UNO-General- 
sekretär die BRD aufgefordert, zwischen 
50 und 60 Polizisten nach Namibia zur 
Ergänzung des zivilen Personals der 
UN-Überwachung in Namibia zu stellen. 
Die UNO hat die Aufforderung zur Ver­
stärkung der Überwachungstruppe getä­
tigt, nachdem eindeutig feststand, daß 
insbesondere die paramilitärische Poli­
zeieinheit Koevoet durch die bisher in 
Namibia stationierten UN-Truppen und 
-Beobachter nicht zu kontrollieren ist. 
Mag sein, daß für die Beobachtung der 
deutschsprachigen Siedler in Namibia 
auch eine deutschsprachige Polizeitrup­
pe nötig ist — aber solche findet sich 
auch in anderen Staaten als ausgerechnet 
bei der alten Kolonialmacht.

Die UN-Beobachtertruppe einschließ­
lich des UN-Generalsekretärs haben in­
zwischen offiziell festgestellt, daß Koe­
voet „die Leute terrorisiert“. Die weit­
gehend aus südafrikanischen Siedlern 
gebildete „Anti-Terror-Gruppe“ hat seit 
dem 1. April, dem Beginn der UN-Über­
wachung, nach UN-Aussagen mehr als 

20 Namibier, insbesondere im Norden, 
umgebracht. Die sofortige Auflösung 
dieser Truppe und die Rückkehr ihrer 
Mitglieder nach Südafrika ist die einzige 
Möglichkeit, ihren Terror zu stoppen. 
Stattdessen werden ihre Mitglieder aber 
wohl als Namibier registriert.

Die Frontstaaten (Angola, Botswana, 
Zimbabwe, Mosambik, Tansania) haben 
Ende Juli, noch vor dem Bekanntwerden 
der BRD- und UN-Pläne für die Polizei­
truppe, gegen den Fortbestand von Koe­
voet protestiert: „Der Fortbestand der 
Killer-Truppe gefährdet den Unabhän­
gigkeitsprozeß,“ berichtete die zimbab- 
wische Zeitung „Herald“ am 29. Juli. 
Sie forderten erneut eine Aufstockung 
der UN-Truppe durch Soldaten aus afri­
kanischen Ländern. Die SWAPO hat 
von Beginn des Unabhängigkeitsverfah­
rens gegen die fortdauernde Anwesen­
heit von Koevoet protestiert.

Die SWAPO hatte sich frühzeitig — 
noch vor Aufstellung der UN-Truppen 
— gegen das Vorhaben gewandt, die 
UN-Truppe auch mit BRD-Soldaten zu 
besetzen. Sie hatte für ihre Ablehnung 
zwei Gründe angeführt: zum einen die 
ehemalige Kolonialherrschaft des Deut­
schen Reiches über Namibia, die den 
Namibiern noch gut im Gedächtnis wä­
ren, weil die Greueltaten der deutschen 
Kolonialtruppe unvergeßlich seien. Zum 
anderen weist die SWAPO daraufhin, 
daß die BRD einer der engsten Freunde 
Südafrikas ist und das Land wirtschaft­
lich und militärisch unterstützt. Aus die­
sem Grund wäre die Neutralität etwaiger 
westdeutscher Soldaten zu bezweifeln. 
Dies gelte auch für den militärischen 
Einsatz von Polizei, war die Auskunft 
der SWAPO.

Die Namibian National Front (NNF), 
der verschiedene antiimperialistische 
und antikoloniale Organisationen, dar­
unter die SWANU, angehören, lehnt den 
Einsatz westdeutscher Polizisten mit 
ausdrücklichem Hinweis auf die gesamte 
Geschichte des deutschen Imperialismus 
ebenfalls ab.

Der Einsatz westdeutscher BGSler und 
Polizisten in der zivilen Polizeitruppe 
bedarf — anders als die Zusammenset­
zung der UN-Truppe — nicht der Zu­
stimmung aller beteiligten Parteien. 
Förmlicher Protest eines beteiligten 
Staates, z.B. Angolas, könnte aber wohl 
Einfluß auf die Zusammensetzung der 
zivilen Truppe ausüben, solange sich an­
dere Staaten bereitfinden, Ersatzleute zu 
stellen. Der Einfluß der BRD im südli­
chen Afrika aber ist — gegründet vor al­
lem auf die Anwesenheit aller großen 
Konzerne in Südafrika und den Besitz 
der Dresdner Bank in Namibia — stark. 
Kaum ein Land ist nach den langen, von 
Südafrika geführten Kriegen in der La­
ge, westdeutsche „Hilfsangebote“ abzu­
lehnen.

Quellenhinweis: Facts and Reports, Internatio­
nal Press Cuttings on Southern Africa, Ausga­
ben M, N, O, P 1989 - (uld)

El Salvador
ARENA: Politik 

für die Oligarchie
Die Repression in El Salvador hat weiter 
zugenommen. Zwischen dem 1. und 27. 
Juli wurden verhaftet: 38 Gewerkschaf­
ter, 22 Bauern, 37 Studenten, ein Profes­
sor, 24 Jugendliche, 17 Flüchtlinge, 
zwei ausländische Journalisten, zwei 
Menschenrechtsaktivisten, ein Kleinge­
werbetreibender. In derselben Zeit wur­
den 27 Personen verwundet, fünf ermor­
det und drei „verschwanden“.

Alfredo Christiani, ARENA-Chef, 
Kaffeemillionär und Regierungschef, 
setzt ein „Reformpaket“ durch. Er bittet 
das Volk um „Verständnis“, sollten die­
se Maßnahmen nicht angewandt werden, 
würden die ruiniertesten Wirtschaftssek­

toren des Landes auf die Dauer El Salva­
dors Ökonomie zerstören. Christiani 
rechtfertigt die Maßnahmen mit der Kaf­
feekrise und der Unfähigkeit seiner Re­
gierungsvorgänger. Sicherlich muß 
Christiani auch einige Widerstände in 
seiner eigenen Partei besänftigen, da die­
se Maßnahmen die Großkapitalisten be­
zuschussen, jedoch das Einkommen der 
Mittelklassen wegfressen, die sich mit 
ihrer Stimme für ARENA selbst betro­
gen haben.

Dieses „Reformpaket“ ist die „magi­
sche Formel“ der Wallstreet, angewandt 
auf die gebeutelten lateinamerikanischen 
Ökonomien durch den IWF. Es beinhal­
tet das Reduzieren öffentlicher Ausga­
ben, Steigerung der Staatseinnahmen 
durch Erhöhung öffentlicher Tarife, 
Freigabe der Preise, Reduzierung der 
Zölle auf den wichtigsten Importen, Sti­
mulierung von Exporten, der freie An- 
und Verkauf von US-Dollars und das 
Einfrieren der Gehälter von Staatsange­
stellten.

Guillermo Manuel Ungo, Vorsitzen-
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der der Revolutionären Demokratischen 
Front (FDR), äußerte sich hierzu: „Die­
ses diente der Veränderung äußerlicher 
Probleme, denn es unterstützt die privi­
legierte Minderheit, die sich für innere 
Probleme des Landes nicht interessiert. 
Ich führe das zurück auf die Konzentrie­
rung von Reichtum auf der einen Seite 
und extremer Armut auf der anderen. “

Ruben Zamora, Vorsitzender des lin­
ken Wahlbündnisses Demokratische 
Konvergenz, hierzu: „Das ist eine wahre 
ökonomische Entfaltung, die besonders 
Menschen aus der Mittelklasse mit fixem 
Einkommen schmerzen wird. Sie den­
ken, daß diese Maßnahmen, erfunden 
von faschistischen chilenischen Ökono­
men, Importe fördern werden. Dafür 
werden mittlere und kleinere Industrie­
zweige zerstört, während einige Großin­
dustrien aufrechterhalten werden.“

Die Widersprüche zwischen den Kir­
chen El Salvadors und dem Staatsapparat 
spitzen sich weiter zu. ARENA wünscht 
sich eine andere Kirche, die zwischen 
Staat und Aufstand eine vermittelnde 
Rolle einnimmt, wenn es der Regierung 
so gefallt. Der Erzbischof von San Sal­
vador, Rivera y Damas, wies insbeson­
dere angesichts Christianis Wirtschafts­
politik seine Antrittsrede zurück, wo die­
ser versprach, „für die Ärmsten der Ar­
men zu regieren“. Im selben Maß, wie 
die Kritik der Kirche an der Repression 
wächst, wächst auch die feindliche Hal­
tung von ARENA gegenüber der Kirche. 
Ende Juli zerstörten vier Bomben die 
Druckerei der Jesuitenuniversität, weni­
ge Tage, nachdem die Kirche die neuen 
,,Anti-Terror-Gesetze“ kritisierte. 
Quellenhinweis: Radio Venceremos Weekly Re­
port No. 105. — (zwk)

Türkei/Kurdistan

Solidarität mit 
dem Hungerstreik

Am 29. Juni begannen 259 Gefangene 
im Gefängnis von Eskisehir einen Hun­
gerstreik, nachdem die Gefängnisleitung 
die Entdeckung zweier Fluchttunnel zum 
Anlaß nahm, die im letztem Hunger­
streik erkämpften Rechte wieder zurück­
zunehmen. Außerdem wurden die unter 
dem sog. 1 .-August-Dekret von 1988 
bekanntgewordenen Haftverschärfungen 
wieder eingeführt. Dieses Dekret, das 
auch als Folter- und Unterdrückungspa­
ket bezeichnet wird, mußte nach den 
letzten Hungerstreiks in der Türkei und 
Kurdistan wieder zurückgenommen wer­
den. In der Nacht vom 1.8. auf den 2.8. 
89 wurden 280 Hungerstreikende aus 
Eskisehir, von denen sich zwei bereits 
im Koma befanden, zwangsweise in an­
dere Gefängnisse verschleppt. Durch die 
zwölfstündige Fahrt ohne Belüftung, 
durch große Hitze, die massiven Prügel 
der Soldaten und durch die dazukom­
mende Entkräftung durch den Hunger­

streik starben die beiden Kurden 
Hüseyin Hüsnü Eroglu und Mehmet Yal- 
cinkaya. Mindestens 24 weitere Gefan­
gene wurden verletzt. Mittlerweise be­
finden sich bis zu 2000 Gefangene aus 
insgesamt 16 Gefängnissen im Hunger­
streik, mindestens 59 von ihnen im unbe­
fristetem Hungerstreik. Angehörige der 
politischen Gefangenen führen zur Zeit 
Solidaritätshungerstreiks durch. Insge­
samt gibt es eine breite Solidarität. Stu­
denten und Gewerkschafter machen Ak­
tionen, an denen sich zum Teil sogar die 
SHP (Sozialdemokratische Volkspartei) 
beteiligt. Bei Demonstrationen, Aktio­
nen und der Beerdigung der beiden er­
mordeten Gefangenen sind bis jetzt über 
200 Menschen festgenommen worden.

Die Forderungen der hungerstreiken­
den Gefangenen sind:
— Aufhebung des 1.-August-Dekretes
— Abschaffung der Einheitskleidung
— Anerkennung als politische Häftlinge 
und der politischen Vetretung, sowie 
Kriegsgefangenenstatus für die kurdi-

DDR-Massenausreisen

Viel Lärm, wenig Aussichten 
für die rechte Opposition

Die bundesdeutsche Propagandamaschi­
nerie läuft auf Hochtouren. „Verzweif­
lung in der DDR. Nur raus, raus, 
raus!“, hetzte die „Bild“-Zeitung am 
14.8. mit Riesenschlagzeile. „Explo­
diert die DDR?“, triumphierte der 
„Spiegel“. 1,5 Millionen DDR-Bürger 
hätten Ausreiseanträge gestellt, breitete 
die „Welt am Sonntag“ (13.8.) soge­
nannte „Informationen“ aus Geheim­

sehen politischen Gefangenen
— Keine Verlegungen in andere Ge­
fängnisse
— Aufhebung aller Disziplinarstrafen, 
z.B. nach Hungerstreiks
— Für die Möglichkeit, Zeitungen, 
Zeitschriften, Briefe, Schreibmaschinen, 
Radiorecorder, Lebens- und Genußmit­
tel, usw. zu beziehen
— Beendigung der Folter- und Unter­
drückungsmaßnahmen
— Besseres Essen und niedrigere Kanti­
nenpreise
— Anerkennung der politischen Vertei­
digung in kurdischer Sprache.

Letzte Woche bestellte das Justizmini­
sterium der Türkei einen Ausschuß, der 
das 1.-August-Dekret untersuchen soll, 
um eventuell einige Punkte zu streichen. 
Ziel soll es angeblich sein, die türki­
schen Gefängnisse auf den Standard der 
europäischen zu bringen. Was das Prin­
zip der Isolationsfolter belangt, kann da 
der türkische Staat tatsächlich noch sehr 
viel von der BRD lernen. — (tja) 

dienstquellen aus. Das Wickert-Institut 
wirft sogar schon die Zahl von 3 Millio­
nen — bei knapp 17 Mio. DDR-Bürgern 
— in die Diskussion. Seit Wochen ver­
breiten die Medien das Gerücht, die 
DDR wolle Reisen nach Ungarn er­
schweren, und treiben damit förmlich 
eine wachsende Zahl von Menschen zur 
panikartigen Flucht über Ungarn. Auch 
die penetrante Fernsehberichterstattung
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Für Bundesaußenminister Genscher sollen die Wirtschaftsbeziehungen zu Thailand 
eine „Kooperation unter Gleichen“ werden. Thailand erlebt zur Zeit einen Wirtschafts­
boom. Ein Grund dafür sind die Hungerlöhne. Etwa 99 °/o der Gewerkschaften in Thai­
land sind Unternehmergewerkschaften. Die Unternehmer nutzen ein Sytem zweimo­
natiger Arbeitsverträge, um die Gewerkschaften zu zerstören und die Löhne unter 
dem offiziellen Minimum zu halten. Der Tageslohn für Beschäftigte in Zweimonatsver­
trägen beträgt circa 1,3 US-Dollar. Die Löhne in Japan und Taiwan sind um das Vier­
bis Fünfzehnfache höher. Bild: Genscher mit dem thailändischen Außenminister.

— (ros)

Verfassungsänderung 
in Portugal

In Portugal ist am Dienstag, dem 8.8.89, 
eine neue Verfassung in Kraft getreten. 
Wichtige Errungenschaften der Arbei­
terklasse werden in ihr liquidiert, um in 
Hinblick auf den EG-Binnenmarkt einen 
möglichst weitgehenden Zugriff des Ka­
pitals zu sichern. Wesentliche Ziele der 
Revolution von 1974, wie die Verstaatli­
chungen, sind gestrichen worden. Der 
Regierung wird es dadurch möglich ge­
macht, die meisten Staatsbetriebe dem­
nächst wieder unter privatkapitalistische 
Führung zu stellen. Auch fehlen in der 
neuen Verfassung alle Hinweise auf den 
Sozialismus. Der sozialdemokratische 
Präsident von Portugal, Soares, hatte 
diese im letzten Monat unterschrieben, 

nachdem das Parlament die Änderung im 
Juni beschlossen hatte. Quelle: NZZ v. 
11.8.- (tja)

Mayekiso zum NUMSA-General- 
sekretär wiedergewählt

Auf dem zweiten Kongress der NUMSA 
in Johannesburg wurde Moses Mayekiso 
zum Generalsekretär dieser größten süd­
afrikanischen Metallgewerkschaft wie­
dergewählt. 750 Delegierte stimmten 
einstimmig für ihn. Der NUMSA-Kon- 
gress fand wenige Wochen nach dem be­
deutenden Gerichtsbeschluß statt, mit 
dem Moses Mayekiso und vier andere 
Angeklagte freigesprochen worden 
waren. Moses Mayekose war mehr als 
ein Jahr in Einzelhaft gehalten wor­
den. — (ros)

Türkei: 15000 Mann 
gegen ARGK-Guerillas

Das türkische Regime hat in den letzten 
Tagen seine vermutlich größte Militär­
aktion seit dem Militärputsch 1980 be­
gonnen. Ziel ist, den Einfluß der kurdi­
schen Befreiungskämpfer der ARGK im 
Gebiet der Cudi-Berge zu schwächen 
und diesen schwere Verluste zuzufügen. 
In den letzten Monaten hatte der Befrei­
ungskampf in diesem Gebiet einen sol­
chen Umfang angenommen, daß sich 
türkische Bodentruppen nicht mehr in 
die Cudi-Berge wagen konnten und 
selbst in der Umgebung nur noch mit 
massiver Luftunterstützung Operationen 
durchfuhren konnten. Nach offiziellen 
türkischen Angaben sollen bei den jetzt 
begonnenen Operationen 15000 Mann 
eingesetzt sein, darunter 1000 Mann 
„Elitetruppen“. Diese versuchen, das 
gesamte Gebiet der Cudi-Berge zu um­
zingeln, und rücken mit massiven Bom­
benangriffen und Artilleriebeschuß ge­
gen die Berge vor. Etwa 20 Dörfer in der 
Nähe der Cudi-Berge sind von der 
Armee geräumt, die Bevölkerung soll, 
soweit sie nicht schon zwangsweise ver­
trieben wurde, aus Sorge vor dem Ein­
satz chemischer Waffen aus dem Gebiet 
flüchten. Nach Beginn der Operationen 
meldeten türkische Stellen, man habe 20 
Guerillas erschossen und selbst nur zwei 
Verletzte zu beklagen. Inzwischen mel­
den die türkischen Zeitungen, daß die 
Zahl der ARGK-Angriffe im Rücken der 
türkischen Truppen, d.h. in der näheren 
Umgebung der Cudi-Berge, drastisch 
zugenommen habe. Allein am 11.8. sei­
en bei diesen Angriffen 13 Personen, 
vermutlich türkische Soldaten und Gen­
darmen, gefallen, 22 weitere seien „ver­
schwunden“. Die Bevölkerung des 
Kampfgebiets hat in öffentlichen Kund­
gebungen gegen den türkischen Trup­
peneinsatz protestiert. — (F.K., rül)

über Massenausreise und Fluchtwege hat 
in erheblichem Ausmaß zur Zuspitzung 
der Lage, zur Erzeugung einer regel­
rechten Fluchtpsychose beigetragen.

Die bundesdeutschen Zeitungen wäl­
zen sich in der krisenhaften Entwicklung 
in der DDR. Tatsächlich ist die Ausrei­
sebewegung auch nur vor dem Hinter­
grund einer Krise der SED-Politik zu 
verstehen. Doch die laute, hämische 
Propaganda verhüllt sorgsam eine ande­
re Krise, die für die weitere Entwicklung 
der DDR von letztlich größerer Bedeu­
tung ist: die Krise der rechten, kirchli­
chen Opposition in der DDR.

Bei der Kritik der Rolle gerade der 
evangelischen Kirche in der DDR muß 
man sich vergegenwärtigen, daß diese 
mit der evangelischen Kirche in der BRD 
eng verbunden und von ihr in hohem 
Maße finanziell abhängig ist. Die BRD 
verfolgt, gestützt auf diese Verbindun­
gen, seit langem schon die Absicht, die 
Kirche in der DDR zur führenden Kraft 

der politischen Opposition aufzubauen. 
Diese Strategie schien auch aufgegangen 
zu sein. Ende letzten Jahres schrieb z.B. 
die „Neue Zürcher Zeitung“: „Nach­
dem viele Bürger des Landes aus dem 
Zwang zur Anpassung aus der Kirche 
ausgetreten waren, wenden sie sich jetzt 
wieder in verstärktem Maße dieser Insti­
tution zu, die ... von ihnen als ein 
Raum angesehen wird, in den man im 
eigenen Lande auswandern könne. Da­
her mehren sich auch in letzter Zeit die 
Stimmen, die Bedenken gegen die For­
mel ,Kirche im Sozialismus4 anmelden, 
sie als unbrauchbar, gescheitert und erle­
digt erklären.“ (19.11.88)

Die durch die Kirche geführte politi­
sche Opposition hat zu den Kommunal­
wahlen im Mai eine erste größere Kon­
frontation gesucht. Sie fühlte sich dabei 
u.a. auch durch die Entwicklung in der 
Sowjetunion wie zunehmend auch in 
China (westlich orientierte „Demokra­
tiebewegung“) ermutigt. So riefen im 

Januar Ostberliner kirchliche Menschen­
rechtsgruppen zur Aufstellung „unab­
hängiger Abgeordneter“ zu den Kom­
munalwahlen auf. (1) Als dies scheiterte, 
gaben Pfarrer und Vertreter von kirch­
lich orientierten Gruppen mit großem 
Widerhall in bundesdeutschen Medien 
die Losung Wahlboykott aus. (2) Kurz 
vor dem Wahlen dann verabschiedeten 
Vertreter von 19 kirchlichen und religiö­
sen Gemeinschaften in der DDR ein 
Grundsatzpapier „Mehr Gerechtigkeit in 
der DDR“, mit dem sie kirchlichen An­
spruch auf Führung der Gesellschaft arti­
kulierten. (3) Die Erwartungen in das 
Kommunalwahlergebnis müssen recht 
hochgespannt gewesen sein. Nach der 
Wahl — 1,15% der Wähler stimmten 
gegen die Einheitsliste — schrieb die 
„Süddeutsche Zeitung“ ernüchtert: 
„Die evangelische Kirche hat mit ihren 
Mahnungen und ihren Erläuterungen 
zum Wahlrecht eigentlich nur in der 
westlichen Öffentlichkeit . . . Resonanz
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Bergarbeiterstreiks 
in Workuta zu Ende

Nach Zusicherung der Erfüllung ihrer 
Forderungen haben die Belegschaften 
der Kohlegruben im Gebiet von Workuta 
(UdSSR) am 6.8. ihren Streik beendet. 
Nachdem ihren Forderungen nicht voll 
entsprochen worden war, hatten die 
Bergarbeiter ihren Streik wiederaufge­
nommen. Nach der Zusage der sowjeti­
schen Regierung zu, alle Forderungen zu 
erfüllen, beschloß eine Konferenz von 
Vertretern der Arbeitskollektive die Be­
endigung des Streiks und den Verzicht 
auf Streikaktionen bis zum 1.1.1990.
Quelle: NZZv. 8.8.- (tja)

Estland: Streiks gegen 
reaktionäres Wahlrecht

Etwa 30000 vorwiegend russische Ar­
beiter streiken in der sowjetischen Re­
publik Estland seit einigen Tagen gegen 
eine vom Obersten Sowjet der Republik 
verabschiedete reaktionäre Wahlrechts­
änderung sowie gegen ein Gesetz, das 
nur noch das Estnische als Amtssprache 
der Republik erlaubt. Etwa 40 Betriebe 
in Tallin und Umgebung, darunter der 
Güterbahnhof in Tallin, werden be­
streikt. Auch der Hafen der Hauptstadt 
soll bestreikt werden. Die von der estni­
schen „Volksfront“ maßgeblich getra­
genen Änderungen sehen extreme 
Wohnsitzfristen für die Einräumung des 
aktiven und passiven Wahlrechts zu den 
lokalen Sowjets und zum estnischen So­
wjet vor. So soll das aktive Wahlrecht 
erst nach zweijährigem Wohnsitz-Auf­
enthalt und nach fünf Jahren Aufenthalt 
in der Republik erteilt werden, das passi­
ve Wahlrecht sogar erst nach fünf Jahren 
Aufenthalt am Wohnsitz und zehn Jahren 
in Estland. Dadurch wird einem Großteil 
der russischen Arbeiter in Estland das 
Wahlrecht entzogen. Ein am 10. August 

vom Obersten Sowjet der Republik ver­
hängtes allgemeines Streikverbot konnte 
die Streikenden nicht zum Abbruch ihrer 
Proteste zwingen. — (rül)

Weiterhin Aktionen von 
Bergarbeitern in den USA

Die US-Bergarbeitergewerkschaft
(UMW) hat für den 7.-9.8.89 zu dreitä­
gigen Massenprotesten aufgerufen. Ge­
plant wurden Aktionen auf den Straßen 
des Kohlereviers im südwestlichen Vir- 
gina und vor den Justizgebäuden dieser 

Die israelische Armee darf künftig Palästinenser bis zu zwölf Monate ohne Anklage 
und Gerichtsverhandlung gefangenhalten. Bisher durfte diese sogenannte „Admini­
strativhaft“ höchstens sechs Monate dauern. Übliche Praxis war, daß nach Ablauf die­
ser Zeit der Militärankläger die erneute Verhaftung beantragte. Um nicht offen gegen 
die Genfer Konvention über die Rechte und Pflichten von Besatzungsmächten zu ver­
stoßen, sieht die neue Regelung nach sechs Monaten eine „Wiedererwägung“ des 
Haftbeschlusses durch einen Militärrichter vor. Mehrere Tausend Palästinenser sind 
mittels dieser „Administrativhaft“ in zionistischen Militärlagern inhaftiert. Anfang Au­
gust verletzten die zionistischen Besatzungstruppen allein im Ghaza-Streifen wieder 
sieben Palästinenser schwer, darunter ein vier-, ein sechs- und ein siebenjähriges 
Kind. — (rül)

Region. Die Proteste richteten sich ge­
gen die Zusammenarbeit der Konzerne 
und Gerichte in ihrem gemeinsamen 
Vorgehen gegen die streikenden Arbei­
ter. Das Arbeitsministerium in Washing­
ton veröffentlichte Zahlen zur Beschäfti­
gungslage, wonach im Monat Juli 11000 
Bergleute entlassen worden sind, eine 
Reaktion auf die Streiks in den Kohle­
gruben östlich des Mississippi. Ein Un­
terausschuß des Repräsentantenhauses 
bestätigte in einem 23-seitigen Bericht 
arbeiterfeindliches Vorgehen von Polizei 
und Justiz. Quelle: UZ v. 5. u. 7.8. — (tja)

gefunden. Das gleiche gilt für die kir­
chennahen und unabhängigen Bürger­
rechtsgruppen . . .“ (9.5.) Die „FR“ re­
sümierte: „. . . macht das Wahlergebnis 
auch deutlich, wie begrenzt nach wie vor 
der Kreis derer ist, die sich in der DDR 
kritisch exponieren.“ (9.5.) Der Ver­
such der Kirchenleute, eine Kampagne 
wegen Wahlfälschung einzuleiten, blieb 
kraftlos.

Die kirchlich geführte rechte Opposi­
tion hat sich von ihrer Wirkung auf die 
westlichen Medien und von deren Propa­
ganda blenden lassen und sich stark her­
vorgewagt. Sie hat eine Niederlage erlit­
ten. Die Auswirkungen dieser Niederla­
ge sind weit größer als der parlamentari­
sche Einfluß, den diese Opposition ent­
wickeln konnte. Das hat seinen Grund 
vor allem in der die DDR bedrohenden 
Politik der BRD. Die BRD macht sich 
zum stärksten Verfechter von „Refor­
men“ in der DDR, von denen sie sich für 
die westdeutschen Konzerne verstärkten 

Einfluß verspricht. Ihre „Reform“pro- 
paganda enthält das deutliche Angebot, 
einer Oppositionsbewegung an die 
Macht zu verhelfen. Das schafft in Tei­
len der DDR-Bevölkerung eine Kompra­
dorenmentalität. Diese wird noch enorm 
dadurch gefördert, daß sie sich direkt auf 
eine ausländische Macht beziehen kann, 
und zwar durch den Anspruch auf die 
BRD-Staatsbürgerschaft. Die dafür An­
fälligen — eine soziologische Untersu­
chung charakterisiert die Auswanderer 
aus der DDR als „überdurchschnittlich 
leistungsbewußt und wohlstandsorien­
tiert“ (4) — sind nicht unbedingt bereit, 
sich persönlich allzusehr zu exponieren. 
Aber sie witterten offensichtlich eine 
Chance, verhärteten ihre Ansprüche, 
wurden immer anmaßender — und sehen 
sich jetzt in ihren Erwartungen ge­
täuscht. Daß die politische Opposition 
sich bei den Kommunalwahlen als 
schwache Kraft herausstellte, die die po­
litische Führung der SED nicht ernsthaft 

infrage stellen konnte, wird dafür von 
großer Bedeutung gewesen sein. Aber 
auch andere Gründe dürften mitspielen: 
so die für sich auf den Imperialismus be­
ziehende Kräfte alles andere als vorbild­
hafte Entwicklung in Polen, die Nieder­
schlagung der westlich orientierten Be­
wegung in China, die von der DDR-Füh­
rung so demonstrativ begrüßt wurde. 
Die Massenausreise ist, genau betrach­
tet, kein Indiz dafür, daß die rechte Op­
position in der DDR stark ist, sondern 
zeigt an, daß sie kraftlos ist.

Die Diskussionen in der DDR über 
Wege aus der Krise sind von Interesse. 
Die Bedrohung aber der DDR durch die 
BRD, deren ständige Einmischung in 
DDR-Angelegenheiten gerade durch die 
Politik der ,,deutschen Staatsbürger­
schaft“ kann und muß von hier kritisiert 
und bekämpft werden.
Quellenhinweis: (1) s. taz. 31.1.89; (2) Tages­
presse am 19.4.; (3) taz. 3.5.89; (4) Spiegel. 
14.8.89- (scc)
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Veröffentlichungen

Gemeinsames Interesse an 
sozialen Mindeststandards?

Der BDI verweist in einer Erklärung mit 
dem DGB vom 31.7.1989 bezüglich der 
sozialen Auswirkungen des EG-Binnen­
marktes auf die Zuständigkeit des BDA. 
Der hatte am 26.7.1989 — ebenfalls in 
einer gemeinsamen Erklärung mit dem 
DGB — beteuert, im Grundsatz sollen 
bei den Harmonisierungen die national 
erreichten Niveaus nicht abgesenkt 
werden.

Eine Serie im BDI-Organ „iwd“, die 
sich mit den „Nachteilen des Standortes 
Bundesrepublik“ im europäischen Ver­
gleich beschäftigt, deutet ganz andere 
Zielvorstellungen an: „Nach Meinung 
der europäischen Arbeitgeber wird der 
wirtschaftliche Fortschritt dafür sorgen, 
daß sich die unterschiedlichen Sozial­
standards annähern ...
— Alle EG-Länder mit Ausnahme der 

Bundesrepublik lassen die Pflicht zur 
Krankengeldzahlung erst nach ein bis 
drei Karenztagen aufleben . . .
— Nur vier Länder kennen keine 

Selbstbeteiligung bei den Arzt- und 
Krankenhauspflegekosten: die Bundes­
republik Deutschland, Griechenland, 
Spanien und Großbritannien . . .
— In der Bundesrepublik sind Unfall­

opfer überdurchschnittlich gut abge­
sichert. Das gilt insbesondere für die 
lOOprozentige Entgeldfortzahlung inner­
halb der ersten sechs Wochen nach dem 
Unfall .. .
— Die Unfallversicherung wird über­

wiegend durch Beiträge der Unterneh­
men finanziert .. . “

Diese kritisierten „Nachteile“ für 
Teilbereiche des Sozialwesens sollten 
den DGB schnellstens von seinen „Be­
schäftigungseffekt-Träumen“ auf den 
Boden kapitalistischer Konkurrenz- 
Realitäten zurückholen. — (mal)

Ein Segen für 
die Bundeswehr

Widerstand gegen imperialistische Poli­
tik der BRD tritt innerhalb der Kirchen 
zumeist pazifistisch auf. Gewaltfreiheit, 
die sich auf die biblischen Worte über 
die Friedfertigen beruft, und Kriegs­
dienstverweigerung sind die entspre­
chenden Handlungsweisen gar nicht so 
kleiner kirchlicher Gruppen.

Die Kirchen, höchst priviligiert mit 
diesem BRD-Staat und seinen Zielen 
verbunden, sind gezwungen, sich mit 
dieser pazifistischen Bewegung ausein­
anderzusetzen. Daher jetzt dies Kirchen­
wort der Evangelischen Kirche in 
Deutschland (EKD) mit dem Titel 
,,Wehrdienst oder Kriegsdienstverwei­
gerung?“

Ein zentraler Satz lautet: „Im Dilem­
ma der gegenwärtigen historischen Si­

tuation zwischen dem Ziel der Gewalt­
freiheit und der Schutzbedürftigkeit von 
Recht und Frieden gegen Gewalt ist die 
Kirche nicht in der Lage, einem der an­
gebotenen Wege zur Erhaltung des Frie­
dens und zum Schutz des Lebens des 
Nächsten den Vorzug zu geben und die 
von manchen gewünschte eindeutige 
Entscheidung für einen generellen Ge­
waltverzicht im Sinne der historischen 
Friedenskirchen zu fällen . . . Welche 
Entscheidung der Christ auch fällt, ob 
für den Weg des Soldaten oder für den 
Weg des Kriegsdienstverweigerers, es 
darf nicht sein, daß der eine für sich eine 
höhere Qualität von Christsein in An­
spruch nimmt oder gar dem anderen das 
Christsein abspricht, weil er eine andere 
Position vertritt.“

Wir könnten zur Tagesordnung über­
gehen und sagen: „Gut, sie segnen we­
nigstens nicht mehr die Waffen, das ist 
doch schon was ... “

Ist das wirklich so? „Der persönliche 
Verzicht auf Gewalt kann ein präziser

Ausdruck christlichen Friedenshandelns 
sein. Andererseits kann ein Christ seine 
Bereitschaft, sich mit militärischer 
Macht an der Abwendung von Gewalt zu 
beteiligen, als unabdingbaren Teil einer 
politischen Konfliktlösung begreifen: 
Die Bereitschaft zum Einsatz militäri­
scher Macht trägt dazu bei, daß der Weg 
des Friedenshandelns zur politischen 
Überwindung der Gewaltsamkeit offen­
bleibt und die Völker den Weg zum 
friedlichen Umgang miteinander finden. 
Der Soldat stellt sich in die Paradoxie 
der gegenwärtigen Weltsituation.“

Den Kriegsdienst zu verweigern, darf 
somit keinesfalls das „deutlichere Frie­
denszeugnis“ der Christen werden. 
Kriegsdienstverweigerung und Kriegs­
dienst sollen von christlich gebundenen 
Menschen als ethisch gleichrangige Ent­
scheidungen gesehen werden. Das ram­
ponierte Ansehen des Dienstes in der 
Bundeswehr soll vom hohen moralischen 
Ansehen der Pazifisten absahnen. Das ist 
der Segen der Waffen heute. — (hei)

Kapitalisten fordern 
angepaßten Arbeitsmarkt

„Auf den Entwurf eines Beschäftigungs­
förderungsgesetzes 1990 haben sich 
CDU/CSU und FDP verständigt, um vor 
allem die Ende dieses Jahres auslaufen­
den Vorschriften für den erleichterten 
Abschluß befristeter Arbeitsverträge bis 
Ende 1995 zu verlängern“, begrüßt das 
Handelsblatt am 20.7.1989 die beibehal­
tene Gesetzgebungslinie der Regierungs­
koalition zur Förderung unsteter und fle­
xibler Arbeitsverhältnisse.

In den WSI Mitteilungen 5/1989 
schreibt Berndt Keller, Professor für 
Arbeits- und Sozialpolitik, einen Aufsatz 
mit dem Thema „Ein Irrweg der Dere­
gulierung: Das Beschäftigungsförde­
rungsgesetz“: „Ein ganz zentraler Teil 
der Deregulierungsbemühungen ist das 
Beschäftigungsförderungsgesetz (Besch 
FG), dessen tatsächliche Auswirkungen 
im folgenden ausführlicher behandelt 
werden sollen . . . Das BeschFG . . . 
will durch verschiedene Deregulierungs­
maßnahmen das Arbeitsrecht ... , fle­
xibler4 gestalten: zusätzliche Beschäfti­
gungsmöglichkeiten sollen durch ,Zu­
rücknahme4 verschiedener arbeitsrecht­
licher Schutzvorschriften (vor allem Ab­
bau von ,beschäftigungshemmenden4 
Kündigungsschutzrechten) — bzw. eine 
damit verbundene Senkung der Lohn­
kosten — geschaffen werden.“

Keller wendet sich gegen die Ergeb­
nisse einer BDA-Studie, die behauptet, 
positive Beschäftigungseffekte durch das 
BeschFG erzielt zu haben. Er kritisiert 
die nicht vorhandene Belegung mittels 
Zahlen oder Fakten:

„Entgegen offizieller Lesart bewirkt 
das BeschFG weniger die Schaffung er­
hoffter zusätzlicher Arbeitsplätze als 
vielmehr ,neue, weitergehende Differen­
zierungen und Segmentierungen4 inner­
halb der Arbeitnehmerschaft und ihrer 
Erwerbschancen:
— Auf der einen Seite steht eine (im 

Laufe der Zeit infolge von Strategien 
des passiven Personalabbaus bzw. 
der natürlichen Fluktuation) kleiner 
werdende Stammbelegschaft . . .

— Auf der anderen Seite befindet sich 
eine (infolge der zunehmenden Be­
fristungspraxis größer werdende) 
Randbelegschaft in instabilen, status­
geminderten Beschäftigungsverhält­
nissen ohne . . . besonderen sozial- 
und arbeitsrechtlichen Schutz (z.B. 
Kündigungsschutz, Mutterschutz, 
Arbeitsplatzschutz).

Insoweit verstärken die neuen rechtli­
chen Regelungen die ohnehin schon be­
stehenden Segmentationsprozesse inner­
halb der betrieblichen Sozialstruktur 
bzw. auf den Arbeitsmärkten eindeutig

Dieser schleichende Umbau des Ar­
beitsmarktes führt solange zu einer fort­
schreitenden Erosion des Normalarbeits­
verhältnisses, . . . wie diesem Prozeß 
betriebliche Kalküle . . . nicht wider-
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sprechen. Inzwischen gehört schon jedes 
vierte Beschäftigungsverhältnis nicht 
mehr in den Bereich unbefristeter Voll­
zeitbeschäftigung . . .44

Prof. Keller spricht sich gegen eine 
Verlängerung des BeschFG aus, unter­
stützt die Gewerkschaftsforderungen und 
schreibt: ,,Notwendig wären stattdessen 
gesetzliche Regelungen, die verbindliche 
Mindestbedingungen für neuartige 
Beschäftigungsverhältnisse vorgeben. 44
— (mal)

REP als „Normalisierung“ — 
Antifaschismus verfehlt...

„Der versteinerte Antifaschismus4 hat 
ein neues, adäquates Feindbild, der ,au­
tonome4 Wanderzirkus ein neues Objekt 
des Lustschmerzes ...44 Mit solchen 
zynischen Sprüchen hat sich jetzt auch 
der Rotbuch-Verlag der Aufgabe ange­
nommen, die Republikaner (REP) vom 
Vorwurf des Faschismus freizusprechen. 
Claus Leggewie, Professor für Politik­
wissenschaft in Göttingen, hat dort vor 
kurzem ein Buch veröffentlicht.

Auf rund 150 Seiten erfährt man darin 
nichts Neues über die REP. Dafür findet 
man oberflächliche und falsche Wähler­
analysen44 , „Stimmungsbilder44 von 
REP-Veranstaltungen und eine durch 
nichts belegte Darstellung der Entwick­
lung der Unionsparteien. Eine Kritik des 
Programms der REP ist nach Leggewies 
Auffassung „in bestimmter Hinsicht 
überflüssig44, weil es kaum einer gelesen 
habe. Stattdessen veröffentlicht er ein In­
terview mit Schönhuber, der es offen­
sichtlich mit Freude gegeben hat.

Leggewie sieht die Herausbildung der 
REP als „Normalisierung44 einer Par­
teienlandschaft an, die bis Ende der 70er 
Jahre von den beiden großen Volkspar­
teien beherrscht wurde. Er geht davon 
aus, daß es schon immer einen „Boden­
satz44 rechter Auffassungen gab, der bis­
her allerdings von den Unionsparteien 
integriert werden konnte. Die REP sieht 
er als „populistische44 Partei an. Deswe­
gen sieht er keinen Grund zu antifaschi­
stischer Kritik, gibt den Unionsparteien 
unerbetene Ratschläge und träumt in­
haltslos von „rot-grün44. Daß die Eta­
blierung einer Partei, die die Hetze ge­
gen alles „Undeutsche44 zum Programm 
erhoben hat, es erheblich erschwert, für 
die Interessen der Lohnabhängigen auch 
nur einzutreten, sieht der Autor nicht.

Die Einordnung der REP, wie Legge­
wie sie vornimmt, wird vor allem von 
ihnen selbst und von den Unionsparteien 
verbreitet. Die Interessenten solcher Po­
sitionen sind also klar. Ausgesprochen 
unerfreulich ist, daß Leggewie dennoch 
und trotz seiner offenen Verhöhnung des 
Antifaschismus bei Veranstaltungen der 
SPD, der Grünen und in Gewerkschafts­
zeitungen als Gesprächspartner herum­
gereicht wird.
Claus Leggewie, ,,Die Republikaner — Phan­
tombild der Neuen Rechten“. Westberlin 1989
— (wof)

Neue Technologien“ und 
Zukunft der Angestellten“

Baethge/Overbeck

55

55

Über die Wirkungen „neuer Technolo­
gien44 auf die Arbeitsbedingungen der 
Beschäftigten in den Dienstleistungsun­
ternehmen gibt es viel Material. In der 
gewerkschaftlichen Diskussion wird sich 
häufig positiv bezogen auf die 1986 ver­
öffentlichten Untersuchungen von 
Baethge/Overbeck, „Zukunft der Ange­
stellten — Neue Technologien und be­
rufliche Perspektiven in Büro und Ver­
waltung44. Die vom Bundesministerium 
für Bildung und Wissenschaft finanzier­
ten Forschungen behandeln die Bereiche 
Handel, Kreditinstitute, Versicherun­
gen, Industrie- und Kommunal Verwal­
tungen. Die folgende Besprechung be­
schränkt sich auf die Wiedergabe we­
sentlicher Untersuchungsergebnisse für 
die Versicherungsbranche. Eine kriti­
sche Würdigung der politischen Thesen­
bildung der Autoren bedarf eines weite­
ren Artikels.

Baethge/Overbeck skizzieren die Ent­
wicklungslinien der Rationalisierungs­
strategien der Versicherungskonzerne 
seit Mitte der 60er Jahre bis in die Ge­
genwart, d.h. Anfang der 80er Jahre. Sie 
unterscheiden dabei drei Phasen:

Verlauf bis Mitte der 70er Jahre
Die Technisierung der Verwaltungs- und 
Büroarbeit begann in den 60er Jahren 
mit der schrittweisen Einschränkung und 
Ersetzung von Arbeitsschritten aus dem 
Spektrum sog. Bürohilfs- und Zuarbei­
ten durch EDV. Diese Tätigkeiten wur­
den im großen Stil standardisiert und 
schematisiert. Gleichzeitig gingen die 
Versicherungskonzerne dazu über, die 
Verwaltung des Vertragsbestandes (An­
tragserfassung, Policierung, Beitrags­
einzug, Vertragsänderungen etc.) in den 
Hauptverwaltungen zu zentralisieren. 
Die dezentralen Betriebsstellen wurden 
ausgedünnt. Baethge/Overbeck behaup­
ten in diesem Zusammenhang, daß die 
Rationalisierungsmaßnahmen jener Zeit 
vor allem „aus auftretenden Problemen 
der Mengenbewältigung in der Bestands­
führung der Verträge44 herzuleiten seien. 
Die Absicht der Kostensenkung habe 
eine nachrangige Rolle gespielt. Richtig 
ist, daß das Versicherungskapital bis 
Mitte der 70er Jahre überdurchschnitt­
lich expandierte. Der Prämienzuwachs 
der Privatversicherungen lag jeweils um 
einige Prozentpunkte über dem Zuwachs 
des Bruttosozialprodukts. Da in den Ver­
sicherungsstandorten die Anzahl der 
vorhandenen kaufmännisch ausgebilde­
ten Arbeitskräfte der Expansionsge­

schwindigkeit nicht entsprach, gingen 
die Personalabteilungen dazu über, in 
erheblichem Maße Angestellte etwa aus 
dem Handel einzustellen und anzuler­
nen. Dieser Vorgang verschärfte die exi­
stierenden Arbeitsteilungsstrukturen in 
den Büros weiter. Baethge/Overbeck 
gehen davon aus, daß seinerzeit ein 
Großteil der Verschiebungen in der Ta­
rifgruppenstruktur zugunsten der mittle­
ren und höheren Tarifgruppen auf den 
Arbeitsmarkt und die Politik der Ge­
werkschaften zurückzuführen waren.

Breitflächige Automatisierung
Seit dem Ende der 70er Jahre forcieren 
die Versicherungskonzerne den inte­
grierten Ausbau unterschiedlicher Nut­
zungsformen der EDV. Baethge/Over­
beck benennen neben der Reduzierung 
von Gehalts- und Verwaltungskosten die 
Steuerung „untemehmensinterner Ab­
laufprozesse44 und die Gestaltung der 
„Dienstleistungsqualitäten“ vor dem 
Hintergrund eines sich verschärfenden 
Kampfes um Marktanteile. Gemeint sind 
hier insbesondere eine schnellere Scha­
denbearbeitung, größere Kulanz bei 
Kleinschäden, höhere Durchlaufge­
schwindigkeiten etc. Durch den Aufbau 
von Datenbanken wird die Mehrfachbe­
vorratung von Daten und Informationen 
des Versicherungsbestandes schrittweise 
eingeschränkt. Die Autoren unterschei­
den vier EDV-Nutzungsformen: die 
Automation, die computergestützte und 
-gesteuerte Sachbearbeitung und die sog. 
„Managerinformationssysteme“ zur 
Steuerung der Geschäftspolitik. Unter 
computergesteuerter Sachbearbeitung ist 
die weitgehend durch EDV vorgegebene 
Festlegung der Arbeitsschritte und ihrer 
Reihenfolge in der Vorgangsbearbeitung 
zu verstehen.

Von der Automation wurde vor allem 
die umfangreiche Kundenkorrespon­
denztätigkeit erfaßt. Die Einführung 
sog. automatischer Korrespondenzsyste­
me (AKO) verdrängt weitgehend um­
fangreiche Formular-Korrespondenz 
und frei diktierte Briefe. Schreibabtei­
lungen und -büros werden in großem 
Umfang aufgelöst. Indem die Sachbear­
beiter und Korrespondenten durch den 
Einsatz von Textverarbeitungssystemen 
die Schreibarbeit mitübernahmen, ent­
wickelte sich eine gewisse Einschmel­
zung von Arbeitsteilungsstrukturen. 
Gleichzeitig stellt die „automatische 
Korrespondenz“ das selbständige Abfas­
sen von Briefen als Maßstab beruflichen
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Könnens für Tausende von Angestellten 
in Frage.

Der forcierte breitflächige Einsatz von 
EDV fuhrt seit Ende der 70er Jahre nicht 
nur zur Automatisierung von Arbeits­
vorgängen in Bereichen, die bislang als 
besonders ,,fachspezifisch“ galten. Für 
nicht wenige Versicherungsangestellte 
sind die „neuen Technologien“ auch mit 
einer Ausweitung ihrer bisherigen Tätig­
keitsfelder verknüpft. Baethge/Overbeck 
bezeichnen den Vorgang, daß der Sach­
bearbeiter — computerunterstützt — 
z.B. neben der Schadenregulierung auch 
noch Aufgaben im Bereich der Bestands­
führung übernehmen muß, als Tendenz 
zur „integrierten Sachbearbeitung“. 
Gleichzeitig haben die Versicherungs­
konzerne verstärkt am Prinzip der sog. 
qualifizierten Einzelfallprüfung gerüt­
telt, das das Berufsbild etwa des Scha­
densachbearbeiters bislang prägte. Die 
Geschäftspolitik fordert vor allem die 
schnelle, u.U. kulante Regulierung, vor 
deren Hintergrund die Einzelfallprüfung 
betriebswirtschaftlich als zu aufwendig 
erscheint. Die EDV-gestützte automati­
sche Regulierung der Routinefälle soll 
diese Konzemstrategien umsetzen. Der 
„qualifizierte“ Sachbearbeiter soll nicht 
nur mehr „glatte Fälle“ in kürzerer Zeit 
erledigen. Er soll auch noch mehr Zeit 
für kompliziertere Sachverhalte er­
übrigen.

Die Untersuchungen von Baethge/ 
Overbeck beruhen in erheblichem Um­
fang auf der Befragung von Beschäftig­
ten. Die Ergebnisse spiegeln eine Ten­
denz zur Differenzierung und Polarisie­
rung wieder. Auf Fragen, wie sich die 
Arbeitskontrolle (Ergebnis, Verhalten), 
die Befugnis zur selbständigen Entschei­
dung, das Spektrum der Tätigkeitsfelder 
und vor allem die Arbeitsbelastung 
durch den EDV-Einsatz entwickelt habe, 
ergaben sich deutlich unterscheidbare 
Meinungsblöcke. Eine gewisse Überein­
stimmung bestand in der Charakterisie­
rung des vom Unternehmen geforderten 
Verhaltenstyps: Er soll hoch flexibel und 
stark belastbar sein und Streß und Kon­
kurrenzdruck ertragen können.

Die Beschäftigtenzahlen in den priva­
ten Versicherungen stagnieren seit Ende 
der 70er bei ungebrochenem Expan­
sionskurs der Konzerne. Der Arbeits­
markt ist auch für die sog. Bürohilfskräf­
te und die Versicherungskaufleute eng 
geworden. Ein zusätzliches Problem be­
steht in der verstärkten Einstellung von 
Abiturienten und Hochschulabsolventen. 
Baethge/Overbeck führen die Verschie­
bungen in der Eingruppierungsstruktur 
in diesem Zeitraum vor allem auf die mit 
den Rationalisierungsmaßnahmen ver­
bundene Änderung der verlangten Be­
rufsqualifikationen zurück. Für die ge­
werkschaftliche Strategiebildung bleibt 
allerdings festzuhalten, daß der Bereich 

der sog. „einfachen Sachbearbeitung“ 
keineswegs in einem Maße abgenommen 
hat, wie von bestimmter Seite oft be­
hauptet wird. Er umfaßt nach wie vor ca. 
ein Drittel aller im Innendienst beschäf­
tigten Versicherungsangestellten .

Verfestigung der Hierarchie
Die sich Ende der 70er Jahre abzeich­
nenden neuen Momente der Rationalisie­
rungsstrategie werden zur Zeit fortge­
schrieben. Baethge/Overbeck stellen fol­
gende Entwicklungslinien für die Gegen­
wart und nähere Zukunft heraus: In der 
sich verschärfenden Konkurrenz um 
Marktanteile gewinnen die sog. „quali­
tativen“ Dienstleistungsaspekte, wie 
z.B. Durchlaufgeschwindigkeit und Ku­
lanzregulierung bei kleinen Schäden, an 
Bedeutung. Die große Zahl selbständiger 
Versicherungsvertreter wird zunehmend 
in die Marktstrategien der Versiche­
rungskonzerne eingebunden. Die Forcie­
rung der sog. „Managementinforma­
tionssysteme“ ermöglicht die Durchset­
zung betriebswirtschaftlichen Kosten­
stellendenkens für jede Abteilung. Die 
Betriebshierarchien werden ausgebaut, 
indem zentrale Leitungs- und Stabsabtei­
lungen mehr Gewicht erhalten und die 
sog. Fachabteilungen stärker gegenein­
ander abgeschottet werden. Die lange 
Zeit praktizierte Kooperation sog. „ein­
facher“ und „qualifizierter“ Sachbear­
beiter in einer Abteilung wird durch die 
Entwicklung neuer Formen der Arbeits­
teilung tendenziell aufgehoben. Dies 
geht einher mit einer verstärkten ange­
botsorientierten Differenzierung von 
Ausbildungsgängen: Während einerseits 
erneut Frauen wieder zur „Bürogehil­
fin“ ausgebildet werden, wird für den 
Ausbildungsgang Versicherungskauf­
mann seit längerem die mittlere Reife, 
meist das Abitur verlangt. Die compu­
tergestützte „integrierte Sachbearbei­
tung“ führt zu einer tendenziellen Ver­
ringerung sog. „mittlerer Führungskräf­
te“. Gemeint sind Gruppenleiter, Haupt­
sachbearbeiter usw. Baethge/Overbeck 
konstatieren in diesem Zusammenhang 
eine „polarisierende Verschränkung“ 
einer verstärkten Aktualisierung von 
Fachqualifikation einerseits und Dequa- 
lifizierung andererseits. Über die von 
den Konzernleitungen forcierten Weiter­
bildungskonzepte sollen vor allem auch 
Betriebstreue und Konkurrenz „qualifi­
zierter“ Sachbearbeiter gefördert wer­
den. Die über die EDV-Systeme organi­
sierte Kontrolle des Arbeitsverhaltens 
und -ergebnisses der Versicherungsan­
gestellten ermöglicht es diesen kaum 
noch, sich den betrieblichen Leistungs­
ansprüchen individuell — vorüberge­
hend — zu entziehen. Die Autoren um­
schreiben dies als „strukturelle Schwä­
chung der betrieblichen Stellung des An­
gestellten“.

Schlußfolgerungen und Thesen
Baethge/Overbeck legen an verschiede­
nen Stellen Wert darauf, daß die Umstel­
lung der Sachbearbeitung in den Versi­
cherungsunternehmen auf EDV nicht 
nur/in erster Linie mit der Absicht er­
folgte, Gehaltskosten zu senken. Maß­
geblich seien vielmehr Expansionsbe­
strebungen auf dem Hintergrund beson­
derer Markt- und Konkurrenzbedingun­
gen dieser Dienstleistungssparte. Die er­
folgten Rationalisierungsmaßnahmen 
seien daher — aus der Sicht des Versi­
cherungskapitals — auch nicht betriebs­
wirtschaftlich zwingend. Ein rechenmä­
ßiger Nachweis der Auswirkungen für 
die Wettbewerbsfähigkeit des Unterneh­
mens sei nicht möglich. An anderer Stel­
le wird betont, daß das Prinzip der „inte­
grativen Arbeitsorganisation“ keines­
wegs zu einer Ausweitung der Arbeits­
teilung im Sinne des Taylorismus ge­
führt habe und eine Dequalifizierung auf 
breiter Front nicht eingetreten sei. Die 
Tendenz zur „integrierten Sachbearbei­
tung“ könne vielmehr auch als Chance 
für viele Angestellten begriffen werden. 
Auch wenn in den Untersuchungen von 
Baethge/Overbeck nach meinem Ein­
druck die Rationalisierungsmaßnahmen 
und ihre Auswirkungen richtig beschrie­
ben werden, kommt in der Thesenbil­
dung die Tendenz zum Ausdruck, die In­
teressengegensätze von Arbeit und Kapi­
tal eher zu vernebeln. Dies drückt sich 
auch in den den Gewerkschaften nahege­
legten Widerstandsstrategien aus.

Die Tatsache, daß HBV und DAG 
kaum Einfluß auf die beschriebenen 
Umwälzungen nehmen konnten, wird 
vor allem darauf zurückgeführt, daß kei­
ne umfassenden (ganzheitlichen) Alter­
nativen vorhanden seien. Die Autoren 
entwickeln aus der vorhandenen Ten­
denz zur „integrativen Sachbearbei­
tung“ eine Vision von Arbeitsumvertei­
lung, Mitgestaltung von Dienstleistungs­
strukturen, Lockerung der Arbeitstei­
lung sowie Konzepte für Weiterbildung 
und betriebliche Personalpolitik. Die 
Gewerkschaften werden davor gewarnt, 
nur die „Minderheit der Rationalisie­
rungsverlierer“ anzusprechen. Träger 
der neuen Politik sollten vielmehr dieje­
nigen sein, die die Rationalisierungsstra­
tegien der Konzerne in den Büros um- 
und durchsetzen wollen. Die Kritik die­
ser Thesen bedarf eines weiteren Arti­
kels. Richtig dürfte mit Sicherheit die 
Auffassung der Autoren sein, daß die 
Gewerkschaften nicht mehr davor zu­
rückschrecken sollten, konkrete Anfor­
derungen an Leistungsbemessung und 
Arbeitsinhalte auch für die Büroarbeit zu 
formulieren.

Quellenhinweis: Baethge/Overbeck, Zukunft 
der Angestellten, Neue Technologien und beruf­
liche Perspektiven in Büro und Verwaltung, 
Campus-Verlag, 1986— (ola)
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Örtliche Aktionseinheiten 
am Antikriegstag

Schweinfurt/München. In Schweinfurt 
gibt es einen gemeinsamen Aufruf für 
eine Veranstaltung, es heißt u.a.:

„Wir wollen zum Antikriegstag ge­
meinsam mit allen Organisationen, die 
Aufrüstung, Militarisierung nach innen 
und außen, Kriegspropaganda ablehnen, 
Zusammenarbeiten. Mit unserer Veran­
staltung und weiteren Informationen 
wollen wir dazu beitragen, den Wider­
stand gegen die Großdeutschland- und 
Europapläne des BRD-Imperialismus zu 
entwickeln.“

In der Aktionseinheit arbeiten mit: AG 
Antifaschismus / Ausländerpolitik im
Arbeitskreis „Kommunalpolitik von Un­
ten“, Bunte Hilfe Nordbayern, DKP, 
Jungdemokraten LV Bayern, MLPD, 
Volksfront, VSP.

Die Münchner Aktionseinheit besteht 
bisher aus dem Arbeitskreis Kurdistan, 
dem BWK, der MLPD und der Volks­
front. Es ist ein Informationsstand am 1. 
September bei der örtlichen DGB-Ver­
anstaltung geplant, außerdem gibt es 
einen Aufruf „Gegen das imperialisti­
sche Europa der Banken und Konzerne 
— Für den proletarischen Internationa­
lismus“. — (chl)

Rassistische Hetze 
nach Mord an Polizisten

Stuttgart. Am 8. August wurden zwei 
Polizisten bei einer Personenkontrolle 
mit einem Bajonett erstochen, weitere 
drei schwer verletzt. Der Täter wurde 
erschossen — seine Identität ist bis jetzt 
nicht geklärt; seine Asylbewerbung war 
abgelehnt, wegen ungeklärter Staatsan­
gehörigkeit schoben ihn die Behörden 
aber nicht ab; er selbst habe mit Kolo­
nialkriegserfahrungen in Kambodscha 
und Korea geprahlt. Daß er schwarzer 
Hautfarbe war, veranlaßte die Rechten 
zu rassistischer Hetze: „Afrikaner be­
herrschen Drogenmarkt“, „Der 
Schlächter“, so Titel bei „Bild“. Ein 
Prof. Dr. Kohlmann, Kriminalwissen­
schaftler, verbreitete dort: „Es ist durch 
wissenschaftliche Untersuchungen be­
legt, daß es eine spezifische Kriminalität 
von Ausländern gibt.“ Stimmung für 
brutale Entfesselung des Staatsappara­
tes: „Bild“ hatte am Tag nach dem 
Mord zwei Stellungnahmen nebeneinan­
der: Die des Landesvorsitzenden der 
REP, Peter Köhler, („abgelehnte Asyl­
bewerber sofort raus!“ und „klare ge­
setzliche Grundlagen, die den Schußwaf­
fengebrauch in Notsituationen regeln“) 
und die des baden-württembergischen 
Innenministers, Dietmar Schlee: „Für 
mich ist dabei durchaus das amerikani­
sche Modell denkbar. Dort werden die 
meisten Personenkontrollen mit gezoge­
ner Schußwaffe durchgeführt . . . Ich 
werde darauf drängen, daß dieses Thema 
bei der nächsten Innenministerkonferenz 
vordringlich behandelt wird.“ — (alk)

Essen. 100 Kurden demonstrierten am 9. 8. vor dem türkischen Generalkonsulat ge­
gen die Ermordung von zwei politischen Gefangenen, die sich im Hungerstreik befan­
den und nach der Verlegung in ein anderes Gefängnis von Aufsehern zu Tode geprü­
gelt worden waren. Sie protestierten zugleich gegen den Giftgaskrieg der türkischen 
Regierung gegen die Kurden. — (gba)

Antifa-Konferenz NRW: Brief 
an kommunale Spitzenverbände

Bochum. Am 12.8. fand das erste Koor­
dinationstreffen zur Vorbereitung der 
11. landesweiten Konferenz antifaschi­
stischer Initiativen und Organisationen 
NRW statt, die Ende des Jahres in Bo­
chum stattfinden soll. In einem Brief an 
den Städtetag NRW, den Städte- und 
Gemeindebund und den Landkreistag 
NRW treten die rund 30 Teilnehmer da­
für ein, „. . . gerade auch in der kom­
munalen Politik eine breite gesellschaft­
liche Front zur Ächtung faschistischer 
Ziele zu errichten.“ Erläutert werden ei­
nige „Prüfsteine“ für eine antifaschisti­
sche Kommunalpolitik, u.a. die Forde­
rung nach Nicht-Zulassung faschisti­
scher Organisationen wie NPD, DVU- 
Liste D und REP zu den Kommunalwah­
len, wie es Art. 139 Grundgesetz in Ver­
bindung mit den Kontrollratsgesetzen 
verlangt: „Wir möchten Sie auffordern, 
diesen Standpunkt den Mitgliedern Ihres 
Verbandes zu übermitteln und in dieser 
Richtung zu wirken.“ — (wof)

Kritik an Polizeischüssen — 
Staatsanwaltschaft blockt weiter

Essen. Schwierig gestalten sich nach 
Angaben der Staatsanwaltschaft die Er­
mittlungen zum Tod des 13jährigen 
Schülers Kemal C., der bei einer Polizei- 
Aktion am 30.6. in Essen erschossen 
wurde. Dies hat zweierlei Gründe: Ei­
nerseits wirkt die Kritik an den Polizei­
schüssen inzwischen in die bürgerlichen 
Parteien hinein. Ein SPD-Landtagsabge­
ordneter hat eine kleine Anfrage an die 
Landesregierung gestellt, der SPD-Un­
terbezirksvorstand wies Rechtferti­
gungsversuche für die Polizeiaktion ver­
halten zurück. Andererseits decken sich 
die Ergebnisse von ballistischen Unter­

suchungen scheinbar nicht mit den Aus­
sagen der beteiligten Polizisten. Den­
noch ist die Staatsanwaltschaft nicht be­
reit, ihren Vorab-Freispruch zu korrigie­
ren. Eine Dokumentation dagegen kann 
bestellt werden bei: AWO-Jugend, Pfer­
demarkt 7, 4300 Essen 1. — (wof)

Urteil zum Lärmschutz 
am neuen Flughafen

München. Seit Beginn der Planungs- und 
dann später der Bauphase des neuen 
Flughafens München II im Erdinger 
Moos gibt es hartnäckigen Widerstand 
mit der Zielrichtung, die Ausmaße die­
ses Flughafens und seine Betriebszeiten 
zu begrenzen. Nach Urteilen zu den er­
laubten Nachtflugbewegungen hat jetzt 
der Bayerische Verwaltungsgerichtshof 
die Planfeststellungsbehörde dazu ver­
pflichtet, die Tagesbewegungen am 
Durchschnittstag durch ein Lärmkontin­
gent zu begrenzen. Der bayerische 
Staatsminister für Wirtschaft und Ver­
kehr kritisiert diese Entscheidung.

Sie berühre die gesamte Luftverkehrs­
politik der BRD und die für den grenz­
übergreifenden Verkehr abgeschlosse­
nen Verträge. Die Unterordnung der 
Menschen unter die Bedürfnisse der am 
Weltmarkt orientierten Wirtschaft über­
setzt er in seiner Argumentation zum 
Sinn und Zweck vom ,,öffentlichen Ver­
kehr“: „Eine zahlenmäßige Begrenzung 
von Starts und Landungen im Tagflugbe­
trieb unterhalb der Kapazitätsgrenze ist 
mit der Funktion eines Verkehrsflugha­
fens nicht vereinbar. Verkehrsflughäfen 
sind wie andere dem öffentlichen Ver­
kehr gewidmete Verkehrsanlagen (z.B. 
Straßen, Wasserstraßen. Eisenbahn­
strecken) dazu bestimmt, den anfallen­
den Verkehr im Rahmen des vorhande­
nen Fassungsvermögens abzuwickeln. 
- (dil)
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Westberliner Haushalt 1990

Zunehmende gewerkschaftliche 
Kritik an Personalpolitik

Wofür sich SPD und Alternative Liste 
selbstgefällig auf die Schultern klopfen 
ließen, wird ihnen immer mehr zum Pro­
blem: Auf 76 Seiten haben sie ihre Koa­
litionsvereinbarungen dokumentiert, 
ausführlichst, und demokratisch weit ge­
streut. Jetzt fordern allenthalben ihre 
Wähler diese Zusagen ein. Vor allem die 
Gewerkschaften verweisen bei ihren 
Forderungen auf Aussagen im Koali­
tionsvertrag. Zu recht, denn schon man­
ches wurde nicht eingehalten: Die Rück­
nahme der Schließung des Klinikums 
Westend wurde aus finanzpolitischen 
Gründen nicht eingehalten, damit wird 
die Umwandlung des Rudolf-Virchow- 
Krankenhauses in ein Universitätsklini­
kum gegen den Willen der dort Beschäf­
tigten weiter betrieben. Oder: Die von

'JO
•Jill

Gerade nochmal abwenden konnte die Wissenschaftssenatorin eine Globalkürzung 
um 3% für ihren Bereich. Der nächste studentische Streik wäre sicher gewesen.

der Gewerkschaft BSE geforderte Ab­
schaffung der öffentlichen Förderung 
von Baumaßnahmen mit „Generalüber­
nehmern“ ist noch nicht vollzogen. 
Auch in bezug auf die Novellierung des 
Berliner Hochschulgesetzes sind größere 
Diskrepanzen zu Koalitionspapier und 
Gewerkschaftspositionen vorhanden.

Eine größere Auseinandersetzung mit 
den Gewerkschaften des öffentlichen 
Dienstes steht bevor. Grund: Der eben­
falls in den Koalitionsvereinbarungen 
zugesagte Personalausgleich für die Ar­
beitszeitverkürzung wurde nur unzurei­
chend gewährt. Insgesamt will der Senat 
in dieser Legislaturperiode 2250 zusätz­
liche Stellen dafür zur Verfügung stel­
len. Im Gegensatz zu den Haushaltsan­
sätzen des CDU/FDP-Senats sind dies 

zwar einige hundert Stellen mehr, rein 
rechnerisch jedoch weit entfernt von 
einem tatsächlichen Ausgleich (der bei 
etwa 3600 Stellen gegeben wäre). Dar­
über hinaus sind die geschaffenen Stellen 
nur zum geringeren Teil tatsächlich als 
Personalausgleich aufgrund der Arbeits­
zeitverkürzung vorgesehen. Viele Stel­
len sind für neue und zusätzliche Aufga­
ben verwandt worden, die ebenfalls in 
den Koalitionsvereinbarungen beschlos­
sen worden sind. Und daß die meisten 
davon in den Senatsverwaltungen und 
nicht in den Bezirken eingerichtet wor­
den sind, macht diese Politik nicht popu­
lärer. Mittlerweile wird offen davon ge­
sprochen, daß die Politik der Alterna­
tiven Liste „neben dem guten Zweck — 
zugleich der Versorgung der eigenen

Klientel“ dient (Volksblatt v. 23.7.89).
Auf die Barrikaden bringen die Ge­

werkschaften jedoch die im Zusammen­
hang mit dem Haushalt 1990 vorgeschla­
genen Maßnahmen:
— Alle bisherigen pauschalen Personal­
kürzungen bleiben bestehen.
— Zukünftig soll es für neue Vorhaben 
und Einrichtungen keine zusätzlichen 
Stellen mehr geben. Jede neu geschaffe­
ne Stelle muß an anderer Stelle einge­
spart werden. Angesichts dessen, daß 
z.B. Tarifverhandlungen über Personal­
bemessung bei den Kitas laufen, die bei 
erfolgreichem Abschluß einen zusätzli­
chen Personalbedarf zur Folge haben 
werden, muß dies als Spaltungsmanöver 
betrachtet werden.
— Ab 1990 soll jährlich 1 % der Perso­

nalausgaben eingespart werden.
— Neu zu besetzende Stellen werden für 
ein Vierteljahr gesperrt.

Mit diesen Maßnahmen unterscheidet 
sich der SPD/AL-Senat in nichts von sei­
nem Vorgänger.

Ob es einen Personalausgleich für die 
Arbeitszeitverkürzung ab 1.4.90 um eine 
weitere halbe Stunde pro Woche geben 
wird, ist unter diesen Bedingungen mehr 
als fraglich. Darüber hinaus hat jetzt der 
Senat folgendes unsittliche Angebot un­
terbreitet: Einen Personalausgleich soll 
es dann geben, wenn die tägliche bezahl­
te Pause von 6 Minuten (in der Woche 
also 30 Minuten) mit der Arbeitszeitver­
kürzung verrechnet würde. Mit anderen 
Worten, die Beschäftigten sollen auf die 
Arbeitszeitverkürzung verzichten, dafür 
stellt der Senat ein paar Arbeitsplätze zur 
Verfügung, die aber an anderer Stelle 
wieder eingespart werden müssen. Sau­
bere Rechnung.

Die ÖTV hat sich gegen eine Neuauf­
lage der Rotstiftpolitik gewandt und die 
geforderte Streichung der Pausenrege­
lung zurückgewiesen. Eine Neuregelung 
käme für sie nur im Zusammenhang mit 
neuen Tarifverhandlungen in Frage, also 
nicht vor 1991. Angedeutet wurde, daß 
man sich auf einen finanziellen Aus­
gleich einlassen könnte.

Den Argumenten des Senats, daß kei­
ne Gelder da seien (und die Alternative 
Liste singt mittlerweile dieses Lied mit), 
hält die ÖTV die steigenden Gewinne 
der privaten Wirtschaft entgegen. Sie 
fordert die Erhöhung der Gewerbesteu­
er. — (har)

Gotteslästerungsprozeß 
Beifall für 
Freispruch

Würzburg. Ein „Freispruch erster Klas­
se“ stand am Ende des vorläufig letzten 
Prozesses wegen des „Gotteslästerungs­
paragraphen“ 166 StGB in Würzburg. 
Rechtsanwalt Niemietz aus Freiburg hat­
te auf einer Veranstaltung Ende 1987 
zum Thema: „Das Mittelalter lebt — 
moderne Inquisition in der BRD“ refe­
riert. Er hatte dabei u.a. aus einem Göt­
tinger Prozeß zitiert, in dem folgende 
Passage angeklagt war: „Schaut man 
sich die Geschichte der Kirche an, schaut 
man sich die mehr als 100 Millionen zu 
Tode gebrachten, bestialisch ermordeten 
Menschen an, handelt es sich dabei um 
die größte Verbrecherorganisation der 
Geschichte.“

Auf der Veranstaltung waren als Beob­
achter Rechtsanwalt Pfrang, Vorsitzen­
der des Caritasverbandes in Würzburg 
und ein Theologiestudent. Beide brach­
ten in Zusammenarbeit mit dem bischöf­
lichen Ordinariat, das ebenfalls Anzeige 
erstattete, einen Prozeß wegen § 166 ins 
Rollen und stellten sich als Zeugen der 
Staatsanwaltschaft zur Verfügung. Sie
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schworen, wie inzwischen erwiesen ist, 
einen Meineid, daß RA Niemietz die 
Kirche als „größte Verbrecherorganisa­
tion der Menschheit“ und ihre heutigen 
Diener als „Klerikerschweine“ bezeich­
net hätte. Ihr Pech war, daß von der 
kompletten Veranstaltung ein Video exi­
stiert, das beweist, daß beide Aussagen 
so nicht gefallen sind.

Um so seltsamer ist es, daß sich das 
Amtsgericht unter Richter Strubel wei­
gerte, das Videoband als Beweismittel in 
den Prozeß einzufuhren. Er vernahm 
statt dessen wiederholt die Zeugen, um 
ihnen mit immer ungenaueren Formulie­
rungen aus der Klemme des Meineids zu 
helfen. Zwar erregte sein Beschluß, auf 
Antrag des Angeklagten das Kruzifix aus 
dem Gerichtssaal entfernen zu lassen, 
Aufsehen, doch letztlich mußte er seine 
Ablehnung wegen Befangenheit hinneh­
men. Der Dekanatsrat protestierte 
prompt gegen die Entfernung des Kreu­
zes. Das Justizministerium mußte ver­
lauten lassen, daß keine Disziplinar- 
maßnahmen eingeleitet werden könnten, 
da das Bundesverfassungsgericht 1973 
feststellte, daß es keinen Zwang zum 
„Verhandeln unter dem Kreuz“ geben 
dürfe.

Der nachfolgende Richter Straub ließ 
das Kruzifix hängen, mußte aber das 
Videoband im Gerichtssaal vorführen 
lassen. Der zwangsläufig daraus folgen­
de Freispruch wurde im Gerichtssaal von 
einer größeren Öffentlichkeit mit tosen­
dem Beifall aufgenommen. Man darf ge­
spannt sein, ob gegen die meineidigen 
Zeugen ein Verfahren eingeleitet wird. 
— (dir)

Hamburg
Roma kämpfen für 

Bleiberecht
Im Frühjahr hatten Roma-Familien mit 
einem Hungerstreik im ehemaligen KZ 
Neuengamme gegen die behördlich an­
geordnete Abschiebung protestiert und 
durchgesetzt, daß die Abschiebung bis 
September aufgeschoben wurde. Bis da­
hin, so wurde mit der Stadt vereinbart, 
sollten Konzepte ausgearbeitet werden, 
die das Bleiberecht der heimatlosen Ro­
ma in Hamburg — ca. 80 Familien mit 
1200 Angehörigen — regelten.

Die Organisation der Roma, die 
Rom&Cinti Union (RCU), hat jetzt 
fristgerecht ein solches Konzept vorge­
legt, das das uneingeschränkte Bleibe­
recht der Roma vorsieht, sorgfältig aus­
gearbeitete Vorschläge für ein Projekt 
„Arbeiten und Wohnen“ beinhaltet und 
dabei die Eigeninitiative und Selbstorga­
nisation der betroffenen Roma fördert. 
Gleichzeitig hat sich jedoch das Diakoni­
sche Werk mit einem Konzept an die Be­
hörden gewandt. Diese wollen nun bis 
zum 31.8. über die Konzepte entschei­
den, am 7.9. endet der Abschiebungs­

stopp.
Welches Ziel verfolgt die Kirche mit 

ihrem hinter dem Rücken der Roma aus­
gearbeiteten Konzept, das den wohlklin­
genden, aber irreführenden Titel „Part­
nerschaft mit Roma“ trägt? Die Kirche 
tritt nicht für Rechte der Roma ein. Sie 
will selektieren und spalten. Nur zwei 
der ca. 80 Familien sind für die „Part­
nerschaft“ vorgesehen, die anderen so­
mit zur Abschiebung freigegeben. Wei­
terhin vertritt die Kirche, daß sich die 
zwei von ihr ausgewählten Roma-Fami­
lien „bewähren“ sollen. Wenn sie das 
kirchliche Modell fünf Jahre lang durch­
laufen und zum Abschluß den kirchli­
chen Stempel „integrationsgeeignet“ er­
halten, sollen sie bleiben dürfen. Wenn 
nicht?

Damit haben die Roma Erfahrung. 
Dasselbe Diakonische Werk hatte 1980 
die „Betreuung“ für die aus Jugoslawien 
stammende Roma-Familie S. übernom­
men. Erklärtes Ziel der kirchlichen 
„Eingliederungshilfe“: „Vertrautma­
chen mit hier gültigen Werten und Nor­
men, z.B. Eigentumsbegriff, Hygiene, 
Bekleidung, Sozialverhalten ... “ Als 
sich Familie S. in die „hier gültigen 
Werte und Normen“ nicht pressen ließ, 
lehnte das Diakonische Werk es ab, 
„seine Bemühungen um Integration die­
ser Familie fortzusetzen“ (1) — die Fa­
milie wurde daraufhin abgeschoben.

Das heutige „Partnerschaftsmodell“ 
beruht auf denselben letztlich rassisti­
schen Vorstellungen des „Erziehens“ 
und der „Zivilisierung“. Es spielt den 
Behörden in die Hände, die Abschiebun­
gen bereits vorbereiten. Zu dieser Vor­
bereitung gehört, daß 60 Roma nach 
einem Brand in ihrer Pension wochen­
lang ohne Elektrizität leben mußten und 
daß später 26 Roma in eine Turnhalle 
umquartiert wurden.

Die RCU befürchtet, daß die Kirche 
mit ihrem Konzept den Segen zur größ­
ten systematischen Vertreibung von 
Roma seit Kriegsende gegeben hat.
Quellenhinweis: (1) zitiert nach Pressemateria­
lien der RCU — (mek, scc)

Wirtschaftsförderung
Absage für WTC 

nicht grundsätzlich
Oberhausen. Mitte Juni hat die SPD- 
Landesregierung hat das Unternehmens­
konzept des kanadischen Investors 
„Triple Five“ für die Errichtung des 
„World Tourist Center“ (WTC), ein rie­
siges Einkaufszentrum in Oberhausen, in 
der vorliegenden Form abgelehnt. Zur 
Begründung führte die Landesregierung 
aus, das Unternehmenskonzept passe 
nicht in die bisherigen Landesplanun­
gen. Zu dieser Entscheidung beigetragen 
haben sicherlich auch die ablehnenden 
Stellungnahmen der umliegenden Städte 
des Ruhrgebietes, die Probleme für die 

eigene Wirtschaftsstruktur sehen. Der 
Einzelhandel fürchtete den Verdrän­
gungswettbewerb, der Karstadt-Konzern 
opponierte gegen die Ansiedlung, weil 
er nicht beteiligt ist.

Die Ablehnung der Landesregierung 
ist jedoch taktisch: Grundsätzlich sieht 
sie einen Bedarf für eine Ansiedlung aus 
dem Dienstleistungssektor, wenn der 
Schwerpunkt mehr auf dem Gebiet 
„Freizeit“ als auf dem Gebiet „Ein­
kauf“ liegt. Gegen die weitreichenden 
Forderungen von Triple Five (Aufhe­
bung der Ladenschlußzeiten, umfangrei­
che Infrastrukturmaßnahmen u.ä.), die 
erhebliche deregulierende Wirkungen 
vor allem auf dem Arbeitsmarkt nach 
sich zögen, grenzte sich die Landesre­
gierung nicht ab. Die HBV hatte dies als 
einen zentralen Kritikpunkt am WTC 
hervorgehoben.

Dies bewog dann wohl auch die örtli­
che IHK, die das Projekt wegen eben 
dieser deregulierenden Wirkungen von 
Anfang an unterstützt hatte, die Ent­
scheidung der Landesregierung hinzu­
nehmen. Sie forderte die Überprüfung 
der Eckwerte des Landesplanungsrech­
tes. Dort sieht sie „Barrieren, die einen 
dynamischen Umstrukturierungsprozeß 
grundsätzlich behindern“.

Für die IHK ist die Stadt Oberhausen 
trotzdem „Gewinner“, weil sich die 
Standortvorteile herumgesprochen hät­
ten. Das 100 ha große Grundstück sei ein 
„Filetstück“ für Wirtschaftsansied­
lungen im Ruhrgebiet. Auch für die Lan­
desregierung: Sie hat die Planungen über 
die weitere Verwendung des Grund­
stückes praktisch vollständig an sich ge­
zogen. Um die Oberhausener Kommu­
nalpolitiker zu beschwichtigen, die mas­
sive Kritik an der Entscheidung der Lan­
desregierung geübt haben, wurde die 
Federführung für die weitere Vermark­
tung Finanzminister Schleußer (der ei­
gentlich ressortmäßig nicht zuständig ist, 
aber aus der Oberhausener SPD kommt) 
übergeben. Dieser will über die West­
deutsche Landesbank einen Wettbewerb 
von Investoren organisieren. Weiter 
dabei: Triple Five. — (syb)

HBV-Aktion gegen Spätöffnung in Essen



Seite 24 Reportagen und Berichte regional Politische Berichte 17/89

Megabit-Chip

Gesundheitsgefährdung bei 
der Reinraumproduktion

Regensburg. 1984 wurde von Siemens 
mit massiver Unterstützung durch Bun­
desmittel (320 Mio. DM) das Mega- 
Chip-Projekt begonnen, Forschung und 
Entwicklung in München, Produktion in 
Regensburg. In Regensburg läuft seit 
Januar 1988 im Mega-Werk die Mega­
bit-Chip-Produktion „auf vollen Tou­
ren“. Mehr als 1000 Arbeiter und Ange­
stellte sind dort jetzt beschäftigt. Die 
elektronische Industrie genießt den Ruf, 
sauber und umweltfreundlich zu sein, 
und von der Kontischicht im Mega-Werk 
wird behauptet, sie trage viel zur persön­
lichen Freiheit bei. Wir haben einige Be­
schäftigte des Mega-Werkes befragt, wie 
sie ihre Arbeitsbedingungen sehen und 
daraus den folgenden Bericht zusam­
mengestellt.

Zum besseren Verständnis noch etwas 
zur Chip-Produktion: die Mega-Chips

werden aus angekauften Siliziumschei­
ben gefertigt, die in einem komplizierten 
Prozeß mit den integrierten Schaltkrei­
sen beschichtet werden. Die Schicht­
dicken sind dabei dünner als ein Zehn­
tausendstel Millimeter. Solche Beschich­
tungen lassen sich nur in chemischen 
Prozessen erreichen, wie z.B. mit Oxi­
dation, Fototechnik, Metallisierung und 
Ätzen. Dabei wird eine Vielzahl von 
hochgiftigen chemischen Stoffen einge­
setzt. Die dünnen Schichten dürfen na­
türlich nicht verunreinigt werden, des­
halb wird in Reinräumen gearbeitet. 
- (uth)

Hauptsächlich junge Leute zwischen 20 
und 30 Jahren sind im Mega-Werk be­
schäftigt, die Fluktuation ist relativ 
groß. Als „Neulinge“ wurden wir ge­
schult und bekamen neben den Vor­
schriften zum Verhalten in den Rein­
räumen und der Hausordnung gleich 
noch einen Vortrag über den Ablauf der 
Chip-Produktion. Auch jetzt bekommen 
wir regelmäßige Schulungen (fast jede 
Woche eine Stunde), wo wir unterrichtet 
werden über die „Qualität der Arbeit“, 
d.h. die Ausschußquote, wo die Sauber­
keit auf dem WC und die persönliche 
Hygiene angemahnt wird, wo wir allge­
mein aufgefordert werden, mit Erkältun­
gen und Hautkrankheiten zum Betriebs­
arzt zu gehen, der uns dann spezielle, 
reinraumgeeignete Mittel unbekannter 
Zusammensetzung gibt, z.B. Haarsham­
poo. Es gibt etliche unserer Kollegen 

und Kolleginnen, die Hautausschläge be­
kommen haben oder wegen allergischer 
Reaktionen nicht mehr im Mega-Werk 
arbeiten können.

Die Arbeit in den Reinräumen ist in 
vieler Hinsicht eine Belastung. In der 
Scheibenfertigung z.B. muß man die 
vollständige firmeneigene Schutzklei­
dung anziehen, d.h. einen Overall, eine 
Kapuze mit Mundschutz und Arbeitsstie­
fel. Diese Kleidung ist vollsynthetisch. 
Um bei solch einer Vermummung die 
Arbeitskräfte zu erkennen, sind die Ove­
ralls mit Namensschildern bestückt. In 
der Montage kann man auf Mundschutz 
und Kapuze verzichten. In den Reinräu­
men geht dauernd eine Zugluft, oft auch 

von unten. Wenn man dann bei der Ar­
beit ins Schwitzen gerät, tragen Zugluft 
und vollsynthetische Kleidung trotz 
baumwollener Unterkleidung schnell da­
zu bei, daß man sich erkältet. Unter­
leibsentzündungen und Lungenentzün­
dungen sind auch schon aufgetreten. 
Dauernd mit dem Mundschutz zu arbei­
ten, ist sehr beengend und behindert das 
Atmen.

Die vielen chemischen Stoffe, die bei 
der Produktion der Scheiben und der 
Montage der Chips eingesetzt werden, 
sind uns Arbeitern im einzelnen nicht 
bekannt, wir werden auch in den Schu­
lungen nicht vor ihnen gewarnt. Aus Bü­
chern wissen wir, daß z.B. Arsen, Blei, 
Formaldehyd, Säuren und Laugen, Koh­
lenmonoxid, Chlorwasserstoff, Toluol, 
Ammoniumfluorid eingesetzt werden. 
Das sind Stoffe, von denen zum Teil be­
kannt ist, daß sie krebserzeugend sind, 
schädigend sind für Blut, Nerven, 
Schleimhäute, Leber, Nieren, Lunge 
und Embryonen. Es gibt verschiedene 
Sicherheitseinrichtungen an den Arbeits­
plätzen, z.B. Duschen oder Wasser­
sprüh-Einrichtungen für die Augen bei 
„Giftunfällen“. Der Sinn und Zweck 
dieser Einrichtungen wird aber oft erst 
auf Befragen mitgeteilt.

Die Arbeit in der Kontischicht be­
schert uns zwar schon manchmal vier 
Tage in der Woche Freizeit, aber sie 
heißt auch immer wieder eine Sechs-Ta- 
ge-Woche mit 54 Arbeitsstunden. Wenn 
man so eine Woche hinter sich hat, da 
reichen auch die vier anschließend freien 
Tage nicht aus, um sich zu erholen. Für 
die Kontischicht bekommen wir eine Zu­
lage von 275 DM und für die Arbeit im 
Reinraum 75 DM. Wir arbeiten keinen 
Akkord, die Gefahr des Ausschusses ist 
dafür wohl zu groß. Leistungssteige­
rungen versucht die Firma Siemens 
durch Kontrollen und Schulungen bzw. 
Erziehung zum „Reinraumverhalten“ zu 
erreichen.

Zum „Reinraumverhalten“ gehört 
z.B., kein Haarspray, Kosmetika oder 
Parfüm zu benutzen, Rauchen während 
der ganzen Schicht ist verboten, auch in 
den Pausen, zwei Stunden vor Arbeits­
beginn sollte ebenfalls nicht mehr ge­
raucht werden. Wir müssen uns also 
schon in der freien Zeit den Regelungen 
der Arbeit unterwerfen. Die Reinraum­
kleidung darf nicht, auch nicht teilweise, 
ausgezogen werden, egal wie die Klima­
bedingungen sind. Guckt eine Haarsträh­
ne aus der Kapuze heraus, wird man 
schon gerügt.

Bisher arbeitet noch keiner von uns 
länger als drei Jahre im Mega-Werk. 
Langzeiterfahrungen mit der Arbeit hier 
gibt es für uns also noch nicht. Was bis­
her an Krankheitserscheinungen aufge­
treten ist, Magenbeschwerden, Übelkeit, 
Kopfschmerzen, dauernde Müdigkeit, 
Allergien, Hautkrankheiten, Fehlgebur­
ten, Entzündungen, läßt uns aber nichts 
Gutes hoffen.
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Boehringer Mannheim 
BR-Wahi 1990: 

Gemeinsame Liste?
Mannheim. Die seit einem Jahr aus der 
IG Chemie-Papier-Keramik ausge­
schlossenen Betriebsratsmitglieder und 
die meisten Vertrauensleute bei Boehrin­
ger Mannheim (BM) haben ihren Willen 
erklärt, zur Betriebsratswahl 1990 eine 
gemeinsame Liste aufzustellen. Dies ist 
ein wichtiger Schritt zur Aufrechterhal­
tung einer Interessenvertretung bei BM, 
die den in letzter Zeit härter werdenden 
Angriffen des Kapitals entgegentreten 
kann.

Die Kandidatur-Ankündigung erfolgte 
in der ersten Nummer einer von den aus­
geschlossenen und den meisten nicht 
ausgeschlossenen IG-Chemie-Betriebs- 
räten persönlich und gemeinsam heraus­
gegebenen Zeitung „votum“. Diese Zei­
tung soll das seit dem Ausschluß nicht 
mehr erschienene VL-Info „forum“ er­
setzen. Die Zeitung greift erstmals wie­
der für die breite Betriebsöffentlichkeit 
Themen der Auseinandersetzung mit den 
Boehringer-Kapitalisten auf und enthält 
einen Rechenschaftsbericht über die bis­
herige Betriebsratsarbeit. Damit, so 
scheint es, ist eine Phase der Stagnation 
und Bewegungsunfähigkeit bei BR und 
VL überwunden.

Der Hauptvorstand (HV) hatte diese 
Zeit zur Spaltung genutzt; er nahm einen 
der Ausgeschlossenen wieder auf. Die 
neugewählte VL-Leitung beschränkte 
sich im wesentlichen auf Beharrlichkeit: 
VL-Sitzungen sollten grundsätzlich mit 
den Ausgeschlossenen zusammen durch­
geführt werden, was die Vertreter der 
IG-Chemie-Vewaltungsstelle durch Auf­
lösung der Versammlungen dreimal ver­
hinderten und für die Zukunft androhten, 
sich direkt an die Gewerkschaftsmitglie­
der im Betrieb zu wenden und dem VL- 
Körper seine Handlungsfähigkeit zu ent­
ziehen.

In diese Situation hinein kam am 
15.6.89 das Urteil des Landgerichts 
Hannover, das die Ausgeschlossenen 
gegen den HV angerufen hatten. Diese 
erste Instanz wies die Klage als unbe­
gründet zurück. Gegen das Urteil gehen 
drei der Betroffenen in die nächste In­
stanz. Ein Termin ist erst für Ende 1990 
zu erwarten. Damit haben sich manche 
Hoffnungen auf ein positives Urteil wie 
bei den einst wegen Bildung einer fort­
schrittlichen BR-Liste ausgeschlossenen 
Hoechst-Betriebsräten als irrig erwiesen; 
ebenso die Hoffnung, der HV ließe sich 
dann zu einer Umwandlung der Aus­
schlüsse in ein befristetes Funktionsver­
bot wie in dem elften Fall bewegen.

Nach der Entscheidung für eine ge­
meinsame Kandidatur steht nun die Erar­
beitung eines tauglichen Programms an, 
das den Standpunkt der Ausgeschlosse-

1.-Mai-Stand der IG Medien, die Rappe 
wegen seiner Wochenendarbeits-Politik 
mehrfach angriff und sich mit den Boeh­
ringer-Ausgeschlossenen solidarisierte.

nen und der VL-Mehrheit gegenüber den 
Angriffen der Kapitalseite klarlegt. Da­
mit würde es dem IG-Chemie-HV auch 
schwer gemacht, seine Spaltungspolitik 
fortzusetzen. Zwar lehnte der HV in 
einem Schreiben die Kandidatur der 
Ausgeschlossenen auf einer IG-Chemie- 
Liste ab. Das schließt aber keine ge­
meinsame Kandidatur auf einer anders 
benannten Liste aus. Ob dann gegen eine 
solche durch ihre bisherige Praxis und 
durch ein hoffentlich gutes Programm 
ausgewiesene Liste die IG Chemie noch 
Interesse an einer eigenen Liste haben 
kann, ist zumindest fraglich. — (tht)

Bildungsurlaub ä la SPD:

Den Kapitalisten 
eine Chance!

Norderstedt. Mit sehr viel Trara hat die 
SPD 1988 im Landtagswahlkampf bei 
Gewerkschaftern mit dem Thema Bil­
dungsurlaub geworben. Endlich sollte es 
auch in Schleswig-Holstein ein Bil­
dungsurlaubsgesetz geben! Über ein Jahr 
ging nun schon ins Land, und aus dem 
Wahlversprechen ist das Projekt eines 
„Bildungsurlaubs- und Qualifizierungs­
gesetzes“ geworden. In einem Kabi­
nettsbeschluß sind dem Arbeits- und So­
zialministerium im Juni folgende Vorga­
ben erteilt worden: „... Der Bildungs­
urlaub soll grundsätzlich eine Woche 
(fünf Arbeitstage) im Jahr betragen. Für 
eine berufliche Weiterbildung soll die 
Freistellung auch für zwei Jahre zusam­
menhängend in Anspruch genommen 
werden können. Der Freistellungsan­
spruch besteht für allgemeine, politisch­
staatsbürgerliche und berufliche Weiter­

bildung; der Anspruch endet aber dort, 
wo Maßnahmen ausschließlich der be­
trieblichen Qualifizierung dienen oder 
sich erkennbar als reine Freizeitaktivitä­
ten darstellen.“

Der so angelegte Gesetzentwurf ist ein 
direkter Angriff auf gewerkschaftliche 
Bildungsarbeit, mag er noch so vollmun­
dig von „allgemeiner und politisch­
staatsbürgerlicher“ Bildung reden. Denn 
alle wesentlichen überregionalen ge­
werkschaftlichen Seminare wie z.B. 
„Funktionsträger 2 und 3“ sind Zwei- 
Wochen-Seminare: Nach dem Hambur­
ger Bildungsurlaubsgesetz ist es mög­
lich, solche Seminare zu besuchen. Bei 
der in Schleswig-Holstein geplanten 
Fünf-Tage-Regelung nicht, denn sie die­
nen ja nicht der beruflichen Weiterbil­
dung. Dringend notwendig ist aber diese 
Schulung gewerkschaftlicher Vertrau­
ensleute und Betriebsräte.

Auf der anderen Seite tut sich mit die­
ser Regelung für die Kapitalisten eine 
ungeheure Chance auf. Bekommen sie 
heute schon vom Land etwa 40 Millio­
nen DM für betriebliche und überbe­
triebliche Ausbildung, so werden sie mit 
folgendem Angebot noch mehr ihre Aus­
bildung aus den Betrieben herauszuver­
lagern versuchen, um mit Hilfe von frei­
en Trägern wie z.B. der Grone-Schule 
maßgeschneidert serviert zu bekommen, 
was sie innerbetrieblich an Qualifikation 
brauchen: „Verfahrensregeln zur Prü­
fung von Weiterbildungsveranstaltungen 
und zur Anerkennung von Trägern im 
Bereich der Weiterbildung sollen dazu 
beitragen, das Angebot nach Qualitäts­
maßstäben zu ordnen.“

Dazu paßt, was der zuständige Mini­
ster Jansen sagte: „Darunter verstehe ich 
Weiterbildungsangebote mit beruflicher 
Orientierung und Qualifizierung in Rich­
tung auf die Wirtschaftsstruktur mit 
europäischen Maßstäben . . . “

Kritik aus den Betrieben wird dazu 
laut. Der Vertrauenskörper des Gabel­
staplerkonzerns Jungheinrich in Norder­
stedt wird der Landesregierung eine kri­
tische Stellungnahme zum Gesetzent­
wurf senden. — (hei)
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Obdachlosigkeit

Wohnungsnot in Niedersachsen 
Untersuchungsbericht liegt vor

1986 gab das Sozialministerium eine 
Studie „Umfang und Struktur der Ob­
dachlosigkeit in Niedersachsen“ in Auf­
trag, die seit dem Mai 1988 fertig vor­
lag, aber erst jetzt im Juli 1989 veröf­
fentlicht wurde. (1)

Am Stichtag 31.12.1985 waren laut 
Bericht hochgerechnet 5200 Haushalte, 
das sind 12300 Menschen, davon 4000 
Kinder, obdachlos. An Obdachlosenun­
terkünften gibt es ca. 6700 in den 1028 
Städten und Gemeinden des Landes. 
,,18% zählen zur Kategorie Notunter­
künfte, Baracken oder Behelfsbauten4 
... Weitere 48% befinden sich in 
,Schlichtbauten4, die nach dem Faschis­
mus zur Unterbringung Obdachloser er­
richtet worden sind, und knapp über

Wie hier in Braunschweig müssen in Niedersachsen 12 bis 14000 Menschen ohne 
Dach über dem Kopf auf der Straße leben.

20% in ,Altbauten4, die vor 1948 erbaut 
waren.“

„Die Ergebnisse der Untersuchung 
des Ausstattungsstandards der Unter­
künfte zeigen, daß etwa ein Drittel der 
Unterkünfte keine abgeschlossenen 
Wohnungen im Sinne der NBauO (Bau­
ordnung, d.V.) sind, in 42% der Unter­
künfte die Toiletten von mehreren Haus­
halten genutzt werden, 38% der Wohn­
einheiten weder Bad noch Dusche ha­
ben, 91% der Wohneinheiten nur mit 
Einzelöfen heizbar sind, z.T. sogar nur 
mit Elektrogeräten.“

Weiter wurde festgestellt, daß in Un­
terkünften von Familien mit Kindern 
vielfach keine Warmwasserversorgung 
vorhanden ist. Weitere Schäden ergaben 
sich aus mangelhaften bautechnischen 

Ausführungen der Unterkunftsgebäude. 
Am häufigsten wurden Feuchtigkeits­
schäden verbunden mit Schimmelbefall, 
aber auch undichte Dächer, zugenagelte 
Fenster oder fehlende Scheiben festge­
stellt.

Diese menschenunwürdigen Zustände 
werden u.a. damit begründet, daß die 
Unterbringung in einer Notunterkunft 
„nur vorübergehend“ und „zum einst­
weiligen Aufenthalt“ bestimmt ist. Ge­
regelt wird dies im Sicherheits- und Ord­
nungsrecht (SOG), wonach Menschen 
ohne Wohnung zu ihrer Sicherheit und 
zur Sicherung der öffentlichen Ordnung 
„vorübergehend“ untergebracht werden 
müssen. Nirgendwo ist geregelt, was un­
ter vorübergehend zu verstehen ist. Die

Untersuchung belegt, daß in über 80% 
der Fälle der Aufenthalt länger als ein 
Jahr beträgt; bei 25% der Fälle sind es 
sogar noch über zehn Jahre!

Wie zynisch mit den Versorgungsan­
sprüchen dieser Menschen umgegangen 
wird, zeigt ein Urteil des Oberverwal­
tungsgerichts Lüneburg. Ein Obdachlo­
ser hatte die Verwaltung verklagt, weil 
er die Behausung, in die er eingewiesen 
worden war, als menschenunwürdig 
empfand. Das Gericht stellte fest, daß 
„die Anforderungen an menschenwürdi­
gen Obdachlosenunterkünften ... im 
Laufe der Zeit Schwankungen unterwor­
fen (seien), die vom Wandel der Verhält­
nisse . . . bestimmt sind44. Um dann zu 
befinden, daß nach dem in Auftrag gege­
benen Gutachten des Peiner Amtsarztes 

Dr. Riehl die Notunterkunft menschen­
würdig sei: „Das Klima in den Räumen 
wird von dem Sachverständigen als 
,klamm und kalt4 bezeichnet, jedoch 
nicht überwiegend feucht4 ... In den 
Hintergebäuden des Hauses liegen vier 
Wasserspülklosetts, die über einen kur­
zen Weg über den Innenhof erreichbar 
sind; zwei der Toiletten sind voll funk­
tionsfähig und ausreichend sauber.“ 
Dreist schlagen die Richter vor, daß der 
gerügte Feuchtigkeitszustand mit häufi­
gerem Heizen durch den Bewohner ge­
mildert werden könnte. (2)

„Obdachlosigkeit in der Bundesrepu­
blik Deutschland bezeichnet in erster Li­
nie einen sozioökonomischen Tatbestand 
und nicht im eigentlichen Sinn des Wor­
tes die Situation ,kein Dach über dem 
Kopf haben4. Obdachlos ist demzufolge, 
wer nicht in der Lage ist, die Wohn­
raumversorgung für sich oder die Fami­
lie dauerhaft sicherzustellen.“ (3)

Zum UNO-Jahr der Hilfe für Men­
schen in Wohnungsnot hatten 1987 bun­
desdeutsche Fachverbände auf einer Ta­
gung in Frankfurt festgestellt, daß in der 
BRD über eine Millionen Menschen oh­
ne ausreichende Wohnung leben müs­
sen, davon allein mindestens 100000 auf 
der Straße. Sowohl die Bundes- als auch 
die Landesregierung leugneten dies. Der 
für Niedersachsen erstellte Forschungs­
bericht erklärt ausdrücklich, daß sich die 
Untersuchung nur auf die „klassisch“ 
Obdachlosen bezieht, also Menschen, 
die in Einrichtungen der Kommunen le­
ben müssen. Die Anzahl der Menschen, 
die in Niedersachsen ohne bzw. ohne 
ausreichende Wohnung leben müssen, 
liegt weitaus höher. Für die sogenannten 
„Nichtseßhaften“ geben die Zentralen 
Beratungsstellen in Niedersachsen die 
Zahl von 12 bis 14000 an. Eine vorsich­
tige Hochrechnung läßt für Niedersach­
sen eine Anzahl von mindestens 100000 
Menschen ohne ausreichende Wohnung 
zu.

Die Landesregierung hat nun bei der 
Vorlage des Forschungsberichtes gegen­
über der Presse die abenteuerliche Be­
hauptung aufgestellt, daß „ . . . die Zahl 
der Obdachlosen in Niedersachsen seit 
1985 weiter zurückgegangen sei.“ (4) 
Dem widersprechen die Autorinnen des 
vorgelegten Berichts: „Seit 1985 wurden 
keine neuen Daten erhoben, und alle An­
zeichen sprechen — wie wir auch in der 
Studie angedeutet haben — für einen er­
neuten Anstieg der Obdachlosigkeit. Als 
Indikator ist beispielsweise die Zahl der 
gegenwärtig 4500 unversorgten Woh-
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nungsnotstandsfällen allein in Hannover 
anzusehen.“ (5) Für Braunschweig er­
gibt sich ein ähnliches Bild. Alle Fakto­
ren, die zu Wohnungsverlust fuhren, 
sind in der letzten Zeit im Steigen begrif­
fen. Dazu zählt als wichtigster Indikator 
die steigende Anzahl von Mietaufhe­
bungsklagen und daraus resultierende 
Zwangsräumungen. Allerdings ist dies 
schwer belegbar, da kontinuierliche Da­
ten hierüber bezeichnenderweise nicht 
gesammelt werden.

In ihren Empfehlungen schlagen die 
Verfasserinnen des Berichtes ein Bündel 
von Maßnahmen vor, um Obdachlosig­
keit zu beseitigen und künftig bereits im 
Vorfeld zu verhindern. Eine zentrale 
Forderung ist, die Behandlung der Ob­
dachlosenproblematik nicht mehr nach 
ordnungsrechtlichen, sondern aus­
schließlich nach sozialrechtlichen Zu­
ständigkeiten zu regeln. Also nicht Poli­
zeirecht (SOG), sondern Sozialrecht 
(BSHG) könne Obdachlosigkeit wir­
kungsvoll beseitigen und verhindern. 

Dabei sei es allerdings notwendig, daß 
die Möglichkeiten des BSHG extensiv 
ausgeschöpft werden.

Wie wichtig dieser Hinweis ist, sollen 
zwei Beispiele praktischen Verwaltungs­
handelns verdeutlichen:

1. In der BRD haben Menschen ohne 
Wohnung den gleichen Rechtsansprucht 
auf finanzielle Hilfe durch die Sozialäm­
ter wie ein „normaler“ Sozialhilfeemp­
fänger. So entschied das Bundessozial­
gericht und empfiehlt es die Landes- und 
Bezirksregierung. Konkret bedeutet 
dies, daß ein sogenannter „durchreisen­
der Nichtseßhafter“ Anspruch auf einen 
Tagessatz in Höhe von z.Zt. DM 13,87 
hat. 1987 stellte eine landesweite Unter­
suchung (6) fest, daß Kommunen rechts­
widrig eine solche Zahlung verweigern, 
nur Verpflegungen oder Gutscheine 
bzw. Barzahlungen zwischen DM 2,00 
bis DM 12,00 geben. Aufgrund dieser 
Untersuchung hatte sich die Praxis eini­
ger Kommunen geändert, es wurde der 
volle Tagessatz gezahlt. Nun hat eine 

sogenannte Sozialamtsleiterkonferenz 
willkürlich festgelegt, daß in Nieder­
sachsen höchstens DM 11,00 als Tages­
satz ausgezahlt wird.

2. Wegen der niedrigen Sozialhilfelei­
stungen entscheiden sich Bewohner von 
menschenunwürdigen Notunterkünften, 
dort zu bleiben, weil ein Auszug in 
„normales“ Wohnen das Leben verteu­
ern würde. Die Sozial,,hilfe“ zeigt hier 
ihren reaktionären Charakter: Sie ist 
nicht Hilfe im Sinne einer Sicherung von 
Versorgungsansprüchen, sondern drückt 
Menschen praktisch tiefer ins Elend 
bzw. hält sie dort.
Quellenhinweise: (1) Godehart u.a.. Umfang 
und Struktur der Obdachlosigkeit in Niedersach­
sen, 3 Bände, unveröffentl. Manuskript. Hanno­
ver, 1988; (2) OVG Lüneburg, Az.: 12 OVG B 
136/87; (3) Schuler-Wallner, G., Obdachlosig­
keit in der BRD, zit. nach Godehart. a.a.O.: ( 4) 
Braunschweiger Zeitung v. 29.7.1989: (5) Han­
noversche Allgemeine Zeitung v. 8.8.1989: (6) 
diakonie report, Autorenkollektiv, Faltblatt 
1987 — (kpm)

Fraktion der Grünen im Landtag 
Offensive gegen Wohnungsnot

Am 2.5.1989 hat die Fraktion der Grü­
nen im Landtag folgende Entschlie­
ßung als Antrag eingebracht:

A. Auflage eines Wohnungsbau-Son­
derprogramms

Das Land Niedersachsen fördert 5 
Jahre lang jährlich die Errichtung von 
jeweils 10000 zusätzlichen Mietwoh­
nungen im Neubau, Um- und Ausbau. 
Fördergrundsätze:

1. Die Förderung aus diesem Pro­
gramm wird nur Kommunen, gemein­
nützigen Wohnungsunternehmen unter 
kommunaler Regie oder solchen Woh­
nungsunternehmen gewährt, die sich in 
ihrer Satzung zu einer dauerhaften So­
zialbindung verpflichtet haben.

2. Die kommunalen Wohnungsäm­
ter haben für die im Rahmen dieses 
Programms geförderten Wohnungen 
ein Belegungsrecht für sogenannte 
Wohnungsnotstände (z.B. politische 
Flüchtlinge, Alleinerziehende mit Kin­
dern, Spätaussiedlerinnen und -aus- 
siedler, Obdachlose usw).

3. Die Förderung erfolgt landessei­
tig durch Baudarlehen und Bauzu­
schüsse. Die Kommunen und Bauträger 
haben sich an dem Programm angemes­
sen zu beteiligen. Die Finanzierung der 
Erstellungskosten darf eine Quadrat­
meter-Miete von 6,75 DM nicht über­
schreiten.

4. Vorrang bei der Förderung haben 
Wohnungen, die im Gebäudebestand, 
durch Ausbau von Dachgeschoßwoh- 
nungen, Um- und Anbauten vorhande­
ner Gebäude oder Umnutzung von Ge­
werbeflächen in Wohnbauten entste­
hen.

5. Die Förderung von Wohnraum 

aus diesem Programm ist an den Nach­
weis umweit- und energiebewußter 
Standortauswahl, Gebäudekonzeption 
und -bauweise zu knüpfen ...
B. Maßnahmen gegen die Vernichtung 
preisgünstigen Wohnraums

1. Die Verordnung über das Verbot 
der Zweckentfremdung von Wohnraum 
wird über die Städte Hannover und Göt­
tingen hinaus ausgeweitet auf alle Städte 
über 30000 Einwohner.

2. Das Land weist „Gebiete mit er­
höhtem Wohnbedarf“ nach §16a Woh- 
nungsbindunsgesetz aus.
C. Bundesratsinitiativen

Das Land startet folgende Bundesrats­
initiativen gegen die Vernichtung preis­
günstigen Mietwohnraums:

— eine Initiative zur Verhinderung 
der Umwandlung von Mietwohnungen 
in Eigentumswohnungen (§22 Bauge-

„Sanitäranlage“ der städtischen Notun­
terkunft „Penne“ in der Stadt Munster

setzbuch),
— die im Steuerreformgesetz veran­

kerte Abschaffung der Wohnungsge­
meinnützigkeit wird zurückgenommen. 
Zugleich wird eine Reform des Ge­
meinnützigkeitsgesetzes mit dem Ziel 
des dauerhaften Erhalts der Wohnungs­
gemeinnützigkeit und der dauerhaften 
Bindung des Sozialwohnungsbestandes 
in die Wege geleitet,

— eine Initiative zur Verbesserung 
des Schutzes von Mieterinnen und Mie­
tern bei Eigenbedarfskündigungen 
nach §564 BGB.

In der Begründung heißt es u.a.:
„Die Wohnungsnot ... in Nieder­

sachsen . .. wird immer größer. . . . 
Die in diesem Antrag vorgesehene fi­
nanzielle Förderung ... ist die absolut 
notwendige Untergrenze . . .

Die Wohnungsnot in Niedersachsen 
wird dadurch noch vergrößert, daß ent­
gegen dem erhöhten Bedarf die Zahl 
preisgünstiger Wohnungen ständig ab­
nimmt, so daß Menschen mit geringem 
Einkommen keine Wohnungen finden, 
die sie bezahlen können . . .

Um hier gegenzusteuern, müssen die 
vom Land Niedersachsen heute ver­
nachlässigten Instrumente zum Verbot 
der Zweckentfremdung von Wohnraum 
und zur Ausweisung von Gebieten mit 
erhöhtem Wohnbedarf reaktiviert und 
verschärft werden . . . Hierdurch kann 
u.a. die beschleunigte Rückzahlung öf­
fentlicher Mittel im sozialen Woh­
nungsbau mit der Folge des schnelleren 
Auslaufens von Sozialbindungen ge­
stoppt werden, die Belegungsmöglich­
keiten der kommunalen Wohnungsäm­
ter verstärkt werden und die Umwand­
lung von Sozial- und Eigentumswoh­
nungen eingeengt werden.“ 
Quellenhinweis: Landtagsdrucksache 11/3857
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Tarifkonflikt um 
freien Samstag

München. Am 9.8.1989 fand 
im süddeutschen Verlag eine 
befristete Streikaktion der Be­
schäftigten des Versand, die 
dem Tarifvertrag Zeitungs­
verlage unterliegen, statt. Die 
Beschäftigten der Technik 
waren zum Solidaritätsstreik 
aufgerufen. Der Streikaufruf 
wurde am 9.8. abends kurz­
fristig verteilt, von der Süd­
deutschen Zeitung wurden 
11000 Exemplare gedruckt, 
von der Abendzeitung kein 
einziges. Es geht darum, die 
Ergebnisse des Manteltarifab­
schlusses für die Druckindu­
strie zu übernehmen — haupt­
sächlich die enge Begrenzung 
der Samstagsarbeit. — (chl)

Hüller Hille: Streik 
gegen Lohnkürzung

Stuttgart. Vom 27.7. bis zum 
4.8.1989 streikte die Beleg­
schaft der Hüller Hille GmbH 
in Ludwigsburg, ein Tochter­
unternehmen der Thyssen 
Industrie AG. Der Streik 
richtete sich gegen die Strei­
chung übertariflicher Weih­
nachtsgeldzahlungen, nach 
Angaben der IG Metall etwa 
660 DM je Beschäftigten. 
Protestaktionen gab es auch 
in den Werken Rottenburg 
und Witten. Die Geschäfts- 

Südafrika/Azania: Am 10. und 11. August streikten etwa 2000 
Arbeiter bei VW Südafrika, am Anfang derselben Woche hatte 
Toyota 3000 Arbeiter wegen Teilnahme am Streik entlassen. 
Die Metallarbeitergewerkschaft NUMSA (COSATU) führt zur 
Zeit Verhandlungen über einen neuen Tarifvertrag mit einem 
Teil der Automobilkonzerne durch. Die NUMSA fordert eine 
Anhebung des Mindestlohns auf 6,58 DM (etwa 4,60 DM) pro 
Stunde, eine Lohnerhöhung von 2 Rand pro Stunde für jeden 
Arbeiter, die 40-Stunden-Woche und einen sechsmonatigen, 
bezahlten Schwangerschaftsurlaub. VW verweigerte die Teil­
nahme an den Verhandlungen, solange der Streik stattfindet. 
Die Verhandlungen haben erst angefangen. — (uld)

Nach drei Tagen Streik setzte 
die DAG bei der Charterflug­
gesellschaft LTU einen Tarif­
vertrag über Rationalisie­
rungsschutz und eine Lohner­
höhung von 2,8% durch. Zu­
vor hatten die Kapitalisten Be­
triebsauslagerungen durchge­
führt, die Gehälter in den neu­
en Tochterfirmen gesenkt, die 
Arbeitsbedingungen ver­
schlechtert und Beschäftigte 
entlassen. Sie blockierten 
zwei Jahre lang den Abschluß 
eines Tarifvertrages über eine 
Beschäftigungsgarantie für 
die 1300 Beschäftigten. Bild: 
Streikposten vor der LTU-Zen- 
trale in Düsseldorf. — (gba)

leitung begründet die Lohn­
kürzung mit dem Ertrag: „Es 
gibt kein Weihnachtsgeld, 
wenn kein Gewinn da ist“. 
Mehrkosten bei „Pilotprojek­
ten mit technischen Neuerun­
gen“, dem Vernehmen nach 
vor allem Aufträge aus der 
Autoindustrie, seien der 
Grund. Die IG Metall hat 
„Verständnis“ für den Streik 
bekundet. Obwohl die Beleg­
schaft den Streik mehrere 
Tage durchhielt und sich im 
Arbeiterbereich alle und im 
Angestelltenbereich die mei­
sten beteiligten, konnte die 
Kürzung nicht zurückgeschla­
gen werden. Jetzt sollen die 
bisher vielen Überstunden 
verweigert werden. — (rok)

„Sozialzeit“ ist 
des Bürgers Pflicht

Hannover. Zwischen Arbeit 
und Freizeit solle zukünftig 
jeder eine „Sozialzeit“ lei­
sten, fordert der niedersächsi­
sche Sozialminister Schnip- 
koweit. Ein Arbeitnehmer ha­
be z.B. die Möglichkeit, mit 
alten Menschen einen Aus­
flug zu machen etc. Neben 
Aufwandsentschädigungen 
könnten steuerliche Begünsti­
gungen und auf längere Sicht 
Anrechnungen auf die Ren­
tenversicherung zu „Sozial­
zeiten“ anregen. Wer den 
Abbau staatlicher Versor­
gungsleistungen kritisiert, 
den will Schnipkoweit dem­
nächst in die Pflicht der 
Nächstenliebe nehmen.
— (kar/AGG, gba)

Beschlüsse der IGM- 
Bezirkskonferenz

München. Entschließungen 
zur Tarifpolitik, zur Vollbe­
schäftigungspolitik, zur Ren­
tenreform, Gesundheitsre­
form und der Gründungswel­
le von Betriebskrankenkas­
sen, zu den Betriebsratswah- 
len 1990, zur Angestelltenar­
beit der IG Metall Bayern, 
zur Situation der Automobil­
industrie in Bayern und zum 
Rechtsextremismus wurden 
verabschiedet. In der Ent­
schließung zur Automobilin­
dustrie wird u.a. die Mono­
struktur — allein 132000 Be­
schäftigte im Straßenfahr­
zeugbau im Bezirk München
— kritisiert und auf eine dro­
hende Strukturkrise aufmerk­
sam gemacht. Bei der Gestal­
tung der Arbeitsplätze müsse 
die „arbeitsplatzfressende, 
zutiefst inhumane extreme 

Arbeitsteilung“ überwunden 
werden, neue Formen der 
Arbeitsorganisation müssen 
mit Humanisierung der Ar­
beit und mit Mitbestimmung 
am Arbeitsplatz einhergehen.
- (dil)

DIAG-Verkauf: Schutz­
rechte sollen weg

Westberlin. Wir berichteten 
über die nach einer Arbeits­
niederlegung abgeschlossene 
Betriebsvereinbarung im 
Bundeskonzern DIAG zum 
Schutz vor einer Privatisie­
rung. Nach Rücksprache mit 
Bundesregierung und MAN 
als interessierten Käufer hat 
die Geschäftsführung erklärt, 
ihre Unterschrift unter die 
Vereinbarung sei nichtig. 
Gleichzeitig hat sie in Briefen 
an alle 3000 Beschäftigten der 
IGM vorgeworfen, durch das 
Beharren auf Schutzrechten 
eine sinnvolle Privatisierung 
zu verhindern. IGM und Kon­
zernbetriebsrat halten noch an 
ihrer Position, wirkungsvolle 
Schutzrechte seien unver­
zichtbar, fest. — (kla)

Weniger 
Kuranträge

Seit dem Gesundheitsreform­
gesetz sind bei der größten 
Arbeiterrentenversicherung, 
der Landesversicherugsan- 
stalt (LVA) Rheinprovinz, im 
ersten Halbjahr 1989 3505 
Anträge weniger als im Vor­
jahr eingegangen, ein Rück­
gang um 9,1%. Die LVA be­
fürchtet, daß die Rückstel­
lung notwendiger Kuren spä­
ter zu höheren Kosten für die 
Behandlung führt bzw. sogar 
zu vorzeitigen Verrentungen.
— (sul/AGG. gba)
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17 Jahre Sanierung Linden-Süd

Ausländer werden 
stärker diskriminiert

Hannover. Nachdem die 1972 eingeleitete Sanierung des 
hannoverschen Stadtteils Linden-Süd abgeschlossen ist, führte 
das Referat für Stadtentwicklung Ende 1988 eine Umfrage 
unter den Bewohnern des Stadtteils durch, mit deren Ergebnis­
sen wir uns im folgenden befassen wollen.

Die Sanierung hat die Ghettobildung verstärkt
„In einem Stadtteil wurden die Fabriken errichtet, und im 
andern wuchsen die feinen Häuser empor. Alles war hübsch 
säuberlich durch einen Fluß getrennt, so daß die Arbeit, die 
Schmutzarbeit, das feine Empfinden beim Leben und 
Lustwandeln nicht störte.“ Linden um die Jahrhundertwende, 
beschrieben von A. Seide. Viel Fabriken gibt es nicht mehr in 
Linden, aber das „feine Leben“ spielt sich in anderen 
Stadtteilen Hannovers ab. 17 Jahre lang wurde saniert in 
Linden-Süd, eine Verbesserung der Wohn- und Lebensbe­
dingungen trat nur für wenige ein.

Die Bevölkerungsstruktur unterscheidet sich stark von ande­
ren Stadtteilen Hannovers. Unter den Berufstätigen im Sanie­
rungsgebiet dominieren mit 53% die Arbeiter, darunter 28% 
ohne Facharbeiterausbildung. Die ausländischen Berufstätigen 
sind zu 94%, die türkischen ausnahmslos Arbeiter, ganz über­
wiegend ohne Facharbeiterausbildung. Die Arbeitslosenquote 
liegt im Sanierungsgebiet bei 21%, bei den türkischen Arbei­
tern bei 30%. Zum Vergleich: Die Arbeitslosenquote im 
Arbeitsamtsbezirk Hannover vom 31.1.1989 beträgt 14,3%. 
Türkische Arbeiter und ihre Familien haben in Linden-Süd 
einen Anteil an der Wohnbevölkerung von 27 %, während es in 
Hannover insgesamt 9% sind.

62% der über 18jährigen in Linden-Süd haben lediglich 
einen Hauptschulabschluß, davon 31% keine Berufsausbil­
dung. Die Einkommensstruktur weist auf Verhältnisse unter 
dem Existenzminimum hin. Haushaltsnettoeinkommen von 
unter 1000 DM haben 23% der Befragten, bei den türkischen 
Arbeitern sind es 53%. Mit bis zu 1 800 DM müssen insgesamt 
56% der Haushalte auskommen, bei den türkischen Familien 
sind es 76%. Hier müssen ganz überwiegend vier bis fünf Per­
sonen von solchen Elendseinkommen ernährt werden. Einen 
PKW kann sich nur die Hälfte der über 18jährigen leisten, 
Durchschnitt in Hannover 74%, lange Wegezeiten zur Arbeit 
sind die Folge, und auch hier sind die türkischen Arbeiter 
stärker betroffen. Wegezeiten von 30 bis 60 Minuten (eine 
Strecke) haben 11% der deutschen und 26% der türkischen 
Berufstätigen.

Anfang der 70er Jahre stammten über die Hälfte der Häuser 
in Linden-Süd aus dem vorigen Jahrhundert. 90% waren ohne 
Heizung, 50% hatten das WC auf halber Treppe, 60% kein 
Bad, eben jene im obigen Zitat beschriebenen Mietskasernen. 
43,9% der Bewohner waren Rentner. Die vergleichsweise 
niedrigen Mieten zwangen Leute mit geringem Einkommen in 
die teilweise unzumutbaren Wohnungen, vor allem türkische 
Familien, an die in anderen Stadtteilen oft keine Wohnungen 
vermietet wurden.

Saniert haben sich die Hausbesitzer
Ein Ergebnis der Sanierung ist, daß die Alten aus Linden-Süd 
vertrieben wurden. Entweder wohnten sie in Häusern, die ab­
gerissen wurden, oder sie konnten nach Sanierung ihrer Woh­
nungen die Miete nicht bezahlen. Nur noch 13% der Bewohner 
sind über 65 Jahre alt, das sind 5% weniger als im hannover­
schen Durchschnitt. Unter den ausländischen Bewohnern ist 
die Zahl der über 65jährigen statistisch nicht erfaßbar, sie ist 
zu gering. Sie werden, nachdem ihre Arbeitskraft hier vernutzt 
wurde, mit allen Mitteln in ihre Heimatländer abgeschoben.

Heute wohnen in Linden-Süd 60% der Bewohner in Häusern 

aus der Zeit bis 1948, 25% in Häusern, die zwischen 1949 und 
1969 errichtet wurden, 15% in Neubauten, die aus der Zeit der 
Sanierung stammen. Die Mieten pro qm schwanken je nach 
Alter des Hauses und Sanierungszustand. 41% zahlen pro qm 
Kaltmiete weniger als 6 DM, 39% zwischen 6 und 8 DM, 18% 
8 DM und mehr. Für 6 bis 8 DM/qm kann man in Hannover 
durchschnittlich eine Neubauwohnung mit Bad und Heizung 
erwarten. Für Abriß, Neubau oder Sanierung wurden die 
Hausbesitzer erheblich bezuschußt und zusätzlich über erhöhte 
Mieteinnahmen belohnt. 83 % der Wohnungen haben jetzt Zen­
tral- bzw. Gas-Etagenheizung, 92% Bad oder Dusche, 90% 
ein WC in der Wohnung.

Von diesen Veränderungen, bis auf die Mieterhöhungen, 
sind die türkischen Familien offenbar ausgenommen. Sie 
wohnen zu 90% in Altbauten von vor 1948 und zwar in denen, 
die nicht modernisiert wurden. So sehen denn auch 78% der 
türkischen Bewohner dringenden Modemisierungsbedarf für 
ihre Wohnung und bezeichneten ihre Miete für den geringen 
Wohnwert als zu hoch. 60% der türkischen Mieter wohnen in 
Wohnungen mit Ofenheizung, 44% haben nach wie vor weder 
Bad noch Dusche und 40% kein WC in der Wohnung. An 
Wohnfläche stehen je Person im Durchschnitt 32,5 qm zur 
Verfügung, den türkischen Familien lediglich 14,8 qm pro 
Person. Dennoch zahlen 34% Kaltmieten zwischen 5 und 8 
DM pro qm.

Zwar mag sich durch die 17jährige Sanierung das äußere 
Erscheinungsbild dieses Stadtteils verbessert haben, Fassaden 
sind verschönert, Hinterhöfe begrünt, verkehrsberuhigte 
Zonen angelegt. (Dennoch fühlen sich 55% der Bewohner 
durch Verkehrslärm stark belästigt.) An den Elendsquartieren 
der türkischen Mieter ist jedoch nichts geändert worden. Die 
alten Leute mußten weichen für einige Neubauten mit über- 

. höhten Mieten. Nur die Hausbesitzer haben sich an der Sanie­
rung gesundgestoßen.
Quellenhinweis: Wohn- und Lebensbedingungen in Hannover-Linden-Süd 
nach der Sanierung, Ergebnisse einer repräsentativen Umfrage des Refe­
rats für Stadtentwicklung, März 1989; „Linden, der Charakter eines Ar­
beiterviertels vor Hannover“, Bernd Rabe, 1984 — (rec)

In den ersten acht Jahren der Sanierung mußten 2090 Miet­
parteien umziehen, 175 Häuser wurden abgebrochen. 90% der 
türkischen Wohnbevölkerung lebt in Altbauten von vor 1948. 
Nur in 49% dieser alten Häuser wurden überhaupt Sanierungs­
maßnahmen durchgeführt. Bilder aus Linden-Süd
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Ausstellung in bayerischen Städten

Juden in Deutschland 
von Rom bis Weimar

Nachum T. Gidal, der 1936 
nach Palästina emigrierte, 
begann in den fünfziger Jah­
ren, Material für eine Bildge­
schichte der Juden in 
Deutschland zu sammeln. 
Nach dreißig Jahren Samm­
lertätigkeit hat er ein Buch 
herausgegeben und eine Aus­
stellung zusammengestellt. 
Die Ausstellung war bereits 
in München und Augsburg zu 
sehen; sie kommt in diesem 
Jahr noch nach Würzburg und 
Regensburg und soll 1990 in 
weiteren Städten zu sehen 
sein. Das Buch, bei Bertels­
mann erschienen, enthält 
sorgfältige Beschreibungen 
der fast 1000 Abbildungen 
auf 440 Seiten und kostet 48 
DM als Ausstellungskatalog, 
gebunden 68 DM. Es enthält 
folgende Abschnitte: Prolog: 
In der Römerzeit; Im Mittel- 
alter: Überleben in christli­
cher Umgebung und kulturel­
le Blüte; Der Weg in die Neu­
zeit: Kampf um Gleichbe­
rechtigung; Im Kaiserreich: 
Deutschland mein Vaterland 
— Judentum mein Erbe; In 
der Weimarer Republik: Die 
schöpferische Illusion von der 
deutsch-jüdischen Synthese.

Wir dokumentieren einige 
Abschnitte aus der Einfüh­
rung. — (mfr) *
Im Jahr 1215 berief Papst In­
nozenz III., Urheber des 4. 
Kreuzzugs (1202-1204) und 
gnadenloser Feind der Juden 
(,,Söhne der Kreuziger“), das 
4. Laterankonzil ein. Hier 

setzte er die antijüdischen Be­
stimmungen durch, die bis in 
unser Jahrhundert die Basis 
für demütigende Lebensbe­
dingungen und bösartige Ver­
leumdungen der Juden bilde­
ten.

Innozenz III. verbot den 
Christen das Zinsnehmen und 
wälzte die Schuld an den Wu­
cherzinsen auf die Geldgier 
der Juden ab. Die judenfeind­
lichen Gesetze des Lateran­
konzils sollten die Juden all­
gemeiner Erniedrigung preis­
geben. Sie waren fortan von 
allen öffentlichen Ämtern 
ausgeschlossen, mußten ein 
Stück gelben Stoffs als Kenn­
zeichen ihrer sozialen Degra­
dierung auf ihr Gewand nä­
hen und durften sich während 
der Osterwoche in der Öffent­
lichkeit nicht zeigen. Der 
spitze Judenhut, schon vorher 

eingeführt, wurde im tägli­
chen Leben trotz wiederholter 
Verordnungen kaum getra- 
gen. (...) *
Am Ende des 15. und zu Be­
ginn des 16. Jahrhunderts wa­
ren in den meisten deutschen 
Städten die Juden getötet oder 
vertrieben worden. Nun setz­
te ein Verfall der jüdischen 
Gemeinden und des höheren 
Studiums ein; von den kultu­
rellen Folgen dieser Entwick­
lung, einer um sich greifen­
den Stagnation und Erstar­
rung, sollte sich das Juden­
tum in Deutschland bis zum 
Ende des 18. Jahrhunderts 

nicht mehr erholen.
Der größte Teil der Überle­

benden, besonders in den 
ländlichen Gebieten, war ver­
armt. Tausende fristeten ihr 
Dasein in den Wäldern und 
auf den Landstraßen, wo sie 
sich zum Schutz gegen Über­
falle zu Gruppen zusammen­
schlossen. (...)*
Der Beginn des 16. Jahrhun­
derts bildet insofern einen 
Markstein in den christlich­
jüdischen Beziehungen, als 
die Juden nunmehr offen ge­
gen Angriffe ihrer Feinde 
aufbegehrten. Möglich war 
dies vor allem dadurch, daß 
in den Gemeinden das Ehren­
amt des Schtadlan eingerich­
tet wurde, der gegenüber der 
nichtjüdischen Amtsgewalt 
die jüdischen Angelegenhei­
ten vertrat. So entstand im 
Lauf der Zeit in den Gemein­
den eine neue weltliche Ord­
nung. Der berühmteste 
Schtadlan war Josel von Ros­
heim (1480-1554) ... 1544 
erlangte er von Kaiser 
Karl V. die Bestätigung, daß 
Juden höhere Zinsen nehmen 
durften als Christen, weil sie 
höhere Steuern zahlen muß­
ten, keinen Grundbesitz hat­
ten noch irgendein Handwerk 
betreiben durften. (...)*
Einer der erbittertsten Gegner 
der Juden war der Reformator 
Martin Luther. Anfangs hoff­
te er, die Juden zum christli­
chen Glauben, wie er ihn ver­
stand, zu bekehren. (...) Als 
sie aber bei ihrer eigenen Re­
ligion blieben, beschimpfte 
sie Luther wegen ihrer „Hals­
starrigkeit“ und schlug vor, 
daß „dies verworfene Ge­
zücht der Juden, ekelerregen­
des Gewürm“ zur Zwangsar­
beit geschickt werde, daß 

man ihnen ihre heiligen 
Schriften wegnehmen und ih­
re Synagogen und Häuser 
verbrennen solle. (...)*
Zu Beginn des 18. Jahrhun­
derts bestand die deutsche Ju- 
denheit ökonomisch aus drei 
Schichten: Die große Mehr­
heit gehörte der unteren und 
untersten Schicht an, eine be­
trächtliche Minderheit zählte 
zur gutsituierten Mittel­
schicht, die schmale Ober­
schicht waren die reichen 
Kaufleute, die Hofjuden und 
viele Gemeindevorsteher, die 
oft gleichzeitig Gelehrte und 
Kaufleute waren. Die Diebe 
und Räuber galten als Geäch­
tete und wurden von den Rab­
binern offiziell aus der jüdi­
schen Gemeinschaft ausge­
schlossen. (...)*
Die Ideen der Aufklärung, die 
Revolution in Amerika und in 
Frankreich und die Napoleo­
nische Ära führten zur Befrei­
ung der Juden in West- und 
Mitteleuropa aus ihrem phy­
sischen und geistigen Ghetto. 
(. . .) Im Zeitalter der Restau­
ration begannen die meisten 
Staaten des neuen Deutschen 
Bundes die Zugeständnisse 
von 1812 wieder rückgängig 
zu machen. Schon vor dem 
Wiener Kongreß (1814/15) 
waren im katholischen Bay­
ern neue Restriktionen einge­
führt worden. (...) Um das 
Revolutionsjahr 1848 ent­
stand eine Reihe jüdischer 
Zeitschriften, von denen eini­
ge mit außerordentlichem 
Mut gegen die offizielle Poli­
tik der deutschen Staaten auf­
traten und Gleichheit und 
Freiheit für die Juden forder­
ten. (...) Erst am 3. Juli gab 
ein Gesetz, bindend für Preu­
ßen und die Staaten des Nord-

Bild links: Aus einer Stadtchronik von Landshut: „Anno 1451 Jar haben die Juden angefangen, die gelben Ringlein an den Klei­
dern zu tragen . . . Bild rechts: Josel von Rosheim, „der Juden Befehlshaber“, aus einem satirischen Flugblatt (um 1530).
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deutschen Bundes, den Juden 
die Gleichberechtigung. Die­
ses Gesetz wurde nach der 
Reichsgründung 1872 auf 
ganz Deutschland ausge­
dehnt. (...) Während und 
nach der Revolution von 1918 
spielte eine verhältnismäßig

große Zahl von Juden eine 
führende Rolle in den linken 
Parteien, vor allem in Berlin 
und München. (...) In den 
Jahren der Weimarer Repub­
lik waren die Juden zum er­
sten Mal vor dem Gesetz völ­
lig gleichberechtigt.

Oben: Flucht aus einer 
deutschen Stadt (Aus ei­
nem Gebetbuch von 
1427). Greuelmärchen 
über Ritualmorde führten 
zu Judenmassakern. — 
Rechts: Luther veröffent­
lichte, nachdem seine 
Hoffnungen sich nicht er­
füllt hatten, 1543 die anti­
semitische Schrift „Von 
den Juden und ihren Lü­
gen“. — Unten: Mit dem 
Ziel der Assimilation und 
Emanzipation wurde 
1778 die „Jüdische Frei­
schule“ gegründet.
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Buchbesprechung: Stephen J. Gould

Gegen rassistische 
Intelligenztheorien

Gould beginnt sein Buch mit einer Erinnerung an den Philo­
sophen Sokrates, der vor 2400 Jahren in Athen lebte: „Bürger 
der Republik, riet Sokrates, seien zu erziehen und nach Ver­
diensten in drei Klassen einzuordnen: Herrscher, Wächter und 
Arbeiter. Eine in sich gefestigte Gesellschaft fordere, daß 
die­
se Ränge repektiert würden und die Bürger sich in den Status 
fügten, der ihnen zugewiesen sei. Doch wie läßt sich diese 
Fügsamkeit gewährleisten? Sokrates, der auf kein logisches 
Argument kommt, verfällt auf eine Sage.“ (S. 13)

Diese Sage, so erklärt Sokrates seinem Gesprächspartner 
Glaukon, solle zuerst den Befehlshabern und Kriegern und 
dann den übrigen Bürgern erzählt werden: danach sei ihre 
ganze Erziehung in Kindheit und Jugend nur ein Traum gewe­
sen, in Wirklichkeit seien sie unter der Erde gewesen und dort 
drinnen gebildet und aufgezogen worden: „Der bildende Gott 
aber hat denen von euch, welche geschickt sind zu herrschen, 
Gold bei ihrer Geburt beigemischt, weshalb sie denn die köst­
lichsten sind, den Gehilfen aber Silber, Eisen hingegen und 
Erz den Ackerbauern und übrigen Arbeitern.“ Gleichzeitig sei 
ein Götterspruch vorhanden, daß die Stadt dann untergehen 
werde, wenn „Eisen oder Erz“ — d.h. die Arbeiter und Bau­
ern — die Herrschaft innehaben.

Etwas zweifelnd angesichts der komplizierten Lügenge­
schichte fragt Sokrates seinen Gesprächspartner: „Diese Er­
zählung also ihnen glaublich zu machen, weißt du dazu irgend­
einen Rat?“ Und Glaukon darauf: „Nirgendwie, daß sie es 
selbst glauben sollten, jedoch ihre Söhne wohl und deren 
Nachkommen und die übrigen späteren Menschen.“

Gould bezeichnet Sokrates Theorie als Wurzel des „biologi­
schen Determinismus“: „Dieser behauptet, gemeinsame Ver­
haltensnormen und soziale und ökonomische Unterschiede 
zwischen Gruppen von Menschen . . . ergäben sich aus ererb­
ten, angeborenen Unterschieden und die Gesellschaft sei in 
diesem Sinne ein genaues Spiegelbild der Biologie.“ (S. 14)

An die Stelle von Sokrates’ Metallen sind heute die Gene ge­
treten. „Verändert hat sich allerdings ein Aspekt der 
geistigen
Strategie: Sokrates wußte noch, daß er log.“ Heute hingegen 
soll „die Wissenschaft“ herhalten, um rassistische 
Intelligenz­
theorien zu untermauern. Im Hintergrund steht der Versuch 
der Monopolbourgeoisie, die Klasse der werktätigen Intelli­
genz an sich zu ketten, weil sie sich doch mit ihr auf dem ge­
meinsamen Pol der „geistigen Arbeit“ befinde, welcher den 
dummen und stumpfen Handarbeitern entgegensteht. Dieser 
Abspaltung entgegen ist es um so wichtiger, den wissenschaft­
lich Arbeitenden zu zeigen, wie die Unterordnung 
ihrer Arbeit
unter die Zwecke des Kapitals konkret funktioniert. Angehöri­
ge der Intelligenz mögen es nicht, hintergangen und für 
fremde
Ziele eingespannt zu werden; wenig verletzt sie stärker.

Gould geht im einzelnen ein auf: die „Schädelmessungen“ 
in Amerika und Europa im 19. Jhdt., mit dem die Vererblich­
keit kleiner Gehirne (und damit von Dummheit bis Schwach­
sinn, Asozialität, Kriminalität usw.) für Neger/Indianer/Ver- 
brecher/Frauen/usw. gezeigt werden sollten; auf die sog. Kri­
minalanthropologie, die die ,,Affenähnlichkeit“ von Verbre­
chern behauptete; auf die Konstruktion des ,,Intelligenzquo­
tienten“ und die zugehörigen Vererbungstheorien; auf die mo-
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sem“ wendet sich Gould der Theorie Paul Brocas zu, eines 
französischen Arztes (1824—1880). Broca sucht „das“ Merk­
mal, das die Rangordnung der Menschen Affe-Schwarzer- 
Asiate-weiße Frau-weißer Mann richtig widerspiegele. Dazu 
Gould: „Der menschliche Körper läßt sich auf tausenderlei Art 
vermessen. Jeder Forscher, der im vorhinein von der Minder­
wertigkeit einer Gruppe überzeugt ist, kann eine kleine Reihe 
von Messungen auswählen, um deren größere Nähe zu Affen 
zu veranschaulichen. (Dieses Verfahren würde natürlich ge­
nausogut bei weißen Männern funktionieren, obwohl niemand 
den Versuch gemacht hat. Weiße sind z.B. schmallippig, eine 
Eigenschaft, die sie mit den Schimpansen gemeinsam haben — 
während die meisten Schwarzafrikaner wulstigere und folglich 
,menschlichere4 Lippen haben.)“ (S. 87/88)

Gould schildert, wie Broca alle möglichen Körpermerkmale 
durchprobiert, um seine Rangfolge zu beweisen. Z.B. das Ver­
hältnis von Unterarm- zu Oberarmknochen aufgrund der Über­
legung, daß ein relativ langer Unterarm ein „affenähnliches“ 
Merkmal sei. Der Test klappt nicht, Eskimos, Australier, gar 
Hottentotten schneiden besser ab als Weiße. „Broca hatte nun 
zwei Alternativen. Er konnte entweder zugeben, daß Weiße 
nach diesem Kriterium niedriger einzuordnen waren als meh­
rere dunkelhäutige Gruppen, oder er konnte dies Kriterium 
über Bord werfen.“ (S. 88) Natürlich wählt Broca den zweiten 
Weg und schreibt selbst: „hiernach scheint es mir schwieriger, 
weiterhin zu sagen, daß die Verlängerung des Unterarms ein 
Merkmal der Entartung oder Minderwertigkeit ist ... “
Stephen Jay Gould: Der falsch vermessene Mensch, suhrkamp taschen- 
buch Wissenschaft 583, 373 Seiten, 24 DM — (wjw)

Gefängnissystem

Verwissenschaftlichte 
Barbarei

Im folgenden geben wir einen Vortrag wieder, der auf der Ver­
anstaltung „Die Verwissenschaftlichung der Barbarei“ des Ar­
beitskreises „Wissenschaft und Isohaft“ vor einiger Zeit an der 
Universität Freiburg gehalten wurde.

Die Verwissenschaftlichung der Barbarei — 
von der Körperstrafe zum Hochsicherheitstrakt

Im vorangegangenen Beitrag wurde kurz auf das feudalistische 
Strafsystem eingegangen, das öffentliche „Fest der Marter“, 
das unbarmherzig den Körper des Delinquenten strafte. Es 
ging diesem Strafsystem um Rache und Vernichtung: Das Ver­
brechen als Akt gegen die göttliche Ordnung wird durch die 
Rache am Körper des Opfers getilgt. Bevor ich jetzt auf die 
Entwicklung des Gefängnisses als sich neu entwickelnder Insti­
tution des Strafens eingehe, ist es angebracht, die Entwicklung 
der gesamten Gesellschaft im Prozeß der Durchsetzung der 
Warenproduktion zu skizzieren. Denn eins ist klar: Die Funk­
tion einer bestimmten Institution der Gesellschaft wie des Ge­
fängnisses ist nicht erkennbar, wenn nicht die gesellschaftliche 
Totalität begriffen wird. Das Wesen eines gesellschaftlichen 
Teilsystems läßt sich weder aus sich selbst erschließen, noch 
ist theoretisch das Wesen der gesellschaftlichen Totalität be­
gründbar aus den Erscheinungsformen seiner Teilsysteme. 
Nur durch die Vermittlung zur gesellschaftlichen Totalität läßt 
sich z.B. erkennen, daß die Dysfunktionalität des Gefängnis­
ses, was die Resozialisierung angeht, gerade seine Funktionali­
tät für die herrschende Klasse im Sinne der Abschreckung aus­
macht.

Ohne Bezug zur gesellschaftlichen Totalität (das heißt zur 
Realität der Welt der Ware und ihrer Negation, der Bewegung, 
die den jetzigen Zustand aufhebt) wird die Analyse zur Ideo­
logie und reproduziert bewußtlos die ganze alte Scheiße: ein 
Verfahren, daß die hochspezialisierten Schwachköpfe der Wis­
senschaft uns täglich aufs Neue vorführen.

Wenn wir den gesellschaftlichen Prozeß vom Feudalismus 
bis heute anschauen, kommen wir nicht darum herum, die Ent­
wicklung der Warenproduktion zu sehen, die nach und nach 
die gesamte Gesellschaft erobert und die wir vorerst so charak­
terisieren können: Trennung der Produzenten von den Mitteln 
zur Produktion, Trennung der Produzenten von den Produk­
ten, Trennung der Produzenten vom Wissen über die Produk­
tion (Herausbildung der Naturwissenschaften und der Arbeits­
wissenschaft als Organisationswissenschaft — siehe Taylor), 
gesellschaftliche Arbeitsteilung, die durch den Warenfetisch 
aber als gesellschaftlich bewußtlose Produktion charakterisier­
bar ist, die Produktion der Entfremdung. Diese Produktions­
weise bringt den natur- und menschenzerstörenden Wider­
spruch von Gebrauchs- und Tauschwert mit sich. Als Ge­
brauchswert ist die Ware qualitatives und nützliches Ding; als 
Tauschwert aber ist sie Wert-Ding, „abstraktes Ding“, das 
sich auf dem Markt in Geld verdoppelt. Nur um diesen ab­
strakten Reichtum geht es im kapitalistischen Verwertungspro­
zeß. Im Begriff des Wertes und des Geldes ist die inhaltliche, 
qualitative Bestimmung der Arbeit aber ausgelöscht, was wir 
als Prozeß der Versachlichung und der zunehmenden Abstrak­
tion begreifen können. Es handelt sich soweit um einen doppel­
ten Prozeß der Versachlichung und der Abstraktion: bezüglich 
der Arbeit und bezüglich der Gesamtproduktion. Dieser Pro­
zeß der Versachlichung und Abstraktion hat aber auch den 
Mechanismus geprägt, der zunehmend das soziale Verhalten 
reguliert und kontrolliert. Die traditionellen sozialen Institutio­
nen im Feudalismus, wie Familie, Kirche, örtliche Gemein­
schaft, Autorität der Grundherren usw., hingen genauso wie 
die Sphäre der Produktion von persönlichen Herrschaftsfor­
men ab. Im jahrhundertelangen Prozeß der Auflösung dieser 
persönlichen Herrschaftsbeziehungen wurden diese aber nicht 
allein durch den stummen Zwang der ökonomischen Verhält­
nisse abgelöst, der die Lohnarbeiter in die Fabriken zwang. 
Daneben trat ein System von tendenziell verstaatlichten Kon­
trollbeziehungen, das jetzt unabhängig von den wechselnden 
örtlichen und wirtschaftlichen Einbindungen des Einzelnen 
sein muß und sich inhaltlich auf die Tatsache der „Freiheit“ 
des Einzelnen einstellen muß: Es entsteht das verstaatlichte 
System der sozialen Kontrolle, der Einzelne, der zum Rechts­
subjekt wird, um seine Ware Arbeitskraft zu verdealen, wird 
auch zum Strafrechtssubjekt, um als mobilisiertes soziales 
Atom kontrollierbar zu bleiben. Die Kontrollbeziehung kann 
aber nur eine abstrakte, bürokratisch exekutierbare und ratio­
nale Rechtsregel in einem Territorialstaat sein. Das Vorrecht, 
das dem ständisch gebundenen Privateigentum entsprach, 
wurde abgelöst durch das Recht, das entsprechend dem Zu­
stand der Konkurrenz, des freien Privateigentums gefaßt ist.

Ich will mich jetzt nicht darüber auslassen, was den Inhalt 
dieser Rechtsregeln ausmacht. Nur zwei Bemerkungen dazu: 
Erstens ist dieser Inhalt das größte Rätsel für den ganzen 
Schrotthaufen des juristischen Staatsdenkens selber, dem die 
gesellschaftliche Totalität verborgen ist und dem deshalb auch 
verborgen bleiben muß, daß sich durch den Schein der recht­
lichen Gleichheit und Freiheit die Interessen der herrschenden 
Klasse, der Klasse der Ökonomie, durchsetzen. Sie sind des­
halb gezwungen, auf ewig in der Sackgasse des Positivismus 
zu verharren und gebetsmühlenhaft runterzuleiern: Gesetz ist 
Recht, weil es da ist; oder etwas wissenschaftlicher: „so ist 
denn die Wissenschaft von einem theoretisch oder praktisch 
überzeugenden Konzept inhaltlicher Verbrechensbestimmung 
noch immer weit entfernt“ (Stratenwerth, 1). Oder: „Dement­
sprechend ist das Problem, welche Verhaltensweise ein legiti-
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halb gezwungen, auf ewig in der Sackgasse des Positivismus 
zu verharren und gebetsmühlenhaft runterzuleiern: Gesetz ist 
Recht, weil es da ist; oder etwas wissenschaftlicher: „so ist 
denn die Wissenschaft von einem theoretisch oder praktisch 
überzeugenden Konzept inhaltlicher Verbrechensbestimmung 
noch immer weit entfernt“ (Stratenwerth, 1). Oder: „Dement­
sprechend ist das Problem, welche Verhaltensweise ein legiti­
mer Gegenstand der Strafgesetzgebung sein dürfe, bis heute 
ungeklärt“ (Roxin, 1).

Zum anderen stellt sich das Problem der Kriminalität, so wie 
wir sie heute kennen, nur innerhalb der heutigen Gesellschaft. 
Was für die sogenannte Eigentumskriminalität gilt, die be­
kanntlich zwei Drittel aller „Verbrechen“ ausmacht, ist auch 
für die anderen Arten der Kriminalität nicht anders: Die „Ver­
kehrskriminalität“, die ein Drittel aller Verurteilten stellt, die 
„Drogenkriminalität“, den Sektor der Produktion künstlicher 
Träume in einer Gesellschaft ohne Träume, die „Sexualkrimi­
nalität“, das Ergebnis der sexistischen Gewalt und der waren­
förmigen Sexualität — um nur bei den beliebtesten Beispielen 
der parapolizeilichen Denker der Macht zu bleiben.

Aber zurück zur Entwicklung des Gefängnissystems. Im 
Prozeß der Ablösung des Feudalismus werden die Körperstra­
fen nach und nach durch die Strafe des Einsperrens ersetzt. 
Dementsprechend verkörperten in Deutschland die im 17.

Prügelstrafe im Mittelalter.

Jahrhundert entstehenden Gefängnisse zunächst eine Misch­
form aus Körper- und Einsperrungsstrafe. Angekettet oder in 
den Block gespannt, bei kärglicher Kost vegetierten die Gefan­
genen in den Verliesen vor sich hin. Nach und nach machte 
dieser verschwenderische Umgang mit dem Menschenmaterial 
Platz für die Ökonomisierung des Strafsystems: Die gezielte 
Bearbeitung des Kriminellen zum Zwecke seiner Umwandlung 
zum nützlichen Mitglied der Warengesellschaft, das heißt zum 
funktionierenden Krümel Arbeitskraft.

Dabei entstand frühzeitig ein Problem: die Gefangenenge­
meinschaft. Wie sollten in einem begrenzten Raum die Rechts­
brecher zusammengefaßt und gleichzeitig verhindert werden, 
daß die gezielte Bearbeitung unmöglich gemacht wird durch 
eine Kommunikation der Gefangenen untereinander, die das 
Verbrechen rechtfertigt? Die Form, die das zu gewährleisten 
schien, war der Einzelzellenvollzug', ein Raum, in dem die 
Rechtfertigung des Verbrechens unmöglich gemacht wird. 
Nach dem Vorbild des von den Quäkern in den USA ent­
wickelten Systems der Zellenhaft, in dem in der Anfangsphase 
die Gefangenen krepierten wie die Fliegen, wurden zunächst 
1848 in Bruchsal, sodann 1857 in Moabit erste Experimente 
angestellt.

Das Experiment in Moabit mit J.H. Wiehern, dem Begrün­
der der christlichen Inneren Mission: Die Revolution von 
1848, die in einigen Städten die bewußte Befreiung der Gefan­
genen mit sich gebracht hatte, war für ihn der Auslöser, den 

Kampf gegen das revolutionäre Proletariat aufzunehmen. Mit 
seiner Organisation Innere Mission beginnt die Experimental­
phase des Besserungsvollzugs als Meilenstein im Prozeß der 
Herausbildung der Sozial- und Kriminalpädagogik. Ziel der 
Einzelhaft war, wie oben festgestellt, die „Aufhebung der Ver­
brechergemeinschaft“. Dementsprechend war jede Kommuni­
kation streng verboten: Tagsüber mußten die Gefangenen in 
Einzelzellen schwere Arbeit verrichten, beim Hofgang mußten 
sie eine Maske aufziehen, so daß keiner den anderen sehen 
konnte — der Widerstand gegen das Redeverbot machte eine 
völlige Durchsetzung desselben aber unmöglich. Unter diesen 
Bedingungen von schwerer Arbeit und Isolation sollten die Ge­
fangenen „in sich kehren“ und sich nach dem Gespräch mit 
dem Seelsorger, nach der Bibellektüre oder dem christlichen 
Unterricht sehnen lernen: die Bearbeitung der Köpfe mit der 
christlichen Moral. Die alten Körperstrafen setzten sich in der 
Prügelstrafe als Disziplinarstrafe fort: als Ergänzung zur Bes­
serung durch Isolation, Arbeit und christliche Moral.

Nach der Experimentierphase mit der Einzelhaft wurden seit 
Beginn der 80er Jahre des 19. Jahrhunderts alle größeren deut­
schen Strafanstalten als Zellengefangnisse gebaut. Hinzu kam 
die Kategorisierung verschiedener Verbrechertypen. Reformer 
Franz von Liszt vertrat 1882 die Position, daß das Verbrechen 
notwendiges soziales Produkt der Gesellschaft sei und daß die 
Strafe nicht zur Rache dienen sollte, sondern nur als Mittel 
zum Rechtsgüterschutz. Diese erste zweckrationale Kozeption 
der Strafe durch einen Juristen brachte eine amüsante, höchst 
konfuse Debatte der Juristen über den Begriff des Rechtsguts 
mit sich, welche bis heute ergebnislos andauert. Die Bestim­
mung der Strafe sollte sich nicht an der Tat, sondern an der 
Persönlichkeit des Täters festmachen, was ich als erste Ab­
straktion der Strafe von der Tat begreife. Liszt kam zur Eintei­
lung in drei Gruppen, die jeweils verschieden bearbeitet wer­
den sollten:

1. Besserung der besserungsfähigen und besserungsbe­
dürftigen Verbrecher,
2. Abschreckung der nicht besserungsbedürftigen Ver­
brecher und
3. Unschädlichmachung der nicht besserungsfähigen 
Verbrecher.

Nach dieser Strafkonzeption wurden in den Gefangnisneubau- 
ten vier Haftformen unterschieden: Zuchthaus, Festung, Ge­
fängnis und Haft. Je nach Motiv und Einschätzung des Täters 
wurde eine Klassifizierung vorgenommen: die erste grobe 
Form der Hierarchisierung der Gefangenengemeinschaft.

Parallel zu dieser Entwicklung wurde der Arbeitszwang im 
Knastsystem verankert. Gesetzlich befohlen wurde er 1871, ab 
1884 wurde er in den Gefängnissen breit durchgeführt — die 
wohltuende Wirkung der Arbeit als Disziplinierungsmittel

Wieherns „Rauhe Haus“ in Hamburg.
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wird institutionalisiert. Und vor allem: in Zeiten des Arbeits­
kräftemangels werden die Gefängnisse zu wichtigen Fabriken 
des Systems, in denen die Arbeitskräfte maximal ausgepreßt 
werden. So zum ersten Mal im Rahmen der Verwendung der 
Gefangenen für den „Kriegshilfsdienst“ im Ersten Weltkrieg.

Im Zuge der Revolution von 1918/19 war wieder einmal ein 
Sturm auf die Gefängnisse fällig: Ausgehend von Befreiungs­
aktionen gefangener Matrosen, die wegen Verweigerung ihres 
weiteren Kriegseinsatzes in Militär- und Zivilgefängnissen ge­
landet waren, gab es in ca. 20 Städten eine soziale Amnestie. 
Nachdem die Sozialdemokratie die revolutionäre Bewegung 
blutig niedergeschlagen hatte, machte sie sich zügig an die 
Modernisierung der alten Institutionen der Gesellschaft. Auch 
der Gefängnissektor kriegte einen Reformschub ab. Zur Hand 
gingen der Sozialdemokratie dabei:
— eine reformpädagogische Strömung, die sich mit der Mas­

senkriminalität des Ersten Weltkriegs entwickelt hatte und 
in deren Mittelpunkt die Arbeit stand: Erziehung zur und 
Erziehung durch Arbeit,

— sowie die Kriminalpsychologie, die sich seit Anfang des 
Jahrhunderts entwickelt hatte und jetzt die Einbeziehung 
psychologischen Personals, psychologischer Untersu­
chung, Differenzierung der Gefangenen in bezug auf Ar­
beit und Unterricht forderte.

Der sozialdemokratische Reformvollzug basierte auf einem 
Dreistufensytem, das von den Gefangenen durchlaufen werden 
sollte: Auf der ersten Stufe setzten die Vollzugsspezialisten auf 
die äußerliche Disziplin, das heißt die Überwachung. Hatte 
sich der Gefangene gut geführt, kam die zweite Stufe, in der er 
zur Selbstdisziplin befähigt werden sollte. In der dritten Stufe 
sollte ihm die Disziplin aus sozialem Verantwortungsbewußt­
sein nahegebracht werden. Diese dritte Stufe war verknüpft 
mit einer Selbstverwaltung des Gefängnisses durch die Gefan­
genen. Hand in Hand ging dies mit der Abschaffung der Prü­
gelstrafe als Disziplinarstrafe. Dieses Strafsystem könnte be­
zeichnet werden als erster unausgereifter Versuch einer ver­
innerlichenden Konditionierung, indem die christliche Moral­
peitsche und die Prügelstrafe ersetzt wird durch das „freiwil­
lige“ Sicheinfügen des Gefangenen. Dies ist der Schritt vom 
Besserungs- zum Erziehungsvollzug.

Mit der großen Krise Ende der zwanziger Jahre nahm die 
Eigentumskriminalität wieder rapide zu und bewirkte eine Än­
derung hin zu längeren und härteren Freiheitsstrafen. Mit der 
Einführung des „Gesetzes gegen gefährliche Gewohnheitsver­
brecher“ 1933 wurde von den Nazis die rücksichtslose Durch­
führung des Strafvollzugs „als Waffe im Kampf gegen verbre­
cherische Volksschädlinge“ begonnen. Zudem erfolgte der 
segensreiche Eintritt der Medizin in den Strafvollzug: Von An­
fang an gab es eine intensive Zusammenarbeit zwischen Medi­

zinern und Kriminalisten, die mit dem Sterilisationsgesetz vom 
Januar 1934 freie Hand bekamen, die Zahl der „Antisozialen 
und Asozialen“, die zu einem Drittel als geisteskrank einge­
stuft wurden, herabzusetzen. Zentraler Inhalt des Nazi-Straf­
vollzuges war aber die Ausweitung der Zwangsarbeit, die 
Knäste entwickelten sich zu rationell arbeitenden Fabriken. 
Weiterhin ist es höchst aufschlußreich am Aufbau der nazisti­
schen Strafinstitutionen, wenn die Struktur der KZs ins Blick­
feld gerät. Denn hierbei handelt es sich um die Fortführung des 
Selbstverwaltungsgedankens des Weimarer Knastsystems: Die 
unmittelbare Verwaltung der Lager- und Gefangenenange­
legenheiten lag in den Händen von Gefangenen in Führungs­
positionen; die SS war verantwortlich für die grundlegende 
Politik und die Sanktionsmittel. Die feindifferenzierte Hier­
archie unter den Gefangenen ermöglichte es einer Handvoll 
SS-Männer, Zehntausende Gefangene unter Kontrolle zu 
halten.

Höß, der Kommandant von Auschwitz, in der Weimarer 
Zeit ein Mustergefangener, beschreibt dies so: „Einer noch so 
starken Lagerführung wäre es sonst unmöglich, Tausende von 
Häftlingen im Zügel zu halten, wenn diese Gegensätze (zwi­
schen den Gefangenen d. Verf.) nicht dazu helfen würden. Je 
zahlreicher die Gegnerschaften und je heftiger die Macht­
kämpfe unter ihnen, desto leichter läßt sich das Lager führen.“ 
Das heißt, eine pervertierte Form der Selbstverwaltung wurde 
benutzt, um diejenigen zu kontrollieren, deren Vernichtung 
der Staat beschlossen hatte.

In der Zeit nach dem Faschismus greifen die alten Experten 
des Strafvollzuges die Reformdiskussion aus der Weimarer 
Zeit wieder auf. Gleichzeitig kommen aus den USA neue Un­
tersuchungen über die „Prison Community“, die Auswirkung 
der „totalen Isolation“ auf ein widerspenstiges Häftlingsmilieu 
und neue Methoden zur Bekämpfung dieses Unruheherdes. 
Anfang der sechziger Jahre werden in einschlägigen Publika­
tionen vor allem Fragen der Persönlichkeitserforschung, der 
Klassifizierung der Häftlinge und der Gefangenensubkultur 
diskutiert. Unter dem Einfluß des Behaviorismus, der psycho­
logischen Wissenschaft von der Manipulation des Verhaltens, 
werden die Gefängnisse zu den modernen Verhaltensfabriken: 
Das Prinzip des Belohnens und Strafens verdrängt das alte 
Prinzip des Strafens. Die vollständige Kontrolle über sämtliche 
Lebensäußerungen der Gefangenen soll die „positive Gehirn­
wäsche“ der Verbrecher gewährleisten. Dem Gefangenen 
wird in diesem Vollzugssystem eingetrichtert, daß er sich stän­
dig verbessern kann, wenn er kooperativ ist; wenn nicht, wird 
die nächste Behandlungsstufe nur um so schlimmer.

Der Neubau von Köln-Ossendorf Mitte der sechziger Jahre 
markiert diesen Schritt vom Erziehungs- zum Behandlungs­
vollzug. wobei die Behandlung das gesamte Feld der sozialen

1933: KZ Oranienburg
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Interaktion und der Kommunikation zwischen dem Gefange­
nen und seinen Bezugspersonen umfaßt“ (2). Hinzu kommt 
nach 1968 die Diskussion über einen Sonderstrafvollzug für 
politische Überzeugungstäter und in deren Folge die Einfüh­
rung der Hochsicherheitstrakte, die inzwischen auch für die 
Behandlung rebellischer „sozialer“ Gefangener genutzt wer­
den. Die Vorarbeiten zur Entwicklung der Trakte wurden übri­
gens von Isolationsforschern der Hamburger Universität gelei­
stet. Diese Entwicklung bedingte vor allem weitere Verfeine­
rung der Hierarchie vom Freigänger im offenen Vollzug über 
den halboffenen Vollzug, an dessen Spitze der Trakt steht; 
Schaffung eines therapeutischen Milieus; die Aufweichung des 
Gegensatzes von Gefangenen und Knastpersonal.

Die Folge dieser Entwicklung ist bekannt: die tendenzielle 
Ununterscheidbarkeit von Therapie und Folter.

Inzwischen ist längst klar, daß auch der Behandlungsvollzug 
weder die Kriminalität ausrottet noch die „Resozialisierungs­
quote“ entscheidend erhöht. Infolgedessen ist auch die Be­
handlungsideologie dabei, den Schirm zuzumachen. An ihre 
Stelle treten zwei neue Ideologien, die sich gegenseitig 
ergänzen:
— Einerseits die technokratische Weiterentwicklung des 
Strafgedankens, das Ergebnis, das herauskommt, wenn ein 
juristischer Subsumtionsautomat (Marke Günther Jakobs) mit 
einem sozialtechnokratischen Programm (Kaliber Niclas Luh- 
mann) gefüttert wird.

Die Normverletzung (= Kriminalität) soll nicht mehr wegen 
der Verletzung von Rechtsgütern bestraft werden, sondern 
wegen der symbolischen Infragestellung der Norm. Es ist klar, 
daß dies ein weiterer Schritt der Abstraktion von der Tat ist:

Der sogenannte Normalvollzug in der BRD

Der Grund für die Strafwürdigkeit einer Handlung wird nicht 
mehr darein gelegt, daß irgend jemand in seinen Rechten ver­
letzt worden ist, sondern darein, daß die Handlungsorientie­
rung, welche die Norm vorgibt, verletzt wurde, ohne Rück­
sicht auf die tatsächlichen Folgen.

Die symbolische Infragestellung der Norm kann das Ver­
trauen der Gesellschaftsmitglieder in das System erschüttern. 
Wichtigste Funktion der Strafe soll deshalb die Wiederherstel­
lung des Vertrauens der Gesellschaftsmitglieder in das Norm­
system sein — die positive Generalprävention, besser Integra­
tionsprävention. Das kriminelle Individuum wird verstanden 
als „psyschophysisches Subsystem“, das vom Recht nach sei­
ner funktionalen Rolle im allgemeinen Sozialsystem zu bewer­
ten ist.

Die brutale Verdinglichung der Sprache richtet sich selbst — 
wie mit einem entmenschten „psyschophysischen Subsystem“ 
umgesprungen werden kann, um den Strafzweck, das Funktio­
nieren der übrigen (Integrationsprävention) zu erreichen, kann

Hochsicherheitstrakt Moabit in Westberlin

sich jeder leicht vorstellen: die gesamten Kenntnisse der Mani­
pulation und Konditionierung, von der Betonspritze bis zum 
Isotrakt, stehen zur gefälligen Verfügung.

Dies ist auch der Übergang von der Ideologie, die das Straf­
recht zum Schutz der Gesellschaft vor der Kriminalität einset­
zen wollte, zur Ideologie der präventiven Kontrolle der Gesell­
schaft.

Diese Ideologie spiegelt nichts anderes wider, als die Schwä­
che des alten Wracks der Warengesellschaft, die jedes Ver­
trauen in sich und jede Perspektive außer ihrer reinen Selbst­
erhaltung verloren hat.

Auf der anderen Seite hat sich seit der 68er-Bewegung eine 
kritische Strömung in der Kriminologie (Wissenschaft vom 
Verbrechen) etabliert. Diese Strömung hat scharfsinnig er­
kannt, daß es das Dilemma der früheren Reformer war, nichts 
zu kritisieren, ohne etwas besseres anzubieten. Sie weiß auch, 
daß genau dies den Weg zu immer verbesserten Herrschafts­
techniken bereitet hat. Sie zieht daraus den Schluß, daß es nur 
um negative Reformen gehen kann: Veränderungen, die größe­
re oder kleinere Teile abschaffen, von denen das Gesamt­
system abhängig ist. Infolgedessen hat sie sich um die Forde­
rung nach der Abschaffung der Gefängnisse geschart. Vertre­
ter dieser Richtung nennen sich deshalb Abolitionisten (von 
Englisch „abolish“ = abschaffen). Da ihnen eine kohärente 
Theorie der Gesellschaft aber fehlt, ist es ihnen ein Rätsel, wie 
sie ihr hehres Ziel erreichen sollen: Die getrennte Abschaffung 
einer Institution der Gesellschaft ohne die Abschaffung der ge­
samten Warengesellschaft ist offensichtlich illusionär. Ihr 
Drang zur Praxis mündet dann zwangsläufig in der „Umge­
staltung der Realität des Strafens und Disziplinierens . . . Nur 
eben nicht in einem technisch-instrumentellen, sondern in ei­
nem kritischen, auf die Zivilisierung der staatlichen Gewalt 
gerichteten Sinne“ (3).

Ihr Arbeitsfeld ist damit die Eliminierung der historisch 
überflüssig gewordenen Elemente der staatlichen Gewalt und 
deren neue Legitimation. Und keiner kann sich wundern, wenn 
auch der kritische Kriminologe zum bedingungslosen Verteidi­
ger seiner Funktion wird („wie aber nach der Ausbildung kriti­
scher Kriminologe bleiben? Das heißt zunächst Kriminologe 
bleiben!“) und, weil ,,kritische Praxis . . . grundsätzlich über­
all möglich“ ist, daß auch „bestimmte Orte der Praxis, wie 
. . . BKA, BMI (Innenministerium, d.Verf.) oder KFN für kri­
tische Kriminologen“ nicht,,tabuisiert“ werden dürfen. (3)

Ohne große Gefahr uns zu irren, können wir sagen: Ein kri­
tischer Kriminologe ist nichts anderes als ein kritischer Polizist 
— in erster Linie ein bewahrendes Funktionselement der Wa-
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Altersstruktur in der Druckindustrie

Kapitalisten zergliedern Belegschaften — 
Bündnispolitik dagegen ist möglich

In der Druckindustrie finden seit Jahren große Umwälzungen 
der Strukturen und der Produktionsmittel statt. Blei- und Ma­
schinensatz dienen nur noch Sonderprodukten, dafür gibt es 
rechnergesteuerte Textsysteme, der elektronische Ganzseiten­
umbruch setzt sich vollends durch, die elektronische Bildver­
arbeitung ist produktionsreif, und der nächste Schub der Um­
wälzungen wird die Reproabteilungen verändern. Ein Drucker 
schon im mittleren Betrieb ist Teil der Besatzung eines millio­
nenteuren Aggregats. Traditionelle Berufe wurden grundlegend 
verändert und die Arbeitsbedingungen umgestaltet. Derweil 
haben die Druck-, Verlags- und Pressekonzerne ihre Tätigkeit

Die altersmäßige Zusammensetzung der 
Belegschaften zeigt, ob ein Lohnabhän­
giger, der in ein Gewerbe eintritt, dort 
bis zur Rente bleibt, oder ob es Prozesse 
gibt, die zum Ausstößen älterer Arbeits­
kraft führen. Das untersuchen die doku­
mentierten Artikel aus den „Mitteilun­
gen“ der AG Medien. Dabei fällt aber 
auf, daß die Alterstruktur der Bevölke­
rung zur Beurteilung herangezogen wer­
den muß. Eine Industrie müßte — ent­
sprechend ihrem Anteil an der Gesamt­
wirtschaft — in allen Altersklassen einen 
gleichen Anteil der Wohnbevölkerung 
beschäftigen, dann wäre ihre Alters­
struktur ausgeglichen. Weicht ihr Anteil 
in bestimmten Altersklassen davon deut­
lich ab, so gibt dies Hinweise auf beson­
dere Anforderungen und besondere Ver- 
nutzung der Arbeitskraft. Deshalb zeigt 
die Tabelle für das Jahr 1982, wieviel 
Beschäftigte der Druckindustrie auf je­
weils 10000 der Wohnbevölkerung in 
einer Altersgruppe kommen. — Frauen 
und Männer werden getrennt betrachtet, 
denn die Untersuchung der Erwerbs­
quote der Bevölkerung zeigt für Männer 
und Frauen einen unterschiedlichen Ver­
lauf in verschiedenen Lebensaltern (s. 
„Politische Berichte“ 16/88 und 17/88).

Bei der männlichen Wohnbevölkerung 
findet man in der Altersklasse 40 bis 45 
Jahre den höchsten Grad an Beschäftig­
ten, in der Druckindustrie jedoch in der 
Altersklasse 35 bis 40 Jahre. Diese ver- 
nutzt mehr Arbeitskraft in jüngeren Al­
tersklassen. Das frühe Absinken der 
Kurve spiegelt den vorzeitigen Ver­
schleiß der Arbeitskraft oder Abdrängen 
in weniger intensivere Tätigkeiten wider 
— ein deutlicher Hinweis auf ausgedehn­
te Nacht- und Schichtarbeit und hohe 
Arbeitsintensität im Druckgewerbe.

Bei der weiblichen Bevölkerung findet 
man den höchsten Anteil an Erwerbstäti­
gen im Alter von 20 bis 25 Jahren. Hier 
ist auch in der Druckindustrie ein Be­
schäftigungsschwerpunkt. In der Bevöl­
kerung fällt der Anteil der erwerbstäti­
gen Frauen danach stetig ab. Anders in 
der Druckindustrie: sie beschäftigt in der 
Altersklasse 45 bis 50 bis Jahre ihren 

höchsten Anteil. Sie bietet demnach Ar­
beitsplätze für ältere Frauen — z.T. nach 
der Pause für die Kindererziehung —, 
oft mit monotoner oder schwerer Arbeit 
bei schlechter Bezahlung.

Die Anteile der einzelnen Sparten an 
den unterschiedlichen Altersklassen zei­
gen, daß es in der Druckindustrie gera­
dezu menschenfressende Berufe gibt: 
Ein Jugendlicher, der Flach- und Tief­
drucker lernen will, muß wissen, daß er 
ab vierzig einen neuen Beruf suchen muß 
— oder Frühinvalide wird.

Daneben gibt es Arbeitsfelder, wo äl­
tere Frauen und Ausländer in schweren 
und monotonen Arbeiten vernutzt wer­
den, so bei Vervielfältigern und Druk- 
kerhelfern, aber auch bei Druckern und 
Buchbindern. Hier ist — neben EDV-ge­
steuerter Text- und Bildverarbeitung und 
gigantischen Druckanlagen — noch viel 
Handarbeit nötig. Hier finden sich unge­
schützte Arbeitsverhältnisse.

Die Betrachtung einzelner Sparten 
zeigt neue Formen der Konkurrenz: Bei 
den Schriftsetzern, wo die technische 
Umwälzung fürs erste abgeschlossen ist, 
sind in den jüngsten Altersklassen schon 
mehr Frauen als Männer. Wachsende 
Frauen- bei sinkender Männerbeschäfti­
gung haben auch die Buchbinder und 
Buchdrucker und eine überproportionale 
Zunahme der Frauen die Drucker, die 
Druckstockhersteller (Repro), die Flach- 
und Tiefdrucker und die Spezialdrucker. 
Vielfach konkurriert die junge Frau mit 
höherer Schulbildung gegen den jungen 
Mann, der zur Facharbeiterausbildung 
traditionell von der Hauptschule oder 
Realschule kommt.

Auch im Bereich der meist akade­
misch ausgebildeten Publizisten zeigen 
sich neue Konkurrenzlinien: der Frauen­
anteil wächst schnell. Diese Konkurrenz 
ist besonders scharf, weil die leitenden 
Positionen nach wie vor überwiegend 
Männern vorbehalten sind.

In der Druckindustrie ist die hierarchi­
sche Scheidung von Hand- und Kopfar­
beit weniger ausgeprägt als in anderen 
Industrien. Das liegt zum einen am Pro­
dukt selbst, das auch von Facharbeitern

auf Privatfunk und -fernsehen ausgedehnt und internationale 
Medienkonzerne aufgebaut. Sie kommandieren Arbeitskraft 
ganz unterschiedlicher Art. — Die Arbeitsgemeinschaft Medien 
in der Volksfront hat begonnen, Strukturen und die Veränderun­
gen der Druckindustrie zu untersuchen, um nützliche Gesichts­
punkte für den Zusammenschluß der abhängig Beschäftigten 
gegen die Medienkonzerne zu gewinnen. Die Untersuchung 
der Alterstruktur zeigt Phänomene, die auch für andere Ge­
werkschaften interessant sind, die stark unterschiedliche Berei­
che umfassen, z.B. die HBV, die sowohl die Teilzeitverkäuferin 
als auch den Computerspezialisten organisiert. — (alk, ulk)

eine Befassung mit dem Inhalt verlangt. 
Zum anderen wird akademisch gebilde­
tes Personal genauso brutal verschlissen 
wie andere. Publizisten sind ebenso zu 
Arbeitszeiten gezwungen, die eine nor­
male Teilnahme am gesellschaftlichen 
Leben behindern. Auch sie unterliegen 
dem Weisungsrecht des Herausgebers. 
So gibt es gemeinsame Interessenspunk­
te gegenüber dem Verleger und Heraus­
geber. Die Gründung der IG Medien 
zeigt, daß sich Lohnabhängige in sehr 
unterschiedlichen Berufen und Tätigkei­
ten zusammenschließen können.

Andererseits haben die Kapitalisten 
schon früh Gegenstrategien eingeleitet. 
Da wegen der besonderen Art des Pro­
duktionsprozesses die betriebliche Hier­
archie keine ausreichenden horizontalen 
Spaltungslinien bietet, spalten sie die Be­
legschaften vertikal: wie im Modell des 
Stuttgarter Druckzentrums werden große 
Betriebe in viele kleine geteilt, große Be­
triebsräte zerstört; durch einfache Unter­
nehmerentscheidung wird die Arbeit 
zwischen den einzelnen Abteilungen ver­
schoben; der Kündigungsschutz wird zur 
Farce usw. Zugleich werden zahlreiche 
Pöstchen geschaffen, die die Inhaber auf 
Geschäftsinteressen verpflichten. Der 
Vorarbeiter oder Schichtführer im gro­
ßen Metallbetrieb findet sein Interesse 
noch auf Seite der Belegschaft; in sol­
chen Betrieben ist er meist an die jeweili­
ge Geschäftsführung gekettet. Jede ge­
werkschaftliche Tätigkeit bekämpfen die 
Konzernführungen z.T. mit brutalen 
Mitteln. Gerade die ganz großen Me­
dienkonzerne sind in diesem Konzept — 
straffe Zentralisierung der Führung und 
strikte Aufspaltung der Belegschaften — 
schon weit fortgeschritten.

Wollen die Belegschaften gegenüber 
diesem Konzept ihre Interessen verteidi­
gen, brauchen sie nicht nur die Gewerk­
schaft als überbetrieblichen Zusammen­
schluß. Die Betriebsräte müssen vertei­
digt werden. Darum muß in der IG Me­
dien bzw. im DGB nachgedacht werden, 
wie die Lücken, die das Betriebsverfas­
sungsrecht den Betriebsaufspaltungen 
läßt, geschlossen werden können.
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Altersklasse über 1515—20 20—25 25—30 30—35 35—40 40—45 45—50 50—55 55—60 60—65 über 65 J
A. Erwachsene Wohnbevölkerung nach Altersklassen 1982 (in Tsd.)

Bevölkerung insg. 51246 5319 4956 4413 4252 3785 4948 4171 3732 3496 2900 9273
Altersklasse in % 100.0 10.4 9.7 8.6 8.3 7.4 9.7 8.1 7.3 6.8 5.7 18.1
Männer 24160 2742 2557 2268 2182 1940 2543 2132 1872 1507 1 149 3268
Anteil in der Alterski. % 47.1 51.5 51.6 51.4 51.3 51.3 51.4 51.1 50.2 43.1 39.6 35.2
Frauen 27086 2578 2400 2145 2069 1845 2406 2039 1860 1990 1750 6005
Anteil in der Alterski. % 52.9 48.5 48.4 48.6 48.7 48.7 48.6 48.9 49.8 56.9 60.4 64.8

B. Sozialversicherungspflichtig beschäftigte Männer je zehntausend Gleichaltrige
Gruppe absolut über 1515—20 20—25 25—30 30—35 35—40 40—45 45—50 50—55 55—60 60—65 über 65 J

Wirtschaft insg. 12443600 5150.4 3652.0 5500.9 6163.1 6780.4 7028.6 7123.6 7093.2 6737.5 5651.9 2603.7 180.1
Druckindustrie 132194 54.7 23.4 48.4 73.2 89.4 94.5 77.8 71.6 61.0 54.9 29.7 2.5
Buchbinder 14865 6.2 3.9 6.8 7.4 8.4 9.1 8.6 8.4 7.4 6.6 3.3 0.2
Schriftsetzer 31599 13.1 5.2 10.7 19.2 24.3 23.7 16.1 15.7 14.7 13.4 7.1 0.5
Druckstockhersteller 17488 7.2 2.7 5.9 10.8 13.2 13.4 10.3 9.4 6.9 6.7 3.0 0.1
Buchdrucker 18393 7.6 5.2 8.1 11.7 12.8 13.0 9.1 8.8 7.6 6.6 2.8 0.1
Flach-, Tiefdrucker 19835 8.2 7.5 10.5 12.7 14.1 14.5 10.7 8.4 5.4 4.1 1.3 0.0
Spezialdrucker 6317 2.6 1.4 3.3 3.9 3.7 3.6 3.5 3.8 2.9 2.2 1.0 0.0
Vervielfältiger 11642 4.8 1.3 3.3 5.9 6.5 6.5 6.1 7.5 8.1 8.4 3.5 0.2
Druckerhelfer 25252 10.5 2.5 10.4 13.4 14.8 15.8 16.2 16.4 14.7 10.8 4.4 0.2
Publizisten 18472 7.6 0.1 2.9 8.9 15.1 15.6 11.7 8.7 10.0 11.2 7.7 0.3

C. Sozialversicherungspflichtig beschäftigte Frauen je zehntausend Gleichaltrige

Wirtschaft insg. 8027925 2963.9 3196.0 5949.6 4717.9 4165.7 4154.4 4118.9 3916.0 3435.4 2803.0 670.3 54.4
Druckindustrie 69142 25.5 17.2 40.2 34.2 36.4 38.9 41.5 42.0 38.2 29.3 6.1 0.8
Buchbinder 23109 8.5 4.4 11.7 8.8 9.6 10.9 14.9 18.1 17.3 12.1 1.7
Schriftsetzer 6142 2.3 4.4 5.6 4.2 4.0 3.6 2.5 1.5 1.0 0.8 0.2 0.0
Druckstockhersteller 3525 1.3 2.8 4.3 2.4 1.7 1.3 1.1 0.9 0.6 0.4 0.0 0.0
Buchdrucker 572 0.2 0.3 0.4 0.2 0.2 0.2 0.3 0.3 0.4 0.2 0.0 0.0
Flach-,Tiefdrucker 882 0.3 0.7 0.7 0.3 0.3 0.4 0.4 0.5 0.4 0.3 0.0 0.0
Spezialdrucker 2867 1.1 1.2 2.3 1.3 1.5 1.3 1.5 1.8 1.5 0.9 0.1 0.0
Vervielfältiger 5815 2.1 1.0 2.8 2.2 2.6 2.7 3.6 4.2 4.7 3.6 0.5 0.0
Druckerhelfer 13298 4.9 2.0 6.2 5.2 6.0 6.8 8.6 10.4 10.0 7.0 1.1 0.1
Publizisten 6522 2.4 0.2 2.6 5.5 5.6 5.8 4.0 2.5 2.0 2.1 0.9 0.0

Einzelne Sparten der Druckindustrie
Zu den „alten“ Sparten gehören die Vervielfältiger und 
Druckerhelfer. Männer in beiden Sparten haben die höchsten 
Anteile an der Bevölkerung bei den 55- bis 50jährigen bzw. 
45- bis 50jährigen. Bei den weiblichen Vervielfältigern liegt 
der Schwerpunkt bei 50- bis 55 Jahren, bei den Druckerhelfe­
rinnen von 45 bis 50 und von 50 bis 55 Jahren. Beide Sparten 
nehmen ab: von 1982 bis 1987 ist die Beschäftigtenzahl der 
Vervielfältiger um 2,8% gesunken (Männer —1 %, Frauen 
— 6,4%), die der Druckerhelfer um 1,9% (Männer +3.5%, 
Frauen —12,1 %).

Eine „alte“ und schrumpfende Sparte sind auch die Buch­
binder: Hier arbeiten mehr Frauen als Männer, etwa ein Drittel 
aller Frauen der Druckindustrie. Bei Frauen ist der Schwer­
punkt in der Altersklasse 45 bis 50 Jahre, die Erhebung von 20 
bis 25 Jahren fällt gering aus. Bei den Männern liegt der 
Schwerpunkt wie im Durchschnitt der Druckindustrie, aber 
mit deutlich langsamerem Abfall in den höheren Altersklassen. 
Die Buchbinder werden weniger: von 1982 bis 1987 —4,8%, 
aber bei Männern + 7,0 %, bei Frauen — 12,4%.

Bei Buchdruckern und Schriftsetzern ist die überdurch­
schnittliche Beschäftigung in jüngeren Altersklassen besonders 
ausgeprägt: männliche Schriftsetzer haben ihren Altersschwer­
punkt bei 30 bis 35 Jahren, zehn Jahre unter dem der Wohnbe­
völkerung und fünf unter dem der Druckindustrie. Die männ­
lichen Buchdrucker stellen den höchsten Anteil an den 35- bis 
40jährigen und an den 30- bis 35jährigen. Bei den Schriftsetze­
rinnen fehlt der höhere Anteil bei Älteren völlig, ihr höchster 
Anteil liegt bei 20 bis 25 Jahren; die Buchdruckerinnen haben 
zwei gleichgroße Schwerpunkte von 20 bis 25 und von 50 bis 
55 Jahren. Beide Branchen schrumpfen, wobei gleichzeitig der 

Frauenanteil wächst: von 1982 bis 1987 Schriftsetzer —6,7% 
(Männer —14,0%, Frauen +30,8%), Buchdrucker —10,2% 
(Männer — 10,8 %, Frauen +7,5 %).

Die Altersstruktur der männlichen Druckstockhersteller 
gleicht der in der gesamten Druckindustrie. Bei den Frauen ist 
der Anteil von 20 bis 25 Jahren am höchsten; der Schwerpunkt 
bei höheren Altersklassen fehlt völlig. Am starken Wachstum 
der Druckstockhersteller von 1982 bis 1987 (+ 13,5 %) waren 
die Frauen überdurchschnittlich beteiligt mit +66,5%, wo­
gegen die Männer nur um + 2,8 % zunahmen.

Die Spezialdrucker sind bei den Männern ganz atypisch: ein 
Schwerpunkt liegt bei sehr jungen Männern von 25 bis 30 Jah­
ren, ein zweiter bei 45 bis 50 Jahren. Bei den Frauen ist die 
Beschäftigung junger von 20 bis 25 besonders ausgeprägt. Die 
Spezialdrucker nehmen stark zu (von 1982 bis 1987 
+ 18,5 %), wobei wiederum die Frauen ( + 22,8 %) überdurch­
schnittlich beteiligt sind (Männer + 16,5 %).

Bei den Publizisten haben die Männer die gleichen Alters­
schwerpunkte wie die gesamte Druckindustrie. Den typischen 
Schwerpunkt wie bei der sonstigen Frauenbeschäftigung in 
ganz jungen Jahren gibt es bei Publizistinnen nicht, ebenso­
wenig den zweiten Schwerpunkt in älteren Jahren wie in der 
Druckindustrie. Wie bei männlichen Publizisten ist bei weibli­
chen die Alterklasse von 35 bis 40 Jahren am größten. Stark 
besetzt sind bei ihnen aber auch die darunterliegenden Alters­
klassen. Die Redaktionen sind deutlich jünger, als es der Be­
völkerungsstruktur entspricht. Dieser Beruf wird überwiegend 
von Akademikern ausgeübt, und zu Beginn der Karrieren stel­
len die Frauen immerhin ein Drittel der Redaktionen, bei den 
50jährigen aber nur noch etwa ein Sechstel. Die Zahl der Pu­
blizisten nimmt zu (von 1982 bis 1987 +20,6%). bei den 
Frauen überproportional (Frauen + 33,9 %, Männer + 15,9).
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Nur Junge werden eingestellt — Gesamtbelegschaften werden älter
Die erste Untersuchung der Alterstruk­
tur in der Druckindustrie zeigt zwei an­
scheinend widersprüchliche Tendenzen: 
Die Kapitalisten haben offenbar nur 
junge Menschen bis maximal 30 Jahre 
eingestellt — gleichzeitig sind die Beleg­
schaften insgesamt älter geworden.

Die Altersverteilung der Beschäftigten 
in der Druckindustrie in Schaubild 1 
zeigt, daß die Altersklassen ab 45 Jahre 
aufwärts im Jahr 1987 alle deutlich stär­
ker belegt sind als 1982. 1982 hatte die 
Kurve der Alterstruktur ihren höchsten 
Wert in der Altersklasse 40 bis 44 Jahre. 
1987 hat sich dieser Gipfel verschoben 
in die Altersklasse 45 bis 49 Jahre. Vom 
Standpunkt der Kapitalisten hat eine 
Überalterung der Belegschaften in der 
Druckindustrie stattgefunden, die eine 
entsprechende Personalpolitik erfordert. 
Sie haben die Altersklasse 20 bis 24 
Jahre stark aufgestockt, ausscheidende 
Beschäftigte höheren Alters durch junge, 
hoch belastbare Arbeitskräfte ersetzt.

Beachtet man den Gesichtspunkt, daß 
z.B. alle die Beschäftigten, die 1982 in 
der Altersklasse von 40 bis 45 Jahre wa­
ren, 1987 in der Altersklasse 45 bis 49 
Jahre zu finden sein müßten, so sieht 
man in Schaubild 2, daß die Druckkapi­
talisten gegen die „Überalterung“ der 
Belegschaften schon viel erreicht haben. 
Die Berechnung der Zu- bzw. Abnahme 
in den Altersklassen bei Verschiebung 
entsprechend dem Zeitablauf in die 
nächst höhere ergibt nicht nur die enor­
me Aufstockung bei den 20- bis 24jähri- 
gen. Vielmehr beginnt in der Altersklas­
se 35 bis 39 ein „Nettoverlust“, der bis 
zur Altersklasse 60 bis 65 Jahre rapide 
wächst. Diese Abnahme in den höheren 
Altersgruppen spiegelt ein ganzes Bün­
del von Bewegungen wider: Kündigung 
seitens Beschäftigter, die durch jüngere 
ersetzt werden; Berufswechsel aus ge­
sundheitlichen Gründen (wachsende Ar­
beitsintensität, Folgen der Schicht- und 
Nachtarbeit, wobei der Zwang dazu zu­
nimmt), vorzeitige Verrentung. Aber all 
dies sind keine „natürlichen“ Ursachen 
— denn bei angemessenen Arbeitsbedin­
gungen müßten die Lohnabhängigen ih­
ren Beruf bis zum Rentenalter ohne vor­
zeitige Zerstörung aushalten können —, 
sondern diese Bewegungen sind Ergeb­
nis des Handelns der Kapitalisten.

Diese erste Untersuchung kann nur 
Anhaltspunkte geben. Zur Beurteilung, 
ob die Druckkapitalisten dem „Trend“ 
entsprechend handeln, muß der Ver­
gleich zur Gesamtheit der Beschäftiten 
gezogen werden. Wichtig ist sicher auch 
die Aufteilung in männliche/weibliche 
Arbeitskräfte in den Altersklassen. Au­
ßerdem weist die Beobachtung im Be­
trieb darauf hin, daß die Alterstruktur in 
einzelnen Berufen der Druckindustrie 
durchaus verschieden ist und sich ver­
mutlich auch verschieden entwickelt.
Aus Mitteilungen“ der AG Medien 11/89

Beschäftigte nach Altersklassen Druckindustrie

Alterskl. 1982 in °/o 1987 in °/o Diff. in % Diff.ll in °/o

unter 20 10847 5,4 8393 4,1 -2454 -22,6
20 bis 25 22038 10,9 24296 11,9 2258 10,2 13449 124,0
25 bis 30 23948 11,9 23450 11,5 -498 -2,1 1412 6,4
30 bis 35 27047 13,4 24120 11,8 -2927 -10,8 172 0,7
35 bis 40 25507 12,7 26668 13,1 1 161 4,6 -379 -1,4
40 bis 45 29748 14,8 25015 12,3 -4733 -15,9 -492 -1,9
45 bis 50 23814 11,8 29039 14,2 5225 21,9 -709 -2,4
50 bis 55 18537 9,2 22224 10,9 3687 19,9 -1590 -6,7
55 bis 60 14095 7,0 15324 7,5 1229 8,7 -3213 -17,3
60 bis 65 4478 2,2 4569 2,2 91 2,0 -9526 -67,6
über 65 1277 0,6 965 0,5 -312 -24,4 -3513 -78,5

Summe 201336 100,0 204063 100,0 2727 1,4

Tabelle: Die Tabelle gibt die absolute Zahl der Beschäftigten in der Druckindustrie für 
1982 und für 1987 und jeweils den prozentualen Anteil der Altersklassen für 1982 für 
1987 an. Die Differenz I gibt an, um wieviel Beschäftigte eine Altersklasse 1987 stär­
ker oder geringer besetzt war als 1982; daneben diese Zu- oder Abnahme in %. Die 
Differenz II gibt an, um wieviel Beschäftigte eine Altersklasse im Jahr 1987, die seit 
1982 um eine Altersklasse höher gewandert ist, aufgestockt oder abgebaut wurde 
(z.B. 1982 waren in der Altersklasse unter 20 Jahre 10847 Beschäftigte; diese müßten 
sich 1987 in der Altersklasse von 20 bis 24 Jahr finden, dort sind aber 24296 Beschäf­
tigte gemeldet; also wurde diese Altersklasse um Beschäftigte aufgestockt); daneben 
diese Differenz in Prozent.
Quelle: Sozialversicherungspflichtig Beschäftigte nach Wirtschaftsklassen und Alter am 30.6. 
1982; dito am 30.6.1987. Hrsg. Bundesanstalt für Arbeit. Differenz I und II eigene Berechnung.

Schaubild 1: Das Schaubild zeigt die Verteilung der absoluten Zahl der Beschäftigten 
in der Druckindustrie nach Alterklassen 1982 als Säulen und für 1987 gerastert.
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Schaubild 2: Das Schaubild zeigt die prozentuale „Netto“-Zunahme bzw. -Abnahme 
der Beschäftigten einer Altersklasse im Jahr 1987 gegenüber der Zahl, die sie 1982 
hatte (entsprechend Differenz II in der Tabelle).
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Vergleich zwischen Druckindustrie 
und allen Wirtschaftszweigen

Der Vergleich der Beschäftigtenzahlen 
der Druckindustrie mit den Zahlen aller 
Wirtschaftszweige ergibt:
1. Die Gesamtzahl der Beschäftigten hat 
in dem betrachteten Zeitraum von fünf 
Jahren von 1982 bis 1987 in allen Wirt­
schaftszweigen um 2,8 % zugenommen, 
in der Druckindustrie jedoch nur um 
1,4%. Das Gewicht der Druckindustrie 
in der Gesamtwirtschaft hat damit abge­
nommen bzw. eine relative Abwande­
rung von Arbeitskräften hat stattgefun­
den. Dabei müssen verschiedene Ent­
wicklungen berücksichtigt werden:
a) Hinter den Zahlen für alle Wirt­
schaftsbereiche verbirgt sich, daß der 
Dienstleistungssektor gegenüber dem 
industriellen zugenommen hat.
b) In der Gesamtzahl der Beschäftigten 
ist nicht feststellbar, inwieweit die Zu­
nahme der Arbeitskräfte eine Zunahme 
der geleisteten Arbeitsstunden bedeutet. 
Bei überproportionaler Zunahme der 
Teilzeitbeschäftigung kann die Zahl der 
Beschäftigten stark gewachsen sein bei 

Sozialversicherungspflichtig Beschäftigte nach Alter Wirtschaft insgesamt

Alterskl. 1982 in % 1987 in % Diff. in °/o Diff. II in °/o

unter 20 10847 5,4 8393 4,1 -2454 -22,6 _ ___
20 bis 25 22038 10,9 24296 11,9 2258 10,2 13449 124,0
25 bis 30 23948 11,9 23450 11,5 -498 -2,1 1412 6,4
30 bis 35 27047 13,4 24120 11,8 -2927 -10,8 172 0,7
35 bis 40 25507 12,7 26668 13,1 1 161 4,6 -379 -1,4
40 bis 45 29748 14,8 25015 12,3 -4733 -15,9 -492 -1,9
45 bis 50 23814 11,8 29039 14,2 5225 21,9 -709 -2,4
50 bis 55 18537 9,2 22224 10,9 3687 19,9 -1 590 -6,7
55 bis 60 14095 7,0 15324 7,5 1229 8,7 -3213 -17,3
60 bis 65 4478 2,2 4569 2,2 91 2,0 -9526 -67,6
über 65 1277 0,6 965 0,5 -312 -24,4 -3513 -78,5

Summe 201336 100,0 204063 100,0 2727 1,4

Tabelle: Die Tabelle gibt die absolute Zahl der Beschäftigten und den prozentualen 
Anteil der Altersklassen an der Gesamtbeschäftigtenzahl für 1982 und 1987 für alle 
Wirtschaftszweige an. Zu der Bestimmung von Differenz I und Differenz siehe Tabelle 
auf der vorigen Seite.

Beschäftigte nach Altersklassen Druckindustrie

Alterskl. 1982 in % 1987 in % Diff.I in % Diff.II in %

unter 20 10847 5,4 8393 4,1 -2 454 -22,6 —/-~
20 bis 25 22038 10,9 24296 11,9 2 258 10,2 13449 124,0
25 bis 30 23 948 11,9 23450 11,5 -498 -2,1 1412 6,4
30 bis 35 ‘27047 13,4 24120 11,8 -2 927 -10,8 172 0,7
35 bis 40 25507 12,7 26668 13,1 1 161 4,6 -379 -1,4
40 bis 45 29 748 14,8 25015 12,3 -4733 -15,9 -492 -1,9
45 bis 50 23814 11,8 29039 14,2 5225 21,9 -709 -2,4
50 bis 55 18537 9,2 22224 10,9 3 687 19,9 -1590 -6,7
55 bis 60 14095 7,0 15324 7,5 1 229 8,7 -3213 -17,3
60 bis 65 4478 2,2 4569 2,2 91 2,0 -9526 -67,6
Uber 65 1 277 0,6 965 0,5 -312 -24,4 -3513 -78,5

Summe 201336 100,0 204063 100,0 2 727 1,4

gleichbleibendem oder geringer Zunah­
me des Arbeitsvolumens. Im Handel 
z.B. hat sich die Zahl der Beschäftigten 
sicher viel stärker erhöht als die geleiste­
ten Arbeitsstunden, weil zunehmend 
stundenweise und Teilzeitbeschäftigung 
durchgesetzt wird.
c) Durch die Umwälzung der Produk­
tionsmittel wird die notwendige lebendi­
ge Arbeitskraft vermindert. Dies trifft 
im Druckgewerbe sicher zu für den Be­
reich der Druckvorlagenherstellung, 
aber auch im Drucksektor.
2. Die Entwicklung der Altersstuktur 
kann unter zwei Gesichtspunkten be­
trachtet werden: einmal nach den Anfor­
derungen des Kapitals an die Frische und 
Elastizität der Arbeitskraft und an die 
Ausbildung und Erfahrung — das spie­
gelt sich wider in der Belegung der Al­
tersklassen bzw. in der Differenz I, in 
der dargestellt ist, wie sich die Belegung 
der Altersklassen im betrachteten Zeit­
raum verändert hat; zum anderen als 
Entwicklung eines Arbeitslebens, wo­

nach ein Jahrgang in die Produktions­
sphäre eintritt, bis zum Ende des Ar­
beitslebens dort verbleibt, den Tätig­
keitsbereich wechseln muß oder vor Er­
reichen des Rentenalters ausscheidet. 
Die Differenz II beruht auf der Frage: 
Wo bleiben die Leute, die einmal in die­
sem Industriezweig die Arbeit aufge­
nommen haben?

Vergleicht man die Differenz I in der 
Druckindustrie mit der in allen Wirt­
schaftsbereichen, stellt man deutliche 
Unterschiede fest:
a) Die Zunahme bei den ganz jungen ist 
in der Druckindustrie stärker als in allen 
W irtschaftsz weigen.
b) Dagegen gibt es in der Druckindu­
strie eine „Beschäftigungslücke“ bei 
jüngeren Beschäftigten unter 35. Für alle 
Wirtschaftszweige zeigt die Statistik eine 
Zunahme von 20 bis 29 Jahren, in der 
Druckindustrie dagegen nur von 35 bis 
39 Jahren.
c) Die „Überalterung“, d.h. eine Ver­
schiebung der Altersstruktur nach oben, 
ist in allen Wirtschaftszweigen zu fin­
den, in der Druckindustrie ist sie aber 
weit stärker ausgeprägt und reicht bis zu 
den 65jährigen.

Daß in der Druckindustrie die Be­
schäftigtenzahl in der Zeit nach der 
Ausbildung abgenommen hat (25 bis 35 
Jahre), hängt sicher damit zusammen, 
daß die Druckkapitalisten Ende der 
siebziger Jahre darauf spekulierten, die 
Umwälzung der Produktionsmittel in der 
Satzherstellung werde Facharbeiter weit­
gehend überflüssig machen. Sie hatten 
die Ausbildung in diesen Berufen weit­
gehend eingestellt. Heute lamentiert der 
Bundesverband Druck über den Mangel 
an Facharbeitern, der tatsächlich besteht 
und nicht nur, wie die IG Druck und 
Papier immer konterte, an den olympia­
gemäßen Auswahlkriterien liegt.

In den Betrieben ist derzeit zu beob­
achten, daß die Zahl der Auszubildenden 
wieder zunimmt, daß Betriebe, die meh­
rere Jahre überhaupt nicht ausgebildet 
haben, jetzt wieder Lehrlinge im ersten 
und zweiten Lehrjahr haben. Die starke 
Zunahme der Zahl in der Altersklasse 
von 20 bis 24 Jahren zeigt, daß auch sehr 
viele junge Menschen eingestellt wur­
den, die nicht oder nicht in der Druckin­
dustrie ausgebildet sind, denn die Zahl 
der vor fünf Jahren unter 20jährigen hat 
sich inzwischen mehr als verdoppelt 
(124%).

Damit sind wir bei der Untersuchung 
nach Differenz II: Wo bleiben die Be­
schäftigten? Hier zeigt sich, daß das 
Hinausdrängen der älteren Beschäftigten 
aus dem Arbeitsprozeß in der Gesamt­
industrie noch schneller erfolgt ist als in 
der Druckindustrie. Dies mag z.T. eine 
Folge des von den Kapitalisten selbst er­
zeugten Facharbeitermangels sein, der 
die Betriebe dazu zwingt, alte Schriftset­
zer u.a. länger zu behalten.
Aus „Mitteilungen“ der AG Medien 16/89



Im nächsten Heft

CDU-Parteitag
Im Herbst und im kommenden Jahr finden eine Reihe von Kommunalwahlen (z.B. 
Baden-Württemberg, Nordrhein-Westfalen), Landtagswahlen (Niedersachsen) und 
die Wahlen zum Bundestag statt. Mit dem vom 10. bis 13. September stattfmdenden 
Bundesparteitag will sich die CDU auf die Wahlkämpfe vorbereiten. Der Bundesvor­
stand hat unter anderem einen umfänglichen Antrag zur Umwelt und Energiepolitik: 
„Unsere Verantwortung für die Schöpfung“ vorgelegt, dessen Abschnitt zur Ener­
giepolitik nahezu wörtlich aus den Reihen der großen Energiekonzerne stammen 
könnte. Die CDU versucht eine Verbindung der ökologischen Kritik mit den Kon- 
zeminteressen herzustellen.

Hungerstreiks in türkischen Gefängnissen
Knapp 2000 politische Gefangene und Kriegsgefangene beteiligen sich nach letzten 
Meldungen inzwischen an den erneuten Hungerstreiks in den Gefängnissen des türki­
schen Regimes. Zwei Gefangene, Mitglieder der PKK, sind bereits an den Mißhand­
lungen durch Gefängnisbeamte gestorben. Weitere schweben in Lebensgefahr. Die 
Unterstützung der Hungerstreikenden in der Öffentlichkeit der Türkei ist noch grö­
ßer als bei dem letzten großen Hungerstreik vor knapp einem Jahr. Unter dem Druck 
der Streikwelle hat das türkische Justizministerium jetzt eine Überprüfung des im 
vergangenen Jahr von dem damaligen Justizminister verhängten „1. August-De­
krets“ angekündigt.

C. Freudenberg: Belegschaft gegen Samstagsarbeit
Erst zum 1.10.1989 tritt im Lederbereich, zu dem der weltweit agierende Freuden­
berg-Konzern in Weinheim gehört, eine Arbeitszeitverkürzung auf 39 Wochenstun­
den in Kraft. Die Firma verlangt im Dreischichtbetrieb regelmäßige Samstagsarbeit 
und versucht das mit allen Mitteln durchzusetzen. Die Belegschaft und auch der Be­
triebsrat halten dagegen. Bei nur 12 Minuten Verkürzung pro Tag ist eine „unflexi­
ble“ Regelung schwer. Entscheidend wird sein, ob es der Personalleitung gelingt, 
genügend Zustimmung zu ihren spalterischen Angeboten an Nicht-Dreischichtler 
(z.B. „günstigere“ Gleitzeitregelungen, jetzt auch im gewerblichen Bereich) zu 
kriegen. Und die Drohung mit Standortverlagerungen wird täglich schärfer.

Betriebsverfassung im Bundestag
Die Grünen haben angekündigt, den DGB-Entwurf zur Betriebsverfassung als Ge­
setzentwurf in den Bundestag einzubringen und ihn dem Vorschlag der Bundesregie­
rung entgegenzustellen. Die Bundesregierung will die Rechte der Betriebsräte bedeu­
tend einschränken und stattdessen die Hierarchie in den Betrieben zur Gegeneinan­
derstellung verschiedener lohnabhängiger Schichten nutzen. Der DGB-Entwurf ent­
hält dagegen Ausweitung von Mitbestimmungsrechten, Absicherung der Zusammen­
arbeit von Betriebsräten und Gewerkschaft sowie Erweiterung des Geltungsbereichs 
auf alle Lohnabhängigen. Die Initiative sollte unterstützt werden, schließlich kom­
men selten von den Gewerkschaften erstellte Gesetzentwürfe in Bundestag.
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